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Wormeork 


Die Schrift, welche ich hiermit veröffentliche, habe 
ich gegen Ende des franzöſiſchen Krieges kurze Zeit vor 
Eröffnung des erſten Deutſchen Reichstages geſchrieben. 
Ueber die nächſte Veranlaſſung zu derſelben und ihren 
Zweck habe ich mich in dem einleitenden Briefe näher 
ausgeſprochen. Ich unterzog mich dieſer Arbeit damals 
um ſo lieber, weil ſie mir zugleich eine Gelegenheit bot, 
über die Aufgabe des Reichstages, zu welchem ich ein 
Mandat anzunehmen entſchloſſen war, eingehend nachzu⸗ 
denken. Die Veröffentlichung unterblieb damals gegen 
meine urſprüngliche Abſicht, weil die große Aufregung der 
Gemüther jedem Einigungsverſuche in jener Zeit ungün⸗ 
ſtig zu ſein ſchien. Wenn ich ſie jetzt nachträglich ver⸗ 
öffentliche, ſo beſtimmen mich dazu hauptſächlich zwei 
Gründe. 

Manche Hinderniſfe einer Verſtändigung und Eini⸗ 
gung unter den Katholiken in den verſchiedenen deutſchen 
Ländern ſind ſeitdem durch die inzwiſchen eingetretenen 
Ereigniſſe thatſächlich beſeitigt. Damit entfällt das Haupt⸗ 
bedenken, welches mich damals von der Veröffentlichung 
dieſer Schrift abgehalten hat. Vielleicht kann ſie jetzt zur 
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erneuten Prüfung der Fragen, welche zu einem einheitlichen 
Programme gehören müſſen, und zu einer Verſtändigung 
über dieſelben einigen Nutzen gewähren. 

Der zweite Grund, welcher mich beſtimmt, dieſe 
Schrift jetzt und zwar weſentlich, ſo wie ſie damals ver⸗ 
faßt war ), zu veröffentlichen, beſteht darin, daß fie zu: 
gleich als „Stimmungszeichen“ aus ultramontanen Kreiſen 
aus der Zeit der Gründung des Deutſchen Reiches dienen 
kann. Durch meine Theilnahme an dem Reichstage und 
durch andere Umſtände iſt es geſchehen, daß man mir viel⸗ 
fach eine politiſche, ja ſelbſt eine cinflußreiche und leitende 
politiſche Thätigkeit zuſchreibt. Das iſt nun thatſächlich 
durchaus unbegründet, da ich, abgeſehen von der Theil⸗ 
nahme am Frankfurter Parlament im Jahre 1848, an den 
erſten Seſſionen des Reichstages und der Abfaſſung einiger 
politiſchen Schriften, jeder politiſchen Thätigkeit und noch 
mehr jeder politiſchen Agitation durchaus fern ſtehe. Ein 
Proteſt gegen dieſes Urtheil, unter Berufung auf mein von 
weltlichen Angelegenheiten abgeſchiedenes, mit den Pflichten 
meines biſchöflichen Amtes ausgefülltes Leben, würde daſſelbe 
nicht zu berichtigen vermögen. Die fixen Ideen und Vorurtheile 
unſerer Gegner laſſen ſich überhaupt weder durch That⸗ 
ſachen, noch durch Gründe widerlegen. Ich muß es mir 
daher gefallen laſſen, mehr und weniger als eine politiſche 
Perſönlichkeit in dieſen Kreiſen angeſehen zu werden. Unter 
dieſen Umſtänden hat den vielen Verdächtigungen gegenüber 
die Veröffentlichung einer Schrift, worin ich die Geſinnung 
ausgeſprochen, mit welcher ich dem erſten Reichstage und der 
Gründung des Deutſchen Reiches entgegengegangen bin, wohl 


1) Nur Abſchnitt IX. iſt ganz neu hinzugekommen. 
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eine hinreichende Begründung. Der Charakter rückhaltloſer 
Aufrichtigkeit wird ihr auch von den Gegnern wohl nicht 
abgeſprochen werden können; dadurch aber kann ſie für die 
Zukunft als eines der vielen Zeugniſſe dafür dienen, mit 
welcher ſyſtematiſchen Unredlichkeit und Lügenhaftigkeit man 
uns eine reichsfeindliche Geſinnung angedichtet hat. Dieſe 
Rückſicht bei Herausgabe der Schrift wird mich auch wohl 
in den Augen jener entſchuldigen, welchen es etwa auffäl⸗ 
lig erſcheinen mag, daß ein Biſchof unter den ſchweren 
Bedrängniſſen der Kirche eine Schrift veröffentlicht, welche 
ſich mit politiſchen Fragen und nicht ausſchließlich mit der 
Vertheidigung der Rechte der Kirche beſchäftigt. 

Noch ein Wort fühle ich mich gedrungen beizufügen. 

Viele Hoffnungen, welche mich zur Zeit der Abfaſ⸗ 
ſung erfüllten, ſind freilich für die nächſte Zukunft verſchwun⸗ 
den. Manches paßt deßhalb auch nicht mehr ganz auf die 
Gegenwart. Die Erwartung, das Deutſche Reich werde 
auf einer chriſtlichen Grundlage errichtet und bei Behand: 
lung der kirchlichen Angelegenheiten von dem Geiſte gelei⸗ 
tet werden, welcher ſeit 25 Jahren bei dem Verfahren der 
preußiſchen Regierung maßgebend war, iſt gründlich ver⸗ 
eitelt worden. Die vertrauensvolle Geſinnung, mit welcher 
der größte Theil der Katholiken in Deutſchland der Neu⸗ 
geſtaltung des Reiches entgegenging, iſt in der abſtoßend⸗ 
ſten, härteſten, feindſeligſten Weiſe erwiedert worden. Zu 
der ungerechteſten Härte hat man noch den Hohn hinzu⸗ 
gefügt, uns als die Friedensſtörer auszuſchreien und die 
gewaltthätigen Maßregeln gegen uns mit dem heuchleri⸗ 
ſchen Scheine zu beſchönigen, als ob wir zu denſelben durch 
unſere Reichsfeindlichkeit Veranlaſſung gegeben hätten. Und 
ganz ähnlich, wie man ſich in einem früheren Kriege mit. 
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Revolutionären anderer Länder verbunden hat, ſo ver⸗ 
ſchmäht man es auch jetzt nicht, mit Verräthern ihrer eige⸗ 
nen Kirche in Verbindung zu treten, um ſich ihrer, unter 
dem Vorwande, daß ſie die wahren Katholiken ſeien, im 
Kampfe gegen die Kirche zu bedienen. Ich weiß nicht, ob 
je eine Minderheit von einer gewaltthätigen Mehrheit in⸗ 
humaner, intoleranter, ungerechter behandelt worden iſt, 
als wir Katholiken in dem neuen Deutſchen Reiche. Das 
Alles darf uns aber. nicht abhalten, unſere Pflichten gegen 
das Deutſche Reich treu zu erfüllen und an ſeinem Wohle 
nach Kräften mitzuwirken. Unſer Programm hat zwar keine 
Hoffnung, in der nächſten Zeit verwirklicht zu werden, wir 
richten aber unſere Handlungen nicht nach augenblicklichen 
Bedürfniſſen und den Schwankungen des Zeitgeiſtes, ſon⸗ 
dern nach ewigen Principien, welche allein den Frieden und 
das Glück der Völker begründen und nach Zeiten revolu⸗ 
tionären Umſturzes endlich immer wieder zur Herrſchaft 
gelangen. 


Gechrtefter Berr! 


Vie haben mich aufgefordert, Ihnen meine Gedan⸗ 
ken über ein Programm für die Katholiken in Deutſchland 
auszuſprechen. | | 

Ich komme dieſem Wunſche nach, ſo gut ich es ver: 
mag, und mit voller Offenheit. Ich glaube zwar nicht, 
daß jetzt ſchon die Zeit da iſt, um an ein definitives Pro⸗ 
gramm für alle Katholiken in Deutſchland zu denken. 
Dazu gehen die Anſichten wohl noch zu weit auseinander 
und nur die großen Ereigniſſe, in deren Entwickelung wir 
uns befinden, werden im Stande ſein, allmälig alle die 
Hinderniſſe zu beſeitigen, welche jetzt noch einer politiſchen 
Vereinigung der Katholiken vielfach entgegenſtehen. Noch 
weniger glaube ich ſelbſt, für die Aufſtellung eines defini⸗ 
tiven Programmes berufen zu ſein. Wenn ich daher den⸗ 
noch Ihrem Wunſche entſpreche, ſo betrachte ich meine Ar⸗ 
beit nur als eine entfernte Vorarbeit für jenen Zweck, nur 
als einen Beitrag zur ſpäteren Löſung dieſer Aufgabe. 

Unter dieſer Verwahrung werden Sie es mir auch 
geſtatten, daß ich meine Antwort veröffentliche und ſie da⸗ 
durch allen Katholiken zur Prüfung vorlege. In unſerer 


Zeit iſt im öffentlichen Leben nur ſtark, was mit voller 
v. Retteler, Katholiken. 1 
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Klarheit über das Endziel und über die Mittel, es zu er⸗ 
reichen, geeinigt auftritt und organiſirt iſt. Die größte 
Zahl iſt ohnmächtig ohne Organiſation; eine verhältniß⸗ 
mäßig kleine Zahl iſt dagegen mächtig durch ſie. Das 
ſehen wir an allen politiſchen Parteien. Wir Katholiken 
werden daher in dem neuen Deutſchen Reiche nur ſo viel 
gelten, als wir gut organiſirt, in unſeren Endzielen und 
Mitteln klar und einig ſind; ſonſt werden wir abermals 
ein Spielball unſerer Gegner ſein, wie wir es aus dem⸗ 
ſelben Grunde ſchon ſo oft geweſen ſind. Wenn uns daher 
die Grundſätze theuer ſind, welche wir bisher vertreten 
haben, wenn wir die Religion lieben, die wir bekennen, 
wenn wir ſie unſeren Nachkommen bewahren, wenn wir 
ein chriſtliches Vaterland behalten wollen, ſo müſſen wir 
uns organiſiren, mit vereinten Kräften unſeren Gegnern 
entgegentreten und von jedem Blatte, das wir unterſtützen, 
"von jedem Abgeordneten, den wir für die verſchiedenen 
politiſchen Verſammlungen wählen, entſchieden fordern, daß 
ſie unſer Programm annehmen. Wir müſſen uns ſo or⸗ 
ganiſiren, daß jeder Katholik in Deutſchland, er ſei Bür⸗ 
ger oder Bauer, über unſere Beſtrebungen vollkommen im 
Reinen und bereit iſt, für ſie in dem Kreiſe ſeiner Thätig⸗ 
keit entſchieden und kräftig einzuſtehen. Nur dann werden 
wir jene Geltung in Deutſchland erringen, auf die wir ein 
gut gegründetes Recht haben. | | 

Wenn ich aber von einem Programme für die Ka⸗ 
tholiken rede, ſo bin ich doch weit davon entfernt, an ein 
Programm zu denken, welches ausſchließlich katholiſche In⸗ 
tereſſen vertritt. Der ganze Inhalt meiner Vorſchläge wird 
das Gegentheil beweiſen. Alle politiſchen Rechte, die ich 
im Deutſchen Reiche für die Katholiken in Anſpruch nehme, 
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fordere ich ganz jo für alle andern berechtigten Confeſſio⸗ 
nen. Dieſelben Prinzipien können in dem gleichen Umfange 
von allen Proteſtanten anerkannt, ja ſie müſſen von Allen 
angenommen werden, welche wahre Parität für die ver⸗ 
ſchiedenen chriſtlichen Confeſſionen ſordern, und unter Re⸗ 
ligion nicht Bekenntnißloſigkeit verſtehen, ſondern den chriſt⸗ 
lichen Glauben, wie er in Deutſchland geſchichtlich und recht⸗ 
lich beſteht. Ich hoffe daher, daß ein ſolches katholiſches Pro⸗ 
gramm das Programm aller gläubigen Chriſten und aller 
rechtlich denkenden Menſchen in Deutſchland werden kann. Ich 
könnte es deßhalb „ein Programm für alle rechtlich und 
chriſtlich denkenden Männer in Deutſchland“ nennen. Nur 
der moderne Liberalismus mit ſeiner tiefeingewurzelten 
Ungerechtigkeit, mit ſeinem Haſſe gegen jedes gläubige, 
chriſtliche Bekenntniß, mit ſeiner totalen Unfähigkeit, auch 
andere Anſichten als die ſeinigen unter dem Schutze der 
allgemeinen Freiheit zu dulden, iſt davon ausgeſchloſſen. 
Wenn ich mich aber dennoch zunächſt an die Katholiken 
wende, ſo geſchieht es hauptſächlich aus dem Grunde, weil 
die Mißverſtändniſſe zwiſchen uns und den bekenntniß⸗ 
treuen Proteſtanten augenblicklich noch viel zu groß find, 
um an eine politiſche Vereinigung zu denken. Viel⸗ 
leicht wird die gemeinſchaftliche Noth dieſes Reſultat 
herbeiführen. Eine katholiſche Partei iſt deßwegen auch 
nur vorübergehend nothwendig. Sind erſt die Prinzipien 
wahrer Gerechtigkeit, welche wir vertreten, Grundprinzipien 
des Deutſchen Reiches geworden; iſt der Liberalismus mit 
ſeinen ungerechten, gewaltthätigen Beſtrebungen gründlich 
überwunden, dann wird von ſelbſt die katholiſche Partei 
als ſolche aufhören. 

Geſtatten Sie mir, geehrter Herr, noch eine Bemer⸗ 
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kung, ehe ich zu dem Programme und deſſen Motiven felbft 
übergehe. 

Ich höre oft von Katholiken, von den Gegnern, wie 
von den Freunden Preußens, einſeitige Urtheile über 
Preußen. 

Die Gegner werfen Preußen vor, daß es nicht über⸗ 
all den Katholiken gerecht ſei und indem ſie hierfür, wie 
es ſehr leicht ift, Beweiſe ſammeln, bald in dem Verfahren 
preußiſcher Beamten, bald in der unzweifelhaft noch viel⸗ 
fach fortbeſtehenden Verletzung der Parität in den inneren 
Verhältniſſen Preußens, machen ſie Schlüſſe, die unberech⸗ 
tigt ſind, namentlich daß die Kirche von Seiten Preußens 
und einer preußiſchen Regierung niemals Gerechtigkeit zu 
hoffen habe. Die Anderen gründen dagegen darauf, daß 
in Preußen in den letzten Jahren die Kirche nicht ſo 
ſchimpflich behandelt worden iſt, wie in anderen deutſchen 
Ländern; daß man ihre geſetzliche Berechtigung anerkannt 
hat, ebenſo übertriebene, unberechtigte Hoffnungen, indem 
ſie Preußen bereits als eine Säule der katholiſchen Kirche 
anſehen. 

Das Eine, wie das Andere iſt gleich unberechtigt. 
Preußen iſt ſeiner ganzen Geſchichte und ſeinem vorherr⸗ 
ſchenden Geiſte nach proteſtantiſch. Dem Umſtande, daß 
in Preußen ein gutes, charakterfeſtes katholiſches Volk 
lebt, daß dort in allen Lebensverhältniſſen, auch im 
Staatsdienſte, eine große Anzahl tüchtiger Katholiken ſich 
befindet, daß auch in den höchſten Kreiſen ſeit der Regie⸗ 
rung des verſtorbenen Königs ſich eine wohlwollende und 
gerechte Beurtheilung katholiſcher Verhältniſſe Bahn zu 
brechen anfing, daß endlich die Rathgeber dieſes Königs 
klug genug waren, um ſolchen Verhältniſſen zum Heile des 
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Staates Rechnung zu tragen und ſich, nicht in den anti⸗ 
katholiſchen Parteifanatismus anderer Länder hineinziehen 
zu laſſen — verdanken wir die relativ günſtigen Verhält⸗ 
niſſe in Preußen. Dieſe werden dauern und zunehmen, 
wenn jene Vorausſetzungen fortdauern und wachſen. Die 
weſentlichſte unter dieſen aber iſt, daß die Katholiken in 
Doͤutſchland eine Macht bilden im öffentlichen Leben, in 
der Preſſe und in den Kammern. Wenn dagegen jene 
Vorausſetzungen wegfallen, wenn wir im öffentlichen Leben 
ohne Macht und Einfluß daſtehen, ſo haben wir von un⸗ 
ſeren Gegnern Alles zu befürchten, und zwar um ſo mehr, 
als wir mit dem Ausſcheiden Oeſterreichs aus dem Deut⸗ 
ſchen Reiche zehn Millionen Katholiken verloren haben 
und jetzt nur mehr ein Dritttheil der Geſammtbevölkerung 
ausmachen, während wir früher mehr, als die Hälfte 
bildeten. 

Da die knappe Form eines Programms ohne Er⸗ 
läuterung Mißverſtändniſſe hervorrufen würde, ſo füge ich 
dem Programme ſelbſt eine eingehendere Motivirung und 
Erklärung bei. | 


| Mainz, im Februar 1871. 
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Rückhaltloſe Anerkennung der deutſchen Reichsgewalt 
innerhalb der Grenzen ihres jetzigen Rechtsbeſtandes. 
Feſtes nationales Bündniß mit . dem deut⸗ 
ſchen Oſt⸗ Reiche. 

Redliche Anerkennung der Selbständigkeit der zum 
Deutſchen Reiche gehörigen Einzelländer, ſoweit es 
die nothwendige Einheit des Reiches zuläßt und 
nach Maßgabe der Reichsgeſetze. 

Die chriſtliche Religion iſt ſowohl im Reiche als in den 
einzelnen Staaten bei allen Einrichtungen, welche mit 
der Religionsübung im Zuſammenhang ſtehen, un⸗ 
beſchadet der Religionsfreiheit, zu Grunde zu legen. 
Die anerkannten chriſtlichen Confeſſionen ordnen und 
verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig und ver⸗ 
bleiben im Beſitze und Genuß der für ihre Cultus⸗, 
Unterrichts⸗ und Wohlthätigkeitszwecke geſtifteten ke 
ſtalten und Fonds. 

Ein deutſches Reich fordert vor Allem deutſches 
Recht und deutſche Freiheit im Sinne eines geſicher⸗ 
ten Rechtsgebietes für die individuelle und genoſſen⸗ 
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ſchaftliche Freiheit und im Gegenſatz zu der lügen: 
haften Freiheit des Abſolutismus und Liberalismus, 
welche die Freiheit des Individuums und der 
Genoſſenſchaft vernichten. 

Damit verbunden Freiheit des höheren, des mitt⸗ 
leren und des niederen Unterrichtes, unter geſetz⸗ 
lich geregelter Staatsaufſicht, und Einrichtung der 
Staatsſchule nicht nach der Willkür der Staats⸗ 
behörden, ſondern nach den realen, religiöſen, gei⸗ 
ſtigen und ſittlichen Verhältniſſen des Volkes. 

Ein deutſches Reich fordert deutſche Verfaſſungs⸗ 
formen auf allen Gebieten, nicht nur der Reichs⸗ 


und Landesverfaſſung, ſondern auch der ganzen 


geſellſchaftlichen Verfaſſung des Volkes für alle ſeine 
Bedürfniſſe; corporative Organiſation, im Gegenſatz 
zu den mechaniſchen Verfaſſungsformen des Libera⸗ 
lismus; Selbſtverwaltung im Gegenſatz zur reinen 
Beamtenherrſchaft. 
Insbeſondere eine dieſen Grundſätzen entſprechende 
innere Landes⸗, Gemeinde⸗ und Kreisverfaſſung. 
Ausbau der Reichsverfaſſung: 
1. durch ein Oberhaus, 1 
2. durch ein oberſtes Reichsgericht als unantaſtbares 
Bollwerk des geſammten deutſchen Rechtszuſtan⸗ 
des, als Bollwerk des öffentlichen Rechtes und 
als Rechtscontrole für die Reichs⸗ und Landes⸗ 
verwaltung. | 


Ordnung des Staatsſchuldenweſens, Verminderung 


der Staatslaſten, Ausgleichung der Steuern. Als 
Mittel dazu: 
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XIII. 
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1. Einführung der Börfeniteuer. - 

2. Einführung der Einkommenſteuer für die Grün: 
dungs⸗ und Actiengeſellſchaften. 

3. Betrieb der Eiſenbahnen auf Staatskoſten. 

Minderung der Militärlaſt. 

5. Wegfall der Steuer auf die nothwendigſten Les 
bensbedürfniſſe. 

Corporative Reorganiſation des Arbeiterſtandes und 

des Handwerkerſtandes. 

Geſetzlicher Schutz der Arbeiterkinder und der Ar⸗ 

beiterfrauen gegen die Ausbeutung der Geldmacht. 

Schutz der Arbeiterkraft durch Geſetze über Arbeitszeit 

und die Sonntagsruhe. | 

Geſetzlicher Schutz der Geſundheit und Sittlichkeit 

der Arbeiter bezüglich der Arbeitslokale. 

Aufſtellung von Inſpektoren zur Controle der zum 

Schutze des Arbeiterſtandes erlaſſenen Geſetze. 

Geſetzliches Verbot aller geheimen Geſellſchaften, ins⸗ 

beſondere des Freimaurerordens als Geheimbund. 
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| Erlänterang und Begründung des Progyamms, 


1. 


Bas Deutſcht Reid. 


Die Wege, auf welchen das Deutſche Reich entſtan⸗ 
den iſt, kann ich mit Ausnahme deſſen, was ſeit der fran⸗ 
zöſiſchen Kriegserklärung geſchehen, nicht billigen. Das 
wäre ein Aufgeben der Grundſätze der Gerechtigkeit, eine 
der Nützlichkeitstheorie dargebrachte Huldigung. Der Zweck 
rechtfertigt nie unrechtliche Mittel, weder im öffentlichen, 
noch im Privatleben. Der König von Preußen hat mit 
voller Wahrheit der Deputation des Herrenhauſes in Ver⸗ 
ſailles geantwortet, daß man nie vergeſſen dürfe, daß das 
jetzt erreichte Reſultat das Facit der ganzen preußiſchen 
Geſchichte ſei. Weil das wahr und weil alſo nicht 
allein der letzte Krieg der Grund deſſelben iſt, deßwegen 
können wir nicht alle dieſe Wege billigen. 

In der preußiſchen Geſchichte erkennen wir, inſoweit 
das jetzt vorliegende Reſultat daraus hervorgegangen, zwei 
Richtungen: Erſtens im Bunde mit den übrigen deutſchen 
Fürſten das Streben nach voller Souveränetät und als Mit⸗ 
tel dazu, nach Schwächung und allmäliger Auflöſung des 
alten deutſchen Reiches; zweitens, nachdem dieſes Ziel 
erreicht war, das Streben, ſelbſt an die Spitze des deut⸗ 
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ſchen Reiches zu kommen, und als Mittel hierfür, die Ver⸗ 
hinderung jeder Erſtarkung des deutſchen Bundes. Dieſe 
Beſtrebungen kann nur der billigen, welcher, wie die be- 
kannten preußiſchen Geſchichtsbaumeiſter, in dieſer Ent⸗ 
wickelung Preußens eine Naturnothwendigkeit erkennt. 
Naturgeſetze ſind ſelbſtverſtändlich immer berechtigt. 

Ebenſowenig kann ich das Reſultat des jetzigen Krie⸗ 
ges mein Ideal nennen. Mein Ideal wäre ein deutſches 
Reich geweſen, in welchem das Recht aller deutſchen Völ⸗ 
ker auf Reichseinheit volle Befriedigung gefunden; das 
wäre ein Reich geweſen, in welchem auch das alte deutſche 
Kaiſerhaus mit ſeinen alten deutſchen Volksſtämmen einen 
Platz erhalten hätte. Ein in dynaſtiſchem Intereſſe ver⸗ 
ſtümmeltes Deutſches Reich iſt nicht mein Ideal. 

Aber auch der deutſche Bund war nicht mein 
Ideal. Der deutſche Bund war vorwiegend eine große 
träge Maſſe mitten in Europa, die für Erhaltung des all⸗ 
gemeinen Friedens und für die Förderung materieller In⸗ 
tereſſen dienlich war. Er war aber nur eine Staatsform 
für Intereſſen, nicht für Ideen. Er war ohne chriſtliche, 
ohne ſittliche, ohne nationale, ohne Rechtsidee. Er war 
eine Erſtickungsanſtalt für alles Hohe und Geiſtige, was 
ein Volk veredelt. Er entſprach deßhalb weder der 
deutſchen Geſchichte, noch dem Rechte des deutſchen Volkes 
auf ein einiges, mächtiges Reich. Er war theils ein Werk 
der Eiferſucht fremder Höfe, theils der dynaſtiſchen In⸗ 
tereſſen der deutſchen Fürſten. Das Höchſte, was zu ſei⸗ 
ner Entſchuldigung geſagt werden kann, iſt die unermeß⸗ 
liche Miſere der Verhältniſſe, aus welchen er entſprungen 
iſt, und der gänzliche Mangel großer, nationaler und chriſt⸗ 
licher Ideen in allen leitenden Kreiſen der damaligen Zeit. 
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Daß aber aus dem deutschen Bunde ſich nicht wie⸗ 
der ein deutſches Neich entwickelt hat, wie wir es erſehn⸗ 
ten, oder eine andere Staatsform, welche den nationalen 
Bedürfniſſen des deutſchen Volkes entſprach, dafür mache 
ich keinen einzelnen Staat und auch keinen einzelnen 
Staatsmann allein verantwortlich. Es iſt wahr, wenn man 
ſagt, daß Preußen es nicht wollte. Es iſt aber auch wahr, 
wenn man ſagt, daß Oeſterreich es nicht konnte. Preußen 
wollte es nicht, weil es ſelbſt an der Spitze des deutſchen 
Reiches zu ſtehen verlangte. Auch an dieſem Streben war 
nicht Alles unberechtigt. Die ſtaatlichen Zuſtände waren 
ſoviel kräftiger, geſunder und geordneter in Preußen, daß 
es ſchon deßhalb ſchwer war, ſich entweder von der todten 
Form des Bundes immer beherrſchen zu laſſen oder im 
deutſchen Reiche ſich Oeſterreich unterzuordnen. N 

Oeſterreich konnte es aber nicht ſeiner inneren Zu⸗ 
ſtände wegen. Es war dadurch gebunden, gebannt in 
die Formen des Bundes und konnte keine Politik befol⸗ 
gen, welche die berechtigten nationalen Gefühle des deut⸗ 
ſchen Volkes befriedigt hätte. Weder die Ungarn, noch 
die Böhmen wollten einen Kaiſer von Deutſchland, und der 
deutſche Liberalismus, welcher in Deutſch⸗ Oeſterrelch 
herrſchte, ſchwächte Oeſterreich mehr, als die verlorenen 
Schlachten in Italien und Böhmen. Dieſer Liberalismus 
iſt ſeit lange das Gift, welches Oeſterreich machte und 
kraftlos macht. Nach dem unſeligen Frieden von Campo 
Formio ſchrieb Thugut, zu deſſen größtem Schmerze er 
abgeſchloſſen war: „Was aber meine Verzweiflung erhöht, 
iſt die ſchändliche Herabwürdigung unſerer Wiener, die 
ſchon beim bloßen Namen „Friede“ im Taumel der Freude 
ſind, ohne daß auch nur Einem die guten oder ſchlechten 
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Bedingungen dieſes Friedens nahe gingen. Niemanden geht 
die Ehre der Monarchie zu Herzen; auch nicht was aus 
dieſer Monarchie von heute in zehn Jahren geworden ſein 
wird. Wenn man nur für den Augenblick in die Redou⸗ 
ten laufen und „Backhändel“ eſſen kann. Wie iſt es mit 
ſolchen Geſinnungen nur möglich, der Energie eines Bo⸗ 
naparte Stand zu halten, der allen Zufällen kühn die 
Stirne bietet !).“ Das iſt aber ganz und gar der Wiener 
Liberalismus auch unſerer Tage. Er iſt ſich gleich geblie⸗ 
ben vom Frieden von Campo Formio bis zum Prager 
Frieden. Jetzt wie damals dieſelbe Gleichgiltigkeit bei 
den großen Niederlagen Oeſterreichs; jetzt wie damals 
derſelbe Freudentaumel beim bloßen Namen „Friede.“ 
Wie iſt es möglich, mit ſolchen Geſinnungen der Ener⸗ 
gie eines Bonaparte, der Energie eines Bismarck 
Stand zu halten? Dieſe „Backhändel“⸗Geſinnung des 
öſterreichiſchen Liberalismus und vieler maßgebenden 
Kreiſe, welche ſeit ſo langer Zeit ein ſo tüchtiges Volk 
beherrſcht und, ſo viel ſie vermag, verdirbt, ohne wahren 
Patriotismus, ohne Pflichtgefühl, ohne innere Tüchtigkeit, 
nur der Lebensluſt und dem Börſenſchwindel fröhnend, war 
den preußiſchen Staatsmännern ein Gegenſtand des Spot⸗ 
tes. Ein ſo zerriſſenes Oeſterreich konnte nicht über den 
deutſchen Bund hinauskommen. N 

Wenn aber auch das jetzige Deutſche Reich nicht mein 
Ideal iſt, ſo hindert mich das nicht, es nicht nur dem 
deutſchen Bunde, ſondern auch dem alten deutſchen Reiche 
in ſeinen letzten Zeiten vorzuziehen. Ich betrachte es näm⸗ 
lich als eine bedeutende Abſchlagszahlung, welche dem 


1) S. von Vivenot, Zur Geſchichte des Raſtadter Congreſſes. 
Einleitung S. III. 
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Rechte des deutſchen Volkes, eine einige große Nation zu 
bilden, durch die Gründung deſſelben geleiſtet worden iſt. 

Bei dieſer Auffaſſung leitet mich nicht der Hinblick 
auf das Intereſſe eines einzelnen deutſchen Fürſtenhauſes, 
ſondern lediglich der Hinblick auf das Recht des geſamm⸗ 


ten deutſchen Volkes. Viele haben ſich daran gewöhnt, 


bei ähnlichen Fragen die Rückſicht auf das Fürſtenhaus, 
dem ſie in Liebe und Treue anhängen, an die Spitze zu 
ſtellen und nach dieſem Maßſtabe dann Alles zu meſſen. 
Das iſt aber ein Urtheil, welches zwar aus den edelſten 
Gefühlen des deutſchen Herzens entſpringt, dennoch aber 
zu einem höchſt einſeitigen Reſultate führt und jede Ver⸗ 
ſtändigung unmöglich macht. Neben dem Rechte der Habs⸗ 
burger, der Hohenzollern, der Wittelsbacher u. ſ. w. hat 
auch das geſammte deutſche Volk ein Recht bei der Ge⸗ 
ſtaltung des Deutſchen Reiches, und auf Grund dieſes Rech⸗ 
tes müſſen wir uns vereinigen. Nicht weil ich glaube, 
daß die Politik der Hohenzollern in Deutſchland berechtigt 
geweſen, bin ich für dieſe theilweiſe Einheit des deutſchen 
Volkes, ſondern weil ich glaube, daß dieſe ein Recht des 
deutſchen Volkes theilweiſe befriedigt und ein Unrecht am 
deutſchen Volke theilweiſe wieder gutmacht. Obwohl uns 
daher die Trennung vom alten deutſchen Kaiſerhauſe und 
ſo vielen alten deutſchen Volksſtämmen mit tiefem Schmerz 
erfüllt, ſo müſſen wir dieſe Neugeſtaltung doch mit voller 
Ergebung hinnehmen, weil durch ſie das Recht des deutſchen 
Volkes auf eine nationale Exiſtenz beſſer wie bisher und 
vielleicht unter den gegebenen faktiſchen Verhältniſſen in 
der einzig möglichen Weiſe befriedigt worden iſt. 

Aus der bisher entwickelten Anſchauung ergeben ſich 
nun die beiden erſten Sätze meines Programmes. 
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Der erſte drückt die rückhaltloſe Anerkennung der 
deutſchen Reichsgewalt innerhalb der Grenzen ihres jetzigen 
Rechtsbeſtandes und ſomit die Pflicht aus, zur Kräf⸗ 
tigung und Stärkung derſelben Alles beizutragen, was 
treue Vaterlandsliebe zu leiſten im Stande iſt. In dieſer 
Geſinnung darf ſich die katholiſche Partei von keiner an⸗ 
deren übertreffen laſſen. Sie muß auch den Schein ver⸗ 
meiden, als ob ſie nur mit Vorbehalt, mit Hintergedanken 
die jetzigen Zuſtände anerkenne. 
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II. 


Werhältniß des Deutſchen Reiches zu Oeſterrtich. 


Der zweite Satz fordert dann für dieſes Deutſche 
Reich den innigſten Anſchluß an Oeſterreich. Zwiſchen 
beiden Ländern muß ein ſo feſtes Bündniß beſtehen, daß 
es mehr einen nationalen, als internationalen Charak⸗ 
ter hat. | 

Das fordert die Natur der Dinge. 

Mag man das eine Land „Deutſches Reich,“ das 
andere Oeſterreich nennen, ſo kann der Name die Wahr⸗ 
heit nicht aufheben, daß auch Oeſterreich ſeiner Geſchichte, 
ſeinem Fürſtenhauſe und ſeinen beſten Volksſtämmen nach 
zu Deutſchland gehört, und daß dieſe Länder deutſche 
Länder ſind und bleiben. Ich habe ſchon im Jahre 1866 
die Anſicht ausgeſprochen ), daß die Verwirklichung des 

1) Siehe meine Schrift: „Deutſchland nach dem Kriege von 
1866,“ S. 76 ff. 
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großdeutſchen Gedankens, nämlich eines großen deutſchen 
Reiches mit allen Ländern, die zu Oeſterreich und Preu⸗ 
ßen gehören, jetzt nicht mehr möglich ſei; daß dagegen 
unter den nunmehr denkbaren Wegen: erſtens der Zwei⸗ 
theilung Deutſchlands durch die Maingrenze, zweitens der 
Dreitheilung in einen Nordbund, einen Südbund und 
Defterreih, und endlich drittens der Vereinigung des ge⸗ 
ſammten nicht ⸗öſterreichiſchen Deutſchlands unter Preußen, 
der letzte den Vorzug verdiene, jedoch unter der doppelten 
Bedingung, daß die beiden Brudervölker Oeſterreich und 
Deutſchland durch das innigſte Band verbunden und 
daß die einzelnen Länder wieder mit Preußen in der 
Art vereiniget würden, daß Preußen auf die Verwirklichung 
des Einheitsſtaates vollſtändig verzichte und die wohlbe⸗ 
rechtigte Eigenthümlichkeit der einzelnen deutſchen Länder, 
ſoweit ſie die Einheit des Reiches nicht hindere, redlich 
anerkenne. | 

Dieſes enge Bündniß zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und Oeſterreich fordert aber auch das wohlverſtandene In⸗ 
tereſſe des Deutſchen Reiches ſelbſt. 

Nur dann, wenn dieſe Verbindung ſo innig und feſt 
iſt, daß beide Reiche allen andern Mächten gegenüber wie 
ein großes Geſammtreich daſtehen, kann das neue Deutſche 
Reich vor ſchweren Erſchütterungen, die ſeine Exiſtenz be⸗ 
drohen, bewahrt werden. Der nächſte Krieg wird Frank⸗ 
reich ganz anders gerüſtet finden, wie der eben abgelau⸗ 
fene. Alle Länder um uns herum werden ſich bemühen, 
das Beiſpiel Preußens in ihrer Militärorganiſation ſo 
pünktlich, ſo genau, ſo maſſenhaft nachzuahmen, wie ſie es 
irgend vermögen. So günſtige Verhältniſſe, wie bei dieſem 
Kriege, findet Deutſchland vorausſichtlich nie wieder. Mit 

v. Ketteler, Katholiken. 2 
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ſolchem Aberwitz, wie Napoleon, werden ſich nie wieder 
europäiſche Völker mit Deutſchland in einen Krieg ein⸗ 
laſſen. GE | 

Wer kann ohne Verblendung die Gefahren der mög: 
lichen Allianzen gegen Deutſchland verkennen? Wenn 
Frankreich nach fünf Jahren nur Einen Verbündeten fin⸗ 
det, z. B. Rußland oder England mit Dänemark und 
Schweden, ſo iſt bei allem Heldenmuthe des deutſchen 
Volkes unſere Exiſtenz bedroht. Nur durch die innigſte 
Verbindung mit Oeſterreich werden alle Gefahren leicht 
und ſicher abgewendet. Nur durch ſie wird auch einiger⸗ 
maßen das erreicht, was Jene erſtrebten, die zur groß⸗ 
deutſchen Partei gehörten. 


III. 


Terhältuiß der Rtichsgtwalt zu den übrigen deutſchen 
Staaken. 


Der ſog. Partikularismus beſteht aus den verſchie⸗ 
denſten Elementen, an denen Vieles mit dem Weſen und 
der geſchichtlichen Entwickelung des deutſchen Volkes innig 
zuſammenhängt; Anderes im Grunde wohl berechtigt iſt, 
aber nicht in den Folgerungen, welche daraus gezogen 
werden; Anderes wiederum aus unklaren Zuneigungen 
und Abneigungen hervorgeht; Anderes endlich ganz unbe⸗ 
rechtigt iſt. Wir müſſen dieſe verſchiedenen Beſtandtheile 
unterſcheiden, wenn wir über das Verhältniß der Reichs⸗ 
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el zu den einzelnen Staaten zu einem richtigen Re⸗ 
ſultate kommen wollen. 


Berechtigt am Partſtularismus iſt das Band der 


Treue und Liebe, welches die alten deutſchen Volksſtämme 
mit ihren alten Fürſtenhäuſern verbindet. Diefe Treue 
müſſen wir pflegen und ehren, ſo viel wir vermögen, und 
den Hohn mit Abſcheu brandmarken, mit welchem gewiſſe 
offizidfe Blätter jede Kundgebung dieſer Geſinnung be⸗ 
ſchimpfen und denunziren. So hoch wir aber auch dieſes 
| Verhältniß achten, ſo dürfen wir doch nicht vergeſſen, daß 
durch die willkürlichen Territorialveränderungen im An⸗ 
fange dieſes Jahrhunderts daſſelbe weſentlich beeinträchtigt 
iſt. Dieſes durch Religion, Geſchichte und vielhundert⸗ 
jährige Wechſelwirkungen ſich knüpfende ſittliche Band der 
Liebe und Treue zwiſchen Fürſt und Volk läßt ſich nicht 
durch willkürliche Veränderungen der Landesgrenzen bald 
auf dieſes, bald auf jenes Fürſtengeſchlecht gleichſam auf 
Commando übertragen. Die willkürlichen Territorialver⸗ 
änderungen ſeit jener Zeit haben daher dieſes alte Band 
„ſchon weſentlich gelockert und vielfach vernichtet. 5 

Berechtigt iſt ferner am Partikularismus die Liebe 
des deutſchen Volkes zu ſeiner Heimath, zu ſeinem Hei⸗ 
mathslande, zu dem alten deutſchen Volksſtamme, dem 
Jeder angehört. Dieſe Liebe zur Heimath und zum Hei⸗ 
mathslande iſt auch die natürliche Grundlage für die Liebe 
zum gemeinſamen deutſchen Vaterlande. Wo erſtere fehlt, hat 
auch der deutſche Patriotismus keinen feſten Grund und 
keine tiefen Wurzeln. Es iſt aber wieder eine Illuſion, 
wenn man dieſe tiefgewurzelte Anhänglichkeit ohne weiters 
auf die Gebietseintheilung überträgt, wie ſie aus der 
Säculariſation hervorgegangen iſt. Die jetzige Eintheilung 
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hat ja vielfach nichts zu thun mit der der alten deutſchen 
Reichsländer. Dieſe waren lebenskräftige Organismen, die 
ſich durch die Natur und die Geſchichte im Laufe vieler Jahrhun⸗ 
derte gebildet hatten; jene ſind zum Theil willkürliche Lan⸗ 
desbezirke, die innerlich nicht mehr miteinander zuſammen⸗ 
gehören, als wie mit jedem andern deutſchen Lande. Sie 
wurden ja ohne Rückſicht auf Geſchichte, auf Charakter, 
auf die Intereſſen der einzelnen Landestheile ſelbſt, ledig⸗ 
lich aus Rückſicht auf das Intereſſe der Fürſten als Ent⸗ 
ſchädigungsobjekte vertheilt. Auch die Anhänglichkeit an 
das Heimathsland iſt dadurch vielfach in jener Zeit be⸗ 
ſchädigt worden. 

Berechtigt am Partikularismus und zwar im höch⸗ 
ſten Grade iſt endlich die Liebe zu den alten Rechtsgewohn⸗ 
heiten und Eigenthümlichkeiten der verſchiedenen deutſchen 
Länder. Berechtigt iſt das damit innig verbundene Ver⸗ 
langen nach freier Selbſtverwaltung der eigenen Angelegen⸗ 
heiten. Berechtigt iſt der tiefe Widerwille des deutſchen 
Volkes gegen eine allgemeine Centraliſation. Nichts ift 
deutſcher, als alle dieſe im Partikularismus bewußt oder 
unbewußt zur Geltung kommenden Anſichten und Gefühle. 
Der Verſuch mit allen alten Gewohnheiten und Rechts⸗ 
gebräuchen, mit aller Selbſtſtändigkeit der einzelnen Län⸗ 
der gewiſſermaßen tabula rasa zu machen und von dem 
Reichscentrum aus Alles in Bewegung zu ſetzen, verletzt und 
empört das deutſche Weſen in ſeiner innerſten und berech⸗ 
tigtſten Natur. 

Hier ſtehen wir aber auch vor einer einſeitigen Auf⸗ 
faſſung des Partikularismus, vor einer Ueberſchätzung oder 
einer unrichtigen Schätzung deſſelben, vor einem verderb⸗ 
lichen Irrthum. Viele glauben nämlich, daß all' dieſe 
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Uebel, welche fie verabſcheuen, die Vernichtung aller Eigen⸗ 
thümlichkeiten der einzelnen Länder, die Vernichtung jeder 
Selbſtſtändigkeit in der Regierung und Verwaltung, die 
Alles gleichmachende Centraliſation ſchon durch das Fort: 
beſtehen der kleinen Staaten verhindert würden. Sie glau⸗ 
ben daher ſchon dadurch ihre alten Rechte und Eigenthüm⸗ 
lichkeiten zu beſitzen, daß ſie noch ihre frühern Fürſten 
oder Könige haben. Das iſt aber ein großer und verderb— 
licher Irrthum. In England ſind all' dieſe vielen Eigen⸗ 
thümlichkeiten, Rechtsgewohnheiten im ausgedehnteſten Maße 
erhalten worden, in England iſt die Selbſtſtändigkeit, die 
Selbſtverwaltung des Volkes anerkannt, obwohl es Ein 
großes Land iſt; in Deutſchland dagegen ſind all' jene 
Eigenthümlichkeiten, alle Rechtsgewohnheiten mehr und 
mehr beſeitigt, obwohl wir in viele Länder getheilt waren. 
Nicht von der Größe oder von der Vielheit der Länder 
hängt das ab, ſondern von den Grundſätzen, nach 
welchen die Länder regiert werden. Wo der Liberalismus 
herrſcht, da wird das ganze Staatsleben nach einem und 
demſelben Muſter zugeſchnitten. Ob dann dieſes Muſter 
von einer einheitlichen Regierung zur Anwendung gebracht 
wird, oder ob viele kleine Regierungen genau nach dem⸗ 
ſelben Muſter in ihrem Bereiche wirken, bleibt für die 
Sache daſſelbe. In Frankreich hat ein und dieſelbe Re⸗ 
gierung nach dieſen Grundſätzen alle Eigenthümlichkeit und 
Selbſtſtändigkeit des Volkes vernichtet und eine vollendete 
Centraliſation aller Lebenskräfte der ganzen Nation zum 
Verderben derſelben bewirkt. In Deutſchland waren dage⸗ 
gen viele Regierungen darüber aus, daſſelbe Syſtem zu verwirk⸗ 
lichen. Ich beſtreite deßhalb nicht, daß das Beſtehen der 
einzelnen Länder in Deutſchland unter gegebenen Verhält⸗ 
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niſſen auch zur Erhaltung der Volkseigenthümlichkeiten, der 
alten Rechtsgewohnheiten und der Selbſtſtändigkeit in der 
Verwaltung beitragen kann. Ich will nur mit allem Nach⸗ 
druck hervorheben, daß die Erhaltung dieſer hohen Gü⸗ 
ter, die wir alle im Partikularismus lieben, uns noch 
in keiner Weiſe durch das Fortbeſtehen der Einzelländer 
geſichert iſt. Dieſe bewahren wir uns vielmehr nur 
dann, wenn wir den falſchen Grundſätzen des Liberalis⸗ 
mus, welche Alles nivelliren, die wahren Grundſätze der 
Freiheit und Selbſtregierung entgegenſtellen; dieſe bewah⸗ 
ren wir uns nur durch den Kampf gegen die Allgewalt 
des Staates. Wie ich das näher verſtehe, werde ich in 
den ſpäteren Abſchnitten unſeres Programmes (namentlich 
VI— D weiter auseinanderſetzen. 

Unberechtigt am Partikularismus iſt dagegen Alles, 
was einer ſtarken, lebenskräftigen Reichsgewalt entgegen⸗ 
ſteht. Dieſe Anſicht ergibt ſich von ſelbſt aus dem, was 
ich ſchon vorher, als ich die Reichsgewalt betrachtete, über 
die Berechtigung einer ſolchen geſagt habe. Von jeher 
habe ich mich mit dem Gedanken einer vollen und unbe⸗ 
ſchränkten Souveränetät der einzelnen deutſchen Fürſten 
nicht verſöhnen können. Ich konnte mir zwar nicht verhehlen, 
daß die volle Souveränetät ihnen nach dem formellen geltenden. 
Rechte zuſtehe, dagegen ſtand es bei mir immer feſt, daß ſie 
eine ſchwere materielle Rechtsverletzung inſofern enthalte, 
als das deutſche Volk ein unveräußerliches geſchichtliches 
Recht hat, unter einem deutſchen Kaiſer zu Einem Reiche 
geeinigt zu ſein. Beides ſcheint mir daher auf dieſem ge⸗ 
ſchichtlichen Boden gleich unberechtigt: eine Reichsgewalt, 
welche die Rechte der einzelnen Fürſten und Länder im 
Sinne des Einheitsſtaates und der Centraliſation aufhebt, 
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und eine Souveränetät der einzelnen Fürſten und Länder, 


welche die Einheit der Reichsgewalt beſchädigt. Selbſt 
das Wort „Souveränetät“ mit ſeinem franzöſiſchen Ur⸗ 
ſprung fürchte ich daher ſowohl für den Kaiſer, wie für 
die einzelnen Fürſten, und ich glaube, daß ihr Verhältniß 
viel richtiger bezeichnet iſt in den Worten „Reichshoheit“ 
und „Landeshoheit.“ Aus demſelben Grunde kann ich auch 
das Verhältniß zwiſchen dem Kaiſer und den Landesfürſten 
nicht als ein rein föderaliſtiſches betrachten. Das wäre 
es nur, wenn Fürſten und Länder mit voller Souveräne⸗ 
tät ſich zu einem Reiche verbänden. Das iſt aber im 
Deutſchen Reiche durchaus nicht der Fall, weil über aller 
Souveränetät der Einzelſtaaten das alte unveräußerliche 
Recht auf das Deutſche Reich beſtanden hat. 

Deßhalb kann ich auch eine ſelbſtſtändige Vertretung 
der einzelnen Länder und Fürſten bei fremden Mächten 
nicht für berechtigt halten. Dieſe Vertretung wurde in 
dem Maße allgemeiner, jemehr die Reichsfürſten die volle 
Souveränetät an ſich riſſen. Sie wurde dann auch die 
Quelle einer fortgeſetzten Reichsverrätherei. Ohne Zweifel 
würden ſich in kritiſchen und ſchweren Zeiten aus den⸗ 
ſelben Urſachen wieder ähnliche Wirkungen entwickeln. 

Der vollen und rückhaltloſen Anerkennung der Reichs⸗ 
gewalt ſteht daher zur Seite die volle, rückhaltsloſe und 
ehrliche Anerkennung der Selbſtſtändigkeit der einzelnen 


deutſchen Länder in Geſetzgebung und Verwaltung, ſoweit 


ſie die weſentlichen Rechte der Reichsgewalt nicht aufhebt. 
Ich ſage die redliche Anerkennung der Selbſtſtändigkeit der 
einzelnen Länder im Gegenſatz zu jener centraliſtiſchen Rich⸗ 
tung, welche das Beſtehen der einzelnen Länder nur zum 
Scheine anerkennt und dagegen mit allen Mitteln dahin 
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ſtrebt, ſie baldmöglichſt zu beſeitigen. Das Eine wie das 
Andere ſteht uns auf derſelben Linie: das Beſtreben, die 
Reichsgewalt zu ſchwächen, wie jenes, die Selbſtſtändigkeit 
der Einzelländer zu verkümmern. 


IV. 


Werhältnik des Drufſchen Reiches zur chrifklichen 
Religion. 


Man hat bisher als Norm für die Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches die norddeutſche Bundesverfaſſung feſt⸗ 
gehalten und ſie mit wenigen Modificationen auf das neue 
Reich übertragen. Es mag das den vorhandenen Ver⸗ 
hältniſſen entſprochen haben. Dieſer Standpunkt kann 
aber für die Zukunft nicht feſtgehalten werden. Ein 
ſolches Reich hätte nicht das Recht, den Namen des alten 
deutſchen Reiches zu tragen. Das Deutſche Reich muß im 
Gegenſatze zum deutſchen Bunde nicht bloß den materiellen, 
ſondern auch den geiſtigen Intereſſen dienen und dem Geiſte 
des deutſchen Volkes entſprechen. Die Inſtitutionen und 
Geſetze des Reiches müſſen daher von der Achtung der 
Religion und Sittlichkeit durchdrungen ſein. Sie müſſen 
die ſittlichen Kräfte anerkennen, ehren und ſchützen, durch 
welche die Staaten innerlich erſtarken; ſie müſſen ſich von 
dem matcrialiſtiſchen Staatsweſen losſagen, welches viele 
europäiſche Staaten todkrank gemacht hat. 
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Dieſer ideale und ſittliche Inhalt fehlt aber durchaus 
der proviſoriſchen Reichsverfaſſung. Man braucht nur Ar⸗ 
tikel IV. der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes, welcher 
die Angelegenheiten aufzählt, die dem Bunde und der 
Bundesgeſetzgebung unterliegen, anzuſehen, um ſich hiervon 
zu überzeugen. Zoll und Steuer, Handel, Bank⸗ und Eiſen⸗ 
bahnangelegenheiten bilden neben dem Militärweſen faſt ihren 
einzigen Inhalt. So wichtig das Alles iſt, ſo genügt es 
doch nicht für die erhabene Idee eines deutſchen Reiches. Ein 
norddeutſches Blatt ſagte kürzlich höchſt bezeichnend von 
der Julimonarchie: „die politiſche Handelscompagnie, welche 
ſich 1830 im Namen der Bourgeoiſie des Regiments be⸗ 
mächtigt hatte, brauchte einen Namen für die Firma und, 
fand denſelben in Ludwig Philipp von Orleans.“ Dieſer 
König, fährt es fort, „mit dem wollenen Regenſchirm und 
ſeiner haute finance“ ſei dem Volke ein „unverſtändliches 
Zwiſchenſpiel geblieben.“ Je begründeter das iſt, um ſo 
mehr muß das Deutſche Reich ſich vor dem Scheine hüten, 
als ob es auch von einer Handelscompagnie eingerichtet 
ſei, welche für ſich nur eine Firma geſucht habe. Der 
deutſche Kaiſertitel fordert Höheres als die Beſorgung von 
Handelsintereſſen, und ſelbſt der Glanz des deutſchen Heer⸗ 
weſens vermag hier nicht die höheren geiſtigen Güter zu 
erſetzen. 

Aus dieſer Anſchauung fließen zunächſt die beiden 
folgenden Sätze unſeres Programmes. 

Die Grundlage der ganzen geſchichtlichen Entwickelung 
des deutſchen Volkes, ſeiner Cultur und ſeines ſittlichen 
Weſens iſt die chriſtliche Religion. Ihr verdankt das 
deutſche Volk ſeine höheren geiſtigen Güter. Es wäre eine 
ſchmähliche Verleugnung der ganzen Vergangenheit, wenn 
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die deutſche Reichsverfaſſung mit keinem Worte die chriſt⸗ 
liche Religion erwähnte, jene Quelle, woraus Deutſchland 
ſein geiſtiges und ſittliches Leben geſchöpft hat. In Aner⸗ 
kennung der Thatſache, daß die chriſtliche Religion die ge⸗ 
ſchichtliche Grundlage des religiöſen Lebens in Deutſchland 
und die Religion des ganzen deutſchen Volkes mit Aus⸗ 
nahme der iſraelitiſchen Staatsangehörigen iſt, hat man 
deßhalb auch keinen Anſtand genommen, nach den Stürmen 
des Jahres 1848 in der preußiſchen Verfaſſung vom 31. 
Januar 1850 die Beſtimmung aufzunehmen, „die chriſt⸗ 
liche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staa⸗ 
tes, welche mit der Religionsübung im Zuſammenhang 
ſtehen, unbeſchadet der gewährleiſteten Religionsfreiheit, 
zu Grunde gelegt.“ Dieſelbe Beſtimmung nahm dann auch 
in Anerkennung derſelben Thatſache das Unionsparlament 
durch Beſchluß vom 27. April 1850 in die deutſchen Grund⸗ 
rechte auf, und eine Reihe deutſcher eee 
iſt dieſem Beiſpiele gefolgt. 

Wir fordern daher in dem erſten Satze die Aufnahme 
derſelben Beſtimmung auch in die Reichsverfaſſung. Diele 
Forderung entſpricht dem heiligſten Rechte der großen 
Mehrzahl der chriſtlichen Bevölkerung in Deutſchland. Es 
wäre doch unerträglich, wenn man die Thatſache verleug⸗ 
nen wollte, daß die große Maſſe des deutſchen Volkes 
chriſtlich iſt. Es wäre unerträglich, wenn man dem chriſt⸗ 
lichen Bewußtſein des deutſchen Volkes jetzt ſelbſt das vor⸗ 
enthalten wollte, was man noch im Jahre 1848 ihm zu 
gewähren fi für verpflichtet hielt. Eine Weigerung, dieſe oder 
eine ähnliche Beſtimmung in die Reichsverfaſſung aufzu⸗ 
nehmen, käme ſo ziemlich auf die offene Erklärung hinaus, 
daß das Deutſche Reich ſich von der chriſtlichen Religion 


— 27 — 


losſage. Das würde aber nicht die chriſtliche Religion, 
wohl aber das Reich ſelbſt in ſeinen Fundamenten be⸗ 
ſchädigen. 


V. 


Die Arlbſeſtändigkrit der m Recht befichenden chriſtlichen 
Coufeſſionen. 


An den vorigen Satz ſchließt ſich folgerichtig der 
fünfte an über die Selbſtſtändigkeit der zu Recht beſtehen⸗ 
den chriſtlichen Confeſſionen im Deutſchen Reiche. Die 
hauptſächlichen Motive für dieſe Forderung ſind dieſelben 
wie die vorher entwickelten. Die chriſtliche Religion haben 
wir nur in den chriſtlichen Confeſſionen und in den zu 
Recht beſtehenden chriſtlichen Gemeinſchaften. Eine chriſt⸗ 
liche Religion ohne Confeſſion und ohne Kirche iſt ein ob⸗ 
jectloſes Nebelbild, welches nur in der Phantaſie der 
Anhänger des Proteſtantenvereins und vieler Mitglie⸗ 
der der Logen beſteht. Das Deutſche Reich iſt deßhalb 
ſeinem Urſprunge und ſeiner Geſchichte, wie der großen 
Maſſe ſeiner chriſtlichen Bevölkerung es ſchuldig, die in 
Deutſchland zu Recht beſtehenden chriſtlichen Confeſſionen 
durch ſeine Geſetze zu ſchützen, ihre Selbſtſtändigkeit und 
Selbſtverwaltung anzuerkennen und ihnen den ungeſtörten 
Fortbeſitz ihres Vermögens zu gewährleiſten. 

Dieſe geſetzlichen Garantien für die beſtehenden chriſt⸗ 
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lichen Confeſſionen in der Verfaſſung des Reiches fordert 
aber nicht nur das Recht jener Confeſſionen, ſondern auch 
das wohlverſtandene Intereſſe des Deutſchen Reiches ſelbſt. 

Im Mittelalter ruhte das Deutſche Reich auf der 
Einheit des Glaubens. Das iſt jetzt nicht mehr der Fall. 
Um ſo nothwendiger iſt uns aber eine geſetzliche Grund⸗ 
lage für den Frieden unter den rechtlich beſtehenden 
Confeſſionen. Was uns für die Sicherſtellung des 
Deutſchen Reiches nach Außen der Friede zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich iſt, das iſt uns für die 
innere Stärkung des Reiches der veligiöfe Frieden. Den 
Religionshetzereien, wodurch man in den letzten Jah⸗ 
ren ſo manches deutſche Land bis in den Grund zerriſſen 
hat, muß der Boden entzogen, den religiöſen Wühlern, 
die Haß und Zwietracht ſäen, muß das Handwerk gelegt 
werden. Das kann aber nur geſchehen, wenn die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der rechtlich beſtehenden Religionsgeſellſchaften 
im Sinne der preußiſchen Verfaſſung zum Reichsgeſetze er⸗ 
hoben und damit jeder Verſuch einer Einmiſchung des 
Staates oder politiſcher Parteien in veligiöje Angelegen⸗ 
heiten ausgeſchloſſen wird. 

Insbeſondere haben aber wir Katholiken ein wohlbe⸗ 
gründetes Recht, dieſe Garantien für unſere religiöſe Frei⸗ 
heit durch die Reichsverfaſſung zu fordern. An der Spitze 
des deutſchen Reiches wird ein proteſtantiſcher Kaiſer 
ſtehen. Durch den Ausſchluß Oeſterreichs iſt die Zahl der 
Katholiken auf ein Drittel der Geſammtbevölkerung herun⸗ 
tergegangen. Wie unerträglich wäre da unſere Lage, wenn 
wir von den Launen und der Willkür einer nicht katholi⸗ 
ſchen Majorität in unſerer Glaubensangelegenheit abhängig 
wären! Wir haben daher noch ein beſonderes Recht, auf 
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der Aufnahme der bezüglichen Beſtimmungen der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung in die Reichsverfaſſung zu beſtehen. 


VI. 


Irriheif und Abſolukismus. 


Das Deutſche Reich muß, um ſeinen Namen recht⸗ 
mäßig zu tragen, dem deutſchen Volke deutſches Recht und 
wahre Freiheit gewähren im Gegenſatze zu jenem trügeri⸗ 
ſchen Zerrbild von Recht und Freiheit, welches uns der 
Liberalismus und der ſog. „moderne Staat“ bietet. 

Faſſen wir dieſen Gegenſatz näher ins Auge. 

Die innere Geſchichte aller Staaten dreht ſich haupt⸗ 
ſächlich um das Verhältniß zwiſchen der Staatsgewalt und 
der perſönlichen Freiheit, und um die Kämpfe, welche ent⸗ 
ſtehen, wenn dieſes Verhältniß verſchoben iſt. Beides iſt 
zum Gedeihen der menſchlichen Verhältniſſe gleich noth⸗ 
wendig, eine geordnete Staatsgewalt und ein großes Maß 
perſönlicher Freiheit. Ohne geordnete Staatsgewalt gibt 
es keine wahre perſönliche Freiheit, weil dieſe dann des 
nöthigen Schutzes und der nöthigen Hilfe entbehrt. Wenn 
dagegen die Staatsgewalt ihre rechtmäßigen Schranken 
überſchreitet, ſo beſchädigt ſie den Menſchen ſelbſt, deſſen 
ſittlicher Werth weſentlich in dem Beſitze und in dem guten 
Gebrauche der Freiheit beſteht. Wenn endlich die indivi⸗ 
duelle Freiheit in die Rechte der Staatsgewalt eingreift, 
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ſo vernichtet fie ſich ſelbſt, indem fie ihre nothwendigen 
Garantien zerſtört. So nothwendig aber auch Beides iſt, 
Staatsgewalt und perſönliche Freiheit der Staatsbürger, 
ſo dürfen wir ſie doch nicht auf gleiche Stufe ſtellen. Der 
Staat iſt für den Menſchen da, zum Schutze ſeiner Frei⸗ 
heit und ſeines Rechtes, und nicht umgekehrt der Menſch 
für den Staat. Der Staat und die Staatsgewalt ſind 
nie Selbſtzweck, ſondern nur Mittel für den Menſchen zur 
Erhaltung und Entwickelung aller Kräfte, welche Gott ihm 
verliehen hat. Es iſt daher eine Täuschung, den Zuftand 
eines Landes lediglich nach der Macht und dem Glanze 
der Staatsgewalt zu beurtheilen. Wir ſehen in der Ge⸗ 
ſchichte nicht ſelten, daß die Zunahme der Macht und des 
Glanzes der Staatsgewalt in genauem Verhältniß ſtand 
mit der Abnahme der ſittlichen e und des Wohl⸗ 
ſtandes des Volkes. 

Der Abſolutismus iſt nun feinem Weſen nach Miß⸗ 
brauch der Staatsgewalt auf Koſten der perſönlichen Frei⸗ 
heit. Er ruft daher auch immer ſein Gegentheil hervor, 

den Mißbrauch der perſönlichen Freiheit, den Geiſt der 
Revolution und der Demagogie, welcher endlich ſo weit 
geht, die Staatsgewalt als ein Uebel zu betrachten und 
deren Stütze in der Geſinnung des Volkes zu untergraben. 
Abſolutismus und Revolution ſtehen daher in einer noth⸗ 
wendigen Wechſelbeziehung. Der Mißbrauch der Gewalt 
ruft den Mißbrauch der Freiheit hervor und umgekehrt. 
Der Liberalismus unſerer Tage iſt aber lediglich 
eine beſondere Art des Abſolutismus; nämlich des 
Abſolutismus in conſtitutioneller Form. Ich ſage der 
Liberalismus unſerer Tage, denn er hat auch eine 
beſſere Zeit gehabt; ſeit er aber zur Macht gelangt iſt, 
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entpuppt er ſich mehr und mehr als reiner, gewaltthätiger 
Abſolutismus. Seine conſtitutionelle Form macht ihn aber | 
um fo gefährlicher als den monarchiſchen Abſolutismus, 
weil die ſcheinbar freiheitliche Verfaſſungsform ſein frei⸗ 
heitsfeindliches Weſen dem oberflächlichen Blicke verbirgt. 
Beide gehen von der Allgewalt des Staates aus und be⸗ 
trachten den Staats angehörigen hauptſächlich als Werkzeug 
für die Zwecke des Staates. Das Heidenthum, die abſo⸗ 
lute Monarchie ſeit der Renaiſſance, die franzöſiſche Re⸗ 
volution, der moderne Staat des Liberalismus find, 
alle Kinder deſſelben Geiſtes. Der letzte iſt nur die 
höchſte Potenz dieſes Syſtems. Das Heidenthum, die 
Renaiſſance, ſelbſt die franzöſiſche Revolution waren noch 
gewiſſermaßen zu fromm, um den Staatsabſolutismus voll⸗ 
kommen zu verwirklichen. Wo noch ein Funke von Reli⸗ 
gion oder Glaube an ein höheres Weſen iſt, da iſt der 
Abſolutismus noch in ſeiner vollen Ausgeſtaltung durch 
den Hinblick auf Gott und Gottes Geſetz gehemmt. Erſt 
jetzt kann der Liberalismus den vollendeten Abſolutismus 
ausbilden durch den dreifachen Bundesgenoſſen, den er ge⸗ 
funden hat: erſtens durch die Hegel'ſche Philoſophie, 
welche den Staat für den präſenten Gott erklärt, oder, 
was ganz auf daſſelbe hinausläuft, durch den modernſten 
Materialismus oder Poſitivismus, dem der Staat das 
höchſte Naturgebilde und die höchſte Naturgewalt iſt; zwei⸗ 
tens durch die von Rothe vertretene proteſtantiſche 
Theologie, welche ſo weit geht, zu behaupten, daß bei der 
jetzigen Entwickelung des chriſtlichen Bewußtſeins die Kirche 
als beſondere Anſtalt keinen Zweck mehr habe, und der Staat 
allein ihre Miſſion erfüllen müſſe; und drittens durch 
die ganze materialiſtiſche Zeitrichtung. Das find die mäch⸗ 
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tigen Verbündeten des Liberalismus zur Verwirklichung 
ſeines modernen Staates. | 
Dieſem Liberalismus iſt der Staat und fein Ge 
ſetz die einzige Quelle des Rechtes und der Freiheit. Der 
Staatsgewalt gegenüber verſchwindet nicht nur jedes per⸗ 
ſönliche und Privatrecht, ſondern ſogar die Perſönlichkeit 
und ihr innerſtes Heiligthum; denn ſelbſt das Gewiſſen 
hat nicht mehr das Recht, nach Gottes Geſetz frei zu ur⸗ 
theilen, ſondern es muß ſein Urtheil nach dem Staats⸗ 
geſetze einrichten. Der Menſch hat nur die Rechte, nur 
die Freiheiten, welche ihm das Staatsgeſetz zuerkennt. 
Bei dieſem Syſtem kann überhaupt von Freiheit keine 
Rede ſein. Das Recht des Staates an die Leiſtungen ſei⸗ 
ner Angehörigen iſt daher auch unbeſchränkt. Wenn er 
ſeine Steuern vermehrt, jo daß fie einer Vermögensconfis⸗ 
cation ähnlich werden; wenn er das Militärweſen in einer 
Weiſe einrichtet, daß alles Leibeigenthum des Mittelalters 
dagegen formell und materiell, in der Strenge, wie es ge⸗ 
übt, und in der Ausdehnung, wie es beanſprucht wurde, 


verſchwindet; wenn er durch die Staatsſchule den ganzen 


Geiſt einer Nation unter ſeine Hand und Zucht nimmt, 
und was noch davon frei und unabhängig bleibt, durch. 
die Staatspreſſe beherrſcht, ſo thut er nur, was ihm zu⸗ 
kömmt. Ihm iſt Alles „hörig,“ Vermögen, Leib und Geiſt 
des Volkes. Von ſeiner Herrſchaft iſt nur die Geldmacht 
ausgenommen, welcher das Recht zugeſtanden wird, das Volk, 
das arbeitet, den „kleinen Mann,“ auszubeuten mit ſeinem 
Körper, ſeiner Geſundheit, ſeinem Gewiſſen, ſeinem Weibe 
und ſeinen Kindern; und ferner Alles, was das Volk corrum⸗ 
piren kann, insbeſondere eine zügelloſe Preſſe mit ihren un⸗ 
ſittlichen Erzeugniſſen und ihrer Verhöhnung alles Heiligen. 


* 
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Dieſer modernen Staatseigenhörigkeit, auch „moder⸗ 
ner Staat“ genannt, ſteht nun die wahre Freiheit gegen⸗ 
über, die perſönliche Freiheit und Selbſtbeſtimmung, wie 
unſere Voreltern ſie gekannt und geliebt haben. Sie iſt 
gleich weit entfernt von Abſolutismus wie von Revolution. 
Sie verabſcheut den Mißbrauch der Staatsgewalt wie den 
Mißbrauch der Freiheit. Sie iſt keine Feindin der Staats⸗ 
gewalt; ſie iſt aber eine unverſöhnliche Feindin des Ver⸗ 
ſuches, durch ungemeſſene Ausdehnung der Staatsgewalt 
in das Hausrecht der perſönlichen Freiheit einzudringen. 
Sie gibt Gott, was Gottes iſt; ſie gibt dem Staate, was 
des Staates iſt. Sie fordert aber auch für den Menſchen, 
was ihm gebührt, jene Freiheit, ohne welche er ſeiner 
Menſchenwürde entkleidet iſt. Sie fordert dieſe geordnete 
Freiheit nicht nur für den einzelnen Menſchen als ab⸗ 
ſtractes Individuum gedacht (dieſe Freiheit ſcheint auch 
der Liberalismus zu gewähren), ſondern für den ein⸗ 
zelnen Menſchen in ſeinen vielfachen Verbindungen zur 
Verwirklichung ſeiner religiöſen, geiſtigen, ſittlichen, politi⸗ 
ſchen, wirthſchaftlichen Intereſſen. Die bloße individuelle 
Freiheit, ohne die Freiheit, ſich für alle menſchlichen Intereſ⸗ 
ſen mit Anderen zu vereinigen, iſt keine wahre Freiheit. 
Denn erſt durch dieſe Vereinigung kann der Menſch ſeine 
volle Individualität entwickeln; das liegt in der Natur 
und in dem Weſen des Menſchen. Zu dieſer wahren Frei⸗ 
heit gehört daher auch Freiheit der Familie und der Er⸗ 
ziehung, Freiheit des Unterrichtes, Freiheit der Gemeinde, 
überhaupt Freiheit für alle Genoſſenſchaften, in welchen 
der Menſch lebt und leben muß, um ſeine geiſtigen und 
materiellen Bedürfniſſe zu befriedigen. 


Dieſe perſönliche und genoſſenſchaftliche drabei müſ⸗ 
v. Retteler, Katholiten. 
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fen wir daher auf allen Gebieten des Staats: und Privat: 
lebens gegen das ſchmachvolle Joch, mit welchem uns und 
unſer Vaterland der liberale Despotismus bedroht, mit 
aller Kraft vertheidigen. In dieſem Kampfe ſtehen wir ſo 
recht eigentlich auf heimathlichem Boden; denn Haß gegen 
Despotismus und Abſolutismus und Liebe zur perſönlichen 
Freiheit iſt das beſte Erbtheil des germaniſchen Volks⸗ 
ſtammes. Dadurch wenden wir die größte Gefahr von 
unſerem Vaterlande ab. Denn nichts corrumpirt ſo ſehr ein 
Volk wie der Abſolutismus, in welcher Form er immer 
auftreten mag. Das beweiſt die Geſchichte der letzten drei 
Jahrhunderte. 


VII. 


Kchr⸗ und Kerufreiheit. 


Auf keinem Gebiete iſt aber der Staatsabſolutismus 
unerträglicher, als auf dem des Unterrichtes, weil nichts 
weniger einen unberechtigten Zwang erträgt, als der Geiſt 
des Menſchen. Zwar fordert der Liberalismus ſcheinbar 
Unterrichtsfreiheit; er knüpft dieſe Freiheit aber an Be⸗ 
dingungen und Vorausſetzungen, die ſie wieder illuſoriſch 
machen und dem Staate ſachlich das Unterrichtsmonopol 
übertragen. Obwohl daher ſaſt alle Staaten in ihre Ver⸗ 
faſſungen Unterrichtsfreiheit aufgenommen haben, ſo ſind 
wir doch weit von ihr entfernt. In Wirklichkeit befinden 
wir uns vielmehr auf dem breiten Wege zu einem Unter⸗ 
richtsſyſteme, welches für den Geiſt des Volkes dieſelbe 


Dreſſur ſtatuiren würde, wie das Mllitärſyſtem für den 
Körper. Ein Staatsmonopol des Unterrichtes iſt aber 
unter allen Tyranneien, die Menſchen über Menſchen ge⸗ 
übt haben, die verwerflichſte. | 
Wenn ich aber jedes Staatsmonopol im Unterridts- 
weſen verwerfe, ſo kann ich mich doch ebenſowenig denen 
anſchließen, welche im gerechten Abſcheu vor dem Miß⸗ 
brauche, welchen der Liberalismus mit der Staatsſchule 
treiben will, dem Staate alle Rechte auf die Schule be⸗ 
ſtreiten. Auch hier verlange ich nicht eine abſolute, unbe- 
grenzte Lehr⸗ und Lernfreiheit, ſondern eine geordnete, 
d. h. eine ſolche, bei welcher die Rechte der ſtaatlichen 
Autorität und die Freiheit gleichmäßig gewahrt ſind. Wir 
müſſen uns daher darüber klar ſein, worin dieſe geord⸗ 
nete Lehr⸗ und Lernfreiheit beſteht, welche Rechte der 
Staat bezüglich der Schule und des Unterrichtes hat und 
in welchen Grenzen ſich hinwiederum dieſes Recht bewegen 
muß, um nicht die Lehr- und Lernfreiheit zu vernichten. 
Der Art. 20 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 beſtimmt: „Die Wiſſenſchaft und 
ihre Lehre iſt frei.“ Nach den amtlichen Erläuterungen 
des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten und des Un: 
terrichtes, von Ladenberg, zu dem gleichlauten⸗ 
den Art. 17 der Verfaſſungsurkunde vom 5. Decem⸗ 
ber 1848 fol die Wiſſenſchaft hiernach keine andere 
Schranke haben, als ihre innere Wahrheit und das drin⸗ 
gende Intereſſe des Staates. Die hier gewährte Freiheit 
begreift weſentlich die Lehr- und Lernfreiheit in ſich, 
d. h. das Recht, die Wiſſenſchaft ſowohl durch mündli⸗ 
chen Vortrag, wie durch die Preſſe frei zu lehren, und die 
Wiſſenſchaft frei zu erlernen, ohne dabei an beſtimmte 
3 * 
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Schulen, z. B. Staatsſchulen, gebunden zu ſein. Nach 
Art. 112 der Verfaſſungsurkunde ſollen aber bis zum Er⸗ 
laſſe des in Art. 26. vorgeſehenen allgemeinen Unterrichts⸗ 
geſetzes die bis dahin geltenden geſetzlichen Beſtimmungen 
in Kraft bleiben. So beſtehen im Weſentlichen in Preu⸗ 
ßen die Verhältniſſe noch fort, wie ſie das preußiſche Land⸗ 
recht Theil II. Tit. 12 geſchaffen hat, und welche wir 
ein gemäßigtes F des Staates nennen 
können. 

Was nun die einzelnen Rechte betrifft, die wir 
bei einer geordneten Lehr⸗ und Lernfreiheit dem 
Staate nicht beſtreiten, ſo gehört dazu vor Allem ein 
Aufſichtsrecht über alle Schulen. Daſſelbe wird ſich 
in ganz verſchiedenen Grenzen bei den Staatsſchulen und 
bei den Privatſchulen bewegen müſſen; es wird den aner⸗ 
kannten chriſtlichen Confeſſionen gegenüber beſondere Rück⸗ 
ſichten zu nehmen haben; es wird aber in paritätiſchen 
Staaten im Prinzip bezüglich aller Schulen nicht wegge⸗ 
leugnet werden können. Der Staat, welcher allen aner⸗ 
kannten Confeſſionen rechtlich gleich gegenüber ſteht, kann 
auf das Recht nicht verzichten, in betreffenden Fällen ſich 
davon zu überzeugen, ob in der Schule keine ſtaatsgefähr⸗ 
lichen Tendenzen verfolgt werden. Daß bei Uebung die⸗ 
ſes Rechtes alle Rückſichten gewahrt werden müſſen, welche 
der Staat den großen chriſtlichen Confeſſionen und der Re⸗ 
ligion ſchuldet, verſteht ſich von ſelbſt. Dagegen fordert 
kein wirkliches Staatsintereſſe ein ausſchließliches 
ſtaatliches Oberaufſichtsrecht. Insbeſondere kann den an⸗ 
erkannten chriſtlichen Confeſſionen ein wirkſames Mitauf⸗ 
ſichtsrecht, ſoweit es nöthig iſt, um den ſittlich-religiöſen 
Zuſtand der Schule zu überwachen, nicht beſtritten werden. 
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Dieſes Mitaufſichtsrecht der Kirche iſt zugleich ein wah⸗ 
res Mitaufſichtsrecht des Volkes, namentlich der El⸗ 
tern, inſoweit ſie dadurch für ihr Gewiſſen ein Un⸗ 
terpfand haben, daß die ſittlich⸗religiöſen Intereſſen in der 
Schule nach ihrer confeſſionellen Auffaſſung hinreichend ge⸗ 
wahrt ſind, um ihre Kinder der Schule anvertrauen zu 
können. Wo der Staat dagegen ſein Oberaufſichtsrecht 
als ein ausſchließliches auffaßt, da überſchreitet er die 
Schranken, welche ihm ſeine begründeten Intereſſen ziehen, 
und betritt den Boden des Unterrichtsmonopols. 

Ebenſo beſtreite ich dem Staate nicht das Recht, 
einen gewiſſen Grad von Kenntniſſen für alle ſeine Ange⸗ 
hörigen zu fordern und ſo weit es zur Erreichung dieſes 
Zieles nothwendig iſt, den Schulzwang zu üben. So hoch 
ich die Rechte der Eltern über ihre Kinder halte, ſo kann 
ich ſie doch nicht als unbeſchränkt in der Art auffaſſen, 
daß Kinder ſelbſt dem Mißbrauch der elterlichen Gewalt 
ganz ſchutzlos gegenüber ſtehen ſollten. Es gibt auf Erden 
keine unbeſchränkten Rechte; ein unbeſchränktes Recht der 
Eltern würde ja die Kinder rechtlos machen. Mit der 
Kirche hat daher der Staat ein gewiſſes vormundſchaft⸗ 
liches Recht für ſolche Fälle, wo Eltern ihre Elternrechte 
und Pflichten ſchwer verletzen. Die Eltern ſchulden ihren 
Kindern eine gewiſſe Pflege des Leibes und eine gewiſſe, 
ihren Verhältniſſen entſprechende Pflege des Geiſtes, und 
wenn ſie als die nächſten Stellvertreter Gottes das Mini⸗ 
mum geiſtiger und leiblicher Pflege ihren Kindern nicht 
gewähren, ſo muß die geiſtliche und weltliche Obrigkeit, in 
welch' letzterer wir auch Gottes Stellvertreterin ehren, in 
der rechten Weiſe ſich des Kindes annehmen. Wer die 
Verhältniſſe ſo vieler Kinder gerade in den ärmſten und 
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verkommenſten Schichten des Volkes kennt, muß den Grund⸗ 
ſatz einer abſoluten Herrſchaft der Eltern über die Kinder, 
welcher der vollen Willkür über die Kinder gleichkäme, als 
einen unmenſchlichen verwerfen. Dagegen iſt es harter 
Abſolutismus, eine wahre Geiftes: und Seelenknechtung, 
wenn der Staat dieſes, ich möchte ſagen, ſubſidiäre Recht 
mißbraucht. Es geht ſeiner Natur nach nie über das 
Recht hinaus, eine gewiſſe unterſte Bildungsſtufe von allen 
Kindern zu fordern, und es darf immer nur unter voller 
Berückſichtigung der Rechte und Pflichten der Eltern, na⸗ 
mentlich auch bezüglich der religiöſen Erziehung der Kin⸗ 
der, geübt werden. Es ſchließt daher nicht das Recht ein, 
die Schule zu beherrſchen, ihr eine gewiſſe Parteitendenz 
zu geben und ſie zu benutzen, um die Parteianſchauung 
der herrſchenden Richtung den Kindern einzupflanzen. Das 
iſt der Plan des modernen Liberalismus; — das iſt auch 
das Ziel der confeſſionsloſen Schule. Dieſes Beſtreben ver⸗ 


nichtet aber jede Lehr⸗ und Lernfreiheit; ſie macht die 


Schule zum Staatsmonopol; ſie will den Geiſt des Volkes 
der Partei dienſtbar machen; ſie begeht ein wahres Ver⸗ 
brechen an den Eltern und an den Kindern. Auf dieſem 
Wege wird die Schule eine offizielle Corruptionsanſtalt des 
Volkes. 3 

Endlich geſtehen wir dem Staate zu, nicht 
nur von den Lehrern der öffentlichen Schulen, ſondern 
auch von den Lehrern der Privatſchulen den Nachweis ihrer 
ſittlichen und wiſſenſchaftlichen Befähigung zu fordern. 
Da aber der Staat von jedem ſeiner Angehörigen nur den 
Unterricht fordert, welcher für die öffentlichen Volksſchulen 
vorgeſchrieben iſt, ſo hat er bei Privatſchulen und bei 
Privatlehrern keine höhere wiſſenſchaftliche Leiſtung 
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in Anſpruch zu nehmen, als jene, welche für Volksſchulen 
und Volksſchullehrer vorgeſchrieben iſt. 

Das ſind die Rechte des Staates mit ihren noth⸗ 
wendigen Beſchränkungen, wenn von Lehr: und Lernfrei⸗ 
heit in einem Lande die Rede ſein ſoll. 


Jedes Ueberſchreiten dieſer Beſchränkungen führt zum 
Staatsmonopol des Unterrichtes und zu einer geiſtigen 
Knechtung des Volkes. In dieſem Staats⸗Unterrichtsmo⸗ 
nopol ſtecken wir aber noch überall mehr und weniger. 


Schon die Lernfreiheit iſt monopoliſirt zum Vor⸗ 
theile des Staates. 


Eine Beſchränkung der Lernfreiheit iſt die ge⸗ 
ſetzliche Pflicht des Beſuches der Staatsuniverſitäten, um 
zu den Prüfungen zur Erlangung von Staatsämtern zu⸗ 
gelaſſen zu werden. Da frägt der Staat den Aſpiranten 
nicht nur, was er weiß, ſondern wo und wie er es ge⸗ 
lernt hat, und wenn er auch das zum Examen geforderte 
Wiſſen im höchſten Grade beſitzt, wird er ſchon allein um 
deßwillen abgewieſen, weil er es nicht auf dem vorgeſchrie⸗ 
benen Wege erlernt hat. Solche Beſtimmungen beeinträch⸗ 
tigen die Lern freiheit. Sie geben den Staatsſchulen und 
der Wiſſenſchaft, welche der Staat protegirt, ein Monopol. 
Nicht die Wahrheit iſt hier, um mit von Ladenberg 
zu reden, die Grenze, ſondern der Nutzen der protegirten 
Staatsſchule. N 

Eine Beſchränkung der Lernfreiheit iſt ferner jede 
Privileg der Staatsanſtalten bezüglich der vorgeſchriebenen 
Prüfungen. Insbeſondere gehört dazu das Privileg der 
Staatsgymnaſien zu Abnahme der Maturitäts⸗Prüfungen 
und alle die vielen kleinen Erleichterungen, welche den 
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Schülern der Staatsgymnaſien bei dieſen Prüfungen ge⸗ 
währt werden. Dahin gehört ferner das Privileg gewiſſer 
protegirter Anſtalten zur Prüfung für das Einjährigen⸗ 
Dienſtjahr. In allen dieſen Privilegien zeigt ſich das 
Staatsmonopol für die Staatsſchule. Lern freiheit ift nur 
dann vorhanden, wenn allgemeine und gemiſchte Prüfungs⸗ 
commiſſionen beſtehen; wenn nicht mehr wie bisher der 
Nachweis des vorſchriftmäßigen Grades des Wiſſens, wel⸗ 
cher Zweck des Examens iſt, den Schülern der Staats⸗ 
ſchulen erleichtert, den Schülern der Privatſchulen aber 
erſchwert wird. | 

Die vielfachen Beſchränkungen der Lernfreiheit in 
unſeren jetzigen Verhältniſſen lernen wir aber erſt in ihrem 
vollen Umfange kennen, wenn wir gleichzeitig auch die Be— 
ſchränkungen der Lehr-, der Unterrichtsfreiheit in's Auge 
faſſen. 

Lernen kann man in der Regel nicht ohne Lehrer 
und Schule. Jede unberechtigte Hemmung der Lehr: 
und Unterrichtsfreiheit, jede unberechtigte Erſchwerung der 
Gründung von Privatſchulen iſt daher eine al 
der Lernfreiheit. 

Auch die Lehrfreiheit iſt monopoliſirt zum Vor⸗ 
theile der Staatsſchule. Art. 22 der preußiſchen Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde beſtimmt: „Unterricht zu ertheilen und 
Unterrichtsanſtalten zu gründen und zu leiten, ſteht jedem 
frei, wenn er ſeine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche 
Befähigung den betreffenden Staatsbehörden nachgewie⸗ 
ſen hat.“ Dieſer Artikel ſpricht einen Grundſatz aus, wel⸗ 
cher richtig angewendet, durchaus berechtigt iſt, welcher 
aber auch jedem Mißbrauche Thür und Thor öffnet. Alles 
kömmt hier darauf an, welche Anforderungen bezüglich 
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dieſer wiſſenſchaftlichen und techniſchen Befähigung geſtellt 
werden. Wenn hier nicht die rechte Grenze gezogen wird, 
jo hat der Staat eine Handhabe, um jede Lehr- und Lern⸗ 
freiheit illuſoriſch zu machen und das Staatsmonopol des 
Unterrichtes zur ausſchließlichen Geltung zu bringen. Be⸗ 
züglich der „wiſſenſchaftlichen und techniſchen“ Befähigung 
hat nämlich der Staat nur das Recht, von dem Privat⸗ 
lehrer den Nachweis jener Kenntniſſe zu fordern, welche 
für die Volksſchule vorgeſchrieben ſind. Wenn der Lehrer 
dieſen Nachweis liefert, ſo hat er damit ſeiner Pflicht 
gegen den Staat genügt. Ob die Privatſchule über dieſes 
Maß hinausgeht und einen höheren Unterricht ertheilt, 
fällt nicht unter die Controle des Staates, wil es ſich 
dabei um Kenntniſſe handelt, deren Aneignung der Frei⸗ 
heit des Einzelnen ganz überlaſſen iſt. Wenn die Schüler 
einer Privatſchule ſich um eine Stelle bewerben, für welche 
der Staat ein gewiſſes Maß höherer Kenntniſſe fordert, 
ſo iſt letzterer durch das Examen gegen alle Benachtheiligung 
ſeiner Intereſſen durch mangelhafte wiſſenſchaftliche Bil⸗ 
dung auf Privatſchulen hinreichend ſicher geſtellt, und es 
bedarf dazu keiner höheren Prüfung der Lehrer der Pri⸗ 
vatſchule ſelbſt. Ueberdies wird jede Privatſchule im In⸗ 
tereſſe ihrer Selbſterhaltung, um nämlich die Concurrenz 
mit anderen Anſtalten, namentlich den Staatsſchulen zu 
beſtehen, dahin ſtreben müſſen, in ihren wiſſenſchaftlichen 
Leiſtungen hinter anderen Anſtalten derſelben Stufe nicht 
zurückzubleiben. Wenn daher der Staat von Lehrern an 
Privatſchulen, die über die Volksſchule hinausgehen, auch 
den Nachweis einer höheren wiſſenſchaftlichen und techni⸗ 
ſchen Befähigung fordert, wenn er für ſie dieſelben Anfor⸗ 
derungen ſtellt, wie für die Lehrer an den höheren und mitt⸗ 


leren öffentlichen Schulen, fo beſchränkt er die Lehr⸗ 
freiheit in einer unberechtigten Weiſe, ſo handelt er nicht 
mehr nach einem „dringenden Intereſſe“ des Staates, 
ſondern im Intereſſe des Staatsunterrichtsmonopols. Sol⸗ 
chen Anforderungen kann die Privatſchule, die auf Pri⸗ 
vatmittel angewieſen iſt, nur in den ſeltenſten Aus⸗ 
nahmefällen genügen. Die Vortheile, welche der Staat 
dem Lehrer bietet, kann die Privatſchule ihm nicht bieten, 
und ein Lehrer, welcher alle Staatsprüfungen zum Nach⸗ 
weiſe ſeiner Qualification beſtanden hat, wird daher ſtets 
die Staatsſchule der Privatſchule vorziehen. Es genügt, 
nur die Penſionirungsanſprüche der öffentlichen Lehrer zu 
erwähnen, um ſich hievon zu überzeugen. Wo daher ſolche 
Anforderungen an die Privatſchule und an die Privat⸗ 
lehrer geſtellt werden, wird die Staatsſchule faktiſch bald 
das Monopol des Unterrichtes und der Wiſſenſchaft be⸗ 
ſitzen. | 

Was aber von einem ſolchen Unterrichtsmonopol des 
Staates zu halten iſt, darüber wollen wir die Worte 
von Robert von Mohly anführen: „Der Staat der 
Gegenwart verlangt kein Monopol der Bildung und Er⸗ 
ziehung für ſich. Ein ſolches würde unmittelbar zu dem 
Syſteme einer Nationalerziehung führen, welches jeden 
Einzelnen lediglich nur als einen Beſtandtheil des politi⸗ 


ſchen Ganzen und als ein Mittel zur Erreichung der 


Zwecke deſſelben auffaßt, keiner Eigenthümlichkeit der An⸗ 
lage und Verhältniſſe Rechnung trägt und keine indivi⸗ 
duellen Wünſche und Bedürfniſſe in Betreff geiſtiger Thätig⸗ 
keit zuläßt. Ein folches Syſtem iſt die härteſte Sklaverei, 
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inſoferne fie nicht blos leib eigen macht, ſondern die 
ganze Entwickelung der geiſtigen Thätigkeit und die höheren 
menſchlichen Zwecke dem Staate zum Opfer bringt.“ In 
dieſem Urtheile über das Unheil und das Verderbniß des 
Staatsmonopols im Unterrichtsweſen ſtimmen wir von 
Mohl vollkommen bei; leider können wir uns aber der 
Anſicht nicht anſchließen, daß der Staat der Gegenwart 
kein Monopol der Bildung und Erziehung für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt. Das mag von den Altliberalen wahr ge⸗ 
weſen ſein, der moderne Liberalismus ſtrebt dagegen mit 
vereinter Kraft auf dieſes Staatsmonopol der Bildung und 
Wiſſenſchaft hin. | 

Der 8. 20 der preußiſchen Verfaſſung: „Die Wiſ⸗ 
ſenſchaft und ihre Lehre iſt frei,“ iſt daher in Wirklichkeit 
noch eine leere Phraſe. Wir haben weder wahre Lern⸗, 
noch wahre Lehrfreiheit. Die beſtehenden Verhältniſſe 
konnten wir daher mit Recht „ein gemäßigtes Unterrichts⸗ 
monopol des Staates“ nennen und wir ſind auf dem of⸗ 
fenen Wege zu dem abſoluten Staatsunterrichtsmonopol. 
Das iſt die Hauptgefahr der Gegenwart. Der Liberalis⸗ 
mus will uns und das deutſche Volk „ſeeleneigenhörig“ 
machen. Er allein will in der Staatsſchule herrſchen und 
durch Staatsſchule und Schulzwang will er ſeine Doktrin 
unter dem Aushängeſchilde der Wiſſenſchaft dem deutſchen 
Volke gewaltſam aufzwingen. Dieſe, wie Mohl ſagt, 
„härteſte Sklaverei,“ welche „nicht blos leibeigen macht, 
ſondern die ganze Entwickelung der geiſtigen Thätigkeit 
und die höheren menſchlichen Zwecke dem Staate zum 
Opfer bringt,“ iſt kein Phantom mehr, ſondern ſie bedroht 
das deutſche Vaterland in unmittelbarer Nähe. Möchte 
Alles, was noch Liebe zur Wahrheit und zur Freiheit hat, 
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ſich in Deutſchland vereinigen, um ſich dieſer Seelenſkla⸗ 
verei des Liberalismus zu widerſetzen. 


VIII. 
Die Perfaſſungsformen. 


Alles menſchliche Leben bedarf einer Form, um ſich 
zu verwirklichen. So bedarf auch das Leben eines Volkes 
für den ganzen Umfang der in der menſchlichen Natur 
liegenden Kräfte und Beziehungen äußerer Formen und 
zwar, weil der Menſch überall zur Verwirklichung ſeiner 
Beſtimmung auf die Verbindung mit Anderen angewieſen 
iſt, genoſſenſchaftlicher Formen, in welchen ſein ganzes ge⸗ 
ſellſchaftliches Leben, alle ſeine vielfachen Beziehungen zu 
den Mitmenſchen ſich geſtalten und ordnen. Dieſe genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Formen oder Verfaſſungen im allgemeinſten 
Sinne dieſes Wortes ſind nun von größter Bedeutung für 
die höchſten Güter eines Volkes ähnlich wie der Leib für 
die Thätigkeit der Seele. Insbeſondere hängt die Frei⸗ 
heit, die geordnete Freiheit, ganz weſentlich von den Ver⸗ 
faſſungsformen eines Landes auf allen Gebieten des ſtaat⸗ 
lichen und geſellſchaftlichen Lebens ab. Wenn daher das 
Deutſche Reich wieder eine Heimathsſtätte deutſcher Frei⸗ 
heit werden ſoll, ſo muß es auch entſprechende Verfaſſungs⸗ 
formen haben, eine rechte Ordnung für Staat und Ge⸗ 
ſellſchaft. 

Auf keinem Gebiete beſteht aber eine größere Täu⸗ 
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[hung und Verwirrung als auf dieſem. Wie der liberale 
Begriff von Freiheit zur vollen Unfreiheit führt, weil die 
bloß abſtrakte individuelle Freiheit, ich möchte ſagen die 
elementare unorganiſche Freiheit, immer in ihr Gegentheil 
umſchlägt, — ähnlich wie der auf ſich angewieſene Arbei⸗ 
ter bei der ſchrankenloſeſten individuellen Freiheit dennoch 
ein Sklave des Kapitals wird — ſo iſt auch der liberale 
Begriff von freiheitlichen Verfaſſungsformen ein ſehr trüge⸗ 
riſcher und wird leicht ein Deckmantel für die Unterdrück⸗ 
ung der wahren Freiheit. Ueberdies gibt es kein anderes 
Gebiet, auf dem ſo viele Trümmer vergangener Zeiten auf⸗ 
gehäuft ſind und wo der Neubau ein ſo dringendes Be⸗ 
dürfniß iſt. So groß aber dieſes Bedürfniß iſt, ſo ſchwie⸗ 
rig iſt die Aufgabe, die gänzlich zerſtörte geſellſchaftliche 
Ordnung, welche früher alle Theile des Volkes umfaßte 
und fie in ein organiſches Verhältniß zur ſtaatlichen Ord⸗ 
nung brachte, wieder herzuſtellen und in feſte, dauernde 
Verfaſſungsformen zu bringen. 

Kein Menſch iſt im Stande, dieſe Geſtaltungen für 
die Zukunft vorauszuſehen. Es möge daher genügen, un⸗ 
ſere jetzige Lage in dieſer Hinſicht und die Urſachen der⸗ 
ſelben in's Auge zu faſſen und einige leitende Gedanken 
für das Verfaſſungswerk in der Richtung unſeres Pro⸗ 
gramms auszuſprechen. | 

Der Menſch iſt nicht nur, wie Ariftoteles jagt, 
ein ſtaatliches Weſen, das beißt: feine Natür verlangt nicht 
nur einen Verband, in welchem die Idee des Staates ver⸗ 
wirklicht iſt, ſondern er iſt auch ein religiöſes Weſen, er 
iſt auch ein geſellſchaftliches Weſen, er iſt auch ein wirthſchaft⸗ 
liches Weſen, er iſt auch ein auf die Familie angewieſenes 
Weſen, das heißt: ſeine Natur verlangt Verbindungen, in 
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welchen die Idee der Religion, die Idee der Geſellſchaft, die 
Bedürfniſſe des Erwerbes, die Idee der Familie verwirk⸗ 
licht ſind. Alle dieſe Verbindungen mit ihren vielfachen 
Gliederungen verlangen eine gewiſſe Verfaſſung und alle 
dieſe Verfaſſungen müſſen wieder wie viele Glieder eines 
Körpers in der rechten Wechſelbeziehung, in der rechten 
Ueber⸗ und Unterordnung zu einander ſtehen. Eine ſolche 
mannigfaltige organiſche Gliederung finden wir in der 
Natur. Sie ſoll auch in den menſchlichen Beziehungen vor⸗ 
handen ſein. | 


An der Herſtellung dieſer nothwendigen Verfaſſungs⸗ 
form arbeiten nun die verſchiedenen Völker, aber 
mit ſehr verſchiedenem Erfolge. Der Unterſchied zwiſchen 
den antiken und modernen Völkern auf der einen 
Seite und den Völkern des Mittelalters auf der an⸗ 
dern Seite beſteht weſentlich darin, daß jene faſt 
nur eine ſtaatliche Verfaſſung kannten, während 
dieſe neben der ſtaatlichen Ordnung und Verfaſſung 
auch eine Ordnung und Verfaſſung des ganzen geſell⸗ 
ſchaftlichen Lebens des Volkes in allen ſeinen Ver⸗ 
zweigungen beſaßen. Die vollendetſte Verfaſſungsform, 
welche bisher aus dem Leben eines Volkes hervorgewachſen 
iſt, war wohl, ihrer Grundidee nach, die des alten deut⸗ 
ſchen Reiches. Da waren alle Bedürfniſſe des ſtaatlichen, 
religiöſen, geiſtigen und wirthſchaftlichen Lebens in einen 
überaus reich gegliederten Organismus zuſammengefaßt 
und wenigſtens annähernd befriedigt. 


Aber die Baumeiſter an dieſem herrlichen Reichsbau 
waren keine guten Baumeiſter; das Deutſche Reich ſeiner 
Anlage und Idee nach war zu groß für die deutſchen 


a. AT ze 


Kaiſer, Fürſten und Stände, fie haben ſich ihrer Aufgabe 
nicht würdig und gewachſen erwieſen. 

Drei Urſachen haben hauptſächlich zuſammengewirkt, 
um die mittelalterlichen Staats: und Geſellſchaftsformen 
zu zerſtören. FR 

Die erfte war der Geiſt des Egoismus, welcher ſich 
der Fürſten und der hohen und niederen Stände bis zu 
den Zünften herab bemächtigte. Aehnlich wie jetzt eine 
einſeitige Richtung dahin geht, die ganze Idee des Staates 
in die der Erwerbsgenoſſenſchaft aufzulöſen, den Staat in 
eine Art Produktivgeſellſchaft umzugeſtalten, ſo ſuchte man 
damals den Staat und die Geſellſchaft unter den Begriff 
des Privateigenthums zu bringen und ſie ganz nach den 
Regeln eines egoiſtiſchen Privatrechts auszubeuten. Der Ge⸗ 
meinſinn ſchwand ſo immermehr und jeder ſuchte aus ſei⸗ 
ner Stellung möglichſt großen Gewinn auf Koſten des 
Ganzen zu ziehen. Was urſprünglich Pflicht geweſen war, 
wurde nur mehr als Recht aufgefaßt und das Recht in 
der eigennützigſten Art des Eigenthumsrechtes. 

Die zweite Urſache, in enger Verbindung mit der 
vorigen, war die Unterlaſſung des Fortbaues der beſtehen⸗ 
den geſellſchaftlichen Ordnung nach den wechſelnden Be⸗ 
dürfniſſen des Volkes. Statt die ſich im Laufe der Zeit 
neugeſtaltenden Verhältniſſe mit kluger Vorausſicht in die 
vorhandene Verfaſſung organiſch einzugliedern, ſtatt die 
alten Organe des ganzen geſellſchaftlichen Lebens nach den 
neu ſich bildenden Bedürfniſſen auszudehnen, ſchloſſen ſie 
ſich vielmehr immer enger und egoiſtiſcher ab. Namentlich 
durch das Wachſen der Städte und durch die allmälige 
Umgeſtaltung der früheren unfreien Stände auf dem Lande 
in freie entſtanden ganze Volksklaſſen, insbeſondere der 


Arbeiterſtand, welche keinen Platz in dem alten Bau, in 
der alten Gliederung der Geſellſchaft hatten und dadurch 
in eine gewiſſe feindliche Stellung zu ihr geriethen. Nichts 
iſt gefährlicher für ein Staatsweſen, als wenn in demſel⸗ 
ben ſich zahlreiche Elemente vorfinden, welche mit ihm 
keine rechte Fühlung, keine rechte Verbindung haben, ge⸗ 
wiſſermaßen in einem lebendigen Organismus unorganiſche 
The ile ſind. | 

Die dritte Urſache endlich, welche dieſe Zerſtörung 
bewirkte, war der Geiſt des Abſolutismus, welcher ſich der 
Regierungen, ſowohl der monarchiſchen, wie der radikalen 
und liberalen, bemächtigte. Zum innerſten Weſen dieſes 
ſtaatlichen Abſolutismus gehört es, daß er den Menſchen, 
um wieder auf den Ausſpruch des Ariſtoteles zurück⸗ 
zukommen, nur als ein ſtaatliches Weſen auffaßt und deß⸗ 
halb auch nur eine Form für die Verbindung der Men⸗ 
ſchen unter einander duldet, nämlich die ſtaatliche. Die 
Stände des Mittelalters wollten in ihrer ſpäteren Ent⸗ 
artung Staat und Geſellſchaft in die Form des Privat⸗ 
eigenthums bringen. Der Socialismus will Staat und 
Geſellſchaft in die Form einer Wirthſchaftsgenoſſenſchaft 
gießen, der Abſolutismus will dagegen die geſammte Ge⸗ 
ſellſchaft für den Staat confisciren, alle Menſchen in Indi⸗ 
viduen und Atome auflöſen, unter dem Vorwande der wah⸗ 
ren Befreiung; ſie frei machen von der Kirche, frei von 
jeder corporativen Genoſſenſchaft, frei von der Zunft, frei 
von der Gemeinde, frei von der Familie, und das ſo iſo⸗ 
lirte, alſo möglichſt ſchwach gemachte Individuum dem 
allein zu Recht beſtehenden allgewaltigen Staatsverbande 
gegenüberſtellen. Das iſt ſo recht die menſchenbeglückende 
Freiheitsidee des Abſolutismus. 
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Dieſe abſolutiſtiſche Idee iſt nun der eiſerne Ham⸗ 
mer geworden, mit dem zuerſt die abſolutiſtiſchen Monar⸗ 
chen und Reichsfürſten die alte geſellſchaftliche Ordnung 
der mittelalterlichen Staaten zertrümmert haben. Was 
aber der monarchiſche Abſolutismus von den alten Ber: 
faſſungen noch übrig gelaſſen hat, das hat der geſinnungs⸗ 
verwandte radikale Abſolutismus in der franzöſiſchen Re⸗ 
volution und der Liberalismus vernichtet. Dieſes Zerſtö⸗ 
rungswerk iſt fortgeſetzt bis in unſere Tage. Die liberale 
Volkswirthſchaftslehre hat alle alten Ordnungen, in denen 
ſich die Erwerbsthätigkeit des Volkes ausgeſtaltet hatte, 
vernichtet. Dieſelbe Lehre mit ihrer unbeſchränkten Frei⸗ 
zügigkeit, mit ihrem unbeſchränkten Niederlaſſungsrecht, mit 
ihrer unbeſchränkten Gewerbefreiheit, mit ihrem Grundſatz 
über den Unterſtützungswohnſitz u. ſ. w., hat auch die Ge⸗ 
meinde als corporativen Verband formell vernichtet und 
ſie in einen beliebigen ſtaatlichen Verwaltungsbezirk um⸗ 
gewandelt. Auch der Verband der Familie, welcher ſeine 
Feſtigkeit ganz aus der chriſtlichen Ehe ſchöpft, ſoll durch 
die Civilehe gelockert und dadurch das Geſchlecht der eigent⸗ 
lichen Proletarier ermöglicht werden; denn der Menſch, 
welcher noch eine Familie und eine Heimathsgemeinde hat, 
iſt kein wahrer Proletarier, er wird es erſt, wenn er ohne 
Familie und Heimath daſteht, wenn er ſo recht der Alle⸗ 
weltsmenſch geworden iſt. Schließlich bleibt nur noch der 
Verband der Kirche übrig und ſoeben ſammelt der Libe⸗ 
ralismus alle ſeine Kräfte, um gegen ihn Sturm zu 
laufen. 

Das iſt nun unſere Lage und darin wurzeln faſt alle 
politiſchen und ſocialen Schwierigkeiten der Zeit, alle Pro⸗ 
bleme, welche gelöſt werden müſſen. Wie namentlich die 
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ſociale Frage im engern Sinne mit dieſer Auflöſung der ganzen 
geſellſchaftlichen Ordnung innig zuſammenhängt, ergibt ſich 
Ichon aus dem Geſagten und wird noch ſpäter näher her⸗ 
vorgehoben werden. Wenn wir die vielen corporativ ge⸗ 
ſtalteten Organe, in denen das geſammte Leben eines Vol⸗ 
kes früher, wenn auch vielfach nothdürftig untergebracht 
war, mit einem großen Gebäude mit vielen Abtheilungen 
und Gemächern vergleichen, wo alles ſeinen Platz hatte, ſo 
könnte man nach dieſem Werke der Zerſtörung ſagen, daß 
wir gewiſſermaßen für unſer ſociales Leben obdachlos ge⸗ 
worden ſind. Man hat die alte Wohnung, worin ſich das 
Volk zur Befriedigung ſeiner geiſtigen und wirthſchaft⸗ 
lichen Bedürfniſſe eingerichtet hatte, niedergeriſſen, ehe 
eine beſſere gebaut war. Nur der Staat überdacht 
das ganze Volk und unter ſeinem Schutze ſoll Alles wie 
in einem einzigen Raume untergebracht werden. Alles in 
Allem geſagt: durch die Zerſtörung der alten geſellſchaft⸗ 
lichen Ordnungen, welche überall mit der ftaatlichen Ordnung 
wie zu einem Ganzen innig verwachſen waren, iſt das Volk 
desorganiſirt und der Staatsverband allein ſteht dieſer 
desorganiſirten Volksmaſſe gegenüber. Das iſt unſere 
Lage. | 

Es iſt aber leichter niederreißen, wie aufbauen. Das 
erfahren wir jetzt und das wird man immer mehr erfah⸗ 
ren. Die Folgen dieſer revolutionären Zerſtörungen durch 
den monarchiſchen und liberalen Abſolutismus, welche den 
natürlichen Entwickelungsgang der europäiſchen Nationen 
vollſtändig unterbrochen haben, werden ſich wohl noch in 
großen und krampfhaften Kataſtrophen längere Zeit hin⸗ 
durch offenbaren. Vielleicht müſſen wir in der Zwiſchen⸗ 
zeit noch allerlei Experimente durchmachen, welche den 


Mangel einer geſellſchaftlichen Ordnung durch Palliativ⸗ 
mittel erſetzen wollen. Namentlich ſcheint man ſich gegen⸗ 
wärtig der Hoffnung hinzugeben, daß eine militäriſche Or⸗ 
ganiſation eine geſellſchaftliche erſetzen kann. Ein ganzes 
Volk unter dem Militärgeſetz, das ſcheint das Ideal vieler 
unſerer Zeitgenoſſen zu ſein, welches in ihren Augen beſ⸗ 
ſer wie jede bürgerliche Gliederung des Volkes geeignet 
ſei, es im Zaume zu halten. Nur zu bald wird man aber 
ſehen, daß dadurch die ſocialen Uebel nicht geheilt, ſon⸗ 
dern nur ſcheinbar übertüncht, im Grunde aber rieſenhaft 
vermehrt werden. 

Die wahre Aufgabe für die Zukunft, die einzige Lö⸗ 
ſung der geſellſchaftlichen Calamitäten iſt dagegen ebenſo 
leicht auszuſprechen, wie ſchwer zu löſen. Wie das Uebel 
in der Desorganiſation der Geſellſchaft und in der Jſoli⸗ 
rung des Staates liegt, ſo liegt das einzig durchgreifende 
Heilmittel in der Reorganiſation der Geſellſchaft und in 
der organiſchen Verbindung der reorganiſirten Geſellſchaft 
mit dem Staate. Aber das Wie dieſes Aufbaues iſt 
ſchwer zu beſtimmen. Maſchinen laſſen ſich ſchaffen, leben⸗ 
dige Organe aber laſſen ſich nicht ſchaffen, ſie müſſen wach⸗ 
fen. So läßt ſich auch ein ſolcher geſellſchaftlich⸗ſtaatlicher 
Verfaſſungsbau nicht a priori ins Leben rufen, er muß 
aus dem Leben eines Volkes wieder herauswachſen. 

Was aber eine politiſche Partei bei dieſem Prozeß 
der Reorganiſation des Staates und der Geſellſchaft thun 
kann, läßt ſich vielleicht in folgende drei Gedanken zuſam⸗ 
menfaſſen: N 

Erſtens muß ſie das Uebel recht erkennen und zur 
Verbreitung dieſer Erkenntniß unter den Zeitgenoſſen mög⸗ 
lichſt beitragen. Nur wenige von ihnen haben einen kla⸗ 
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ren Begriff davon, daß in der Vernichtung der alten ge: 
ſellſchaftlichen Ordnung und ihrer religiöſen Grundlage der 
Hauptſitz aller politiſchen und ſocialen Uebel ſteckt. Sie 
kennen nur die Fehler und Ausartungen der geſellſchaft⸗ 
lichen Ordnungen der früheren Zeit, ohne von den ſo berech⸗ 
tigten Ideen, welche ihnen zu Grunde lagen, auch nur 
eine Ahnung zu haben. Dieſe Einſicht muß erſt wieder 
verbreitet werden, ehe eine Erkenntniß der rechten Heil⸗ 
mittel möglich iſt. | 

Zweitens müſſen die vielen Keime einer Reconſtruc⸗ 
tion der geſellſchaftlichen Ordnung, welche überall wie von 
ſelbſt hervorſproſſen, nach Kräften gepflegt werden. In 
dieſer Hinſicht iſt die Natur der Dinge ſtärker als alle 
doctrinären Phraſen. Während man noch mit Gering⸗ 
ſchätzung auf das Mittelalter hinblickt, ſind wir doch ſchon 
mitten in einer Entwickelung begriffen, welche manche Aehnlich⸗ 
keit mit ihm hat. Was iſt dieſes mächtige Streben nach genoſ⸗ 
ſenſchaftlichen Verbindungen auf allen Gebieten des geiſti⸗ 
gen, geſellſchaftlichen und materiellen Lebens anders als 
eine natürliche Reaktion gegen jene Zerſtörung der Geſell⸗ 
ſchaft, die der Abſolutismus an uns geübt hat? Auch die 
Geſetzgebung iſt dieſer Richtung auf wirthſchaftlichem Ge⸗ 
biete ſchon in etwa entgegengekommen durch das Geſetz 
‚über die privatrechtliche Stellung der Erwerbs⸗ und Wirth: 
ſchafts⸗Genoſſenſchaften. Es ſind das Alles erſt kleine An⸗ 
fänge eines geſellſchaftlichen Neubaues, die aber wohl 
beachtet und mächtig unterſtützt werden müſſen. 

Endlich drittens iſt es eine Aufgabe, die letzten Reſte 
geſellſchaftlicher Organiſationen, die aus einer früheren Zeit 
noch übrig ſind, vor weiterer Zerſtörung zu ſchützen und 
ſie der Zukunft zu bewahren. Die mächtigſte Körperſchaft, 
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welche ſich ihre Organiſation noch erhalten hat, ift die 
Kirche; ſie iſt, Gott ſei Dank! durch ihre göttliche Stif⸗ 
tung unzerſtörbar und enthält zugleich alle die ſitt⸗ 
lich⸗religibſen Kräfte, welche zu einer organiſchen Gliede⸗ 
rung und Verfaſſung der Geſellſchaft im Sinne geordneter 
Freiheit und der freien Selbſtverwaltung nothwendig ſind. 
Aber auch die chriſtliche Familie ſteht noch als ein feſter 
Organismus da und leiſtet den Zerſtörungsverſuchen ſtar⸗ 
ken Widerſtand. Auch die Gemeinde, welche formell faſt 
als ſelbſtſtändiger Organismus vernichtet iſt, leiſtet noch 
Widerſtand. Selbſt die alten Stände haben ſich noch einen 
gewiſſen Zuſammenhang, der in der Natur der Dinge liegt, 
bewahrt, und andere Stände ſuchen ſich zuſammenzuthun 
und zu bilden, wie der Bauernſtand. Was daher von die⸗ 
ſen alten geſellſchaftlichen Ordnungen noch übrig iſt, muß 
treu bewahrt werden. Es ſind das werthvolle Bauſteine 
für den künftigen Neubau der Geſellſchaft. | 


IX. 


Kreis- und Gemeinde Werfaffung. 


Soeben wird in Preußen der Verſuch gemacht, durch 
eine neue Kreisordnung den Grund zu einer auf Selbſt⸗ 
verwaltung ruhenden inneren Verfaſſung zu legen. Daran 
ſoll ſich dann nach Unten der Amtsbezirk, nach Oben die 
Provinzial⸗Verfaſſung auf derſelben Grundlage anſchließen. 
Die Kreisordnung ſoll gewiſſermaßen der Kern der ganzen 


innern Verfaſſung fein. Die Abſichten find gewiß bei die⸗ 
ſem Unternehmen die beſten. Man fühlt allgemein das 
Ungenügende des jetzigen Zuſtandes, die Nachtheile der 
Centraliſation, der Alleinherrſchaft der Staatsgewalt und 
ihres Beamtenthums, der Vernichtung aller Selbſtverwal⸗ 
tung und jeder Controle gegenüber der Regierungsgewalt. 
Man möchte gerne in dieſen monotonen Mechanismus der 
inneren Verwaltung des modernen Staates ein neues Ele⸗ 
ment einfügen, um jene Uebelſtände zu beſeitigen. Wir 
fürchten aber, daß auch dieſer Verſuch zu keinem befriedi⸗ 
genden Reſultate führen, daß es nicht gelingen wird, auf f 
dieſem Wege die moderne Verwaltungsmaſchine in einen 
lebenskräftigen, ſelbſtthätigen, gegliederten Staatskörper 
allmälig umzugeſtalten, ja daß ſelbſt die geſunden Ele⸗ 
mente, welche in dieſem Entwurfe liegen, ſich auf die 
Dauer gegen die Conſequenz des verfehlten Grundprincips, 
auf welchem das Ganze beruht, nicht werden behaupten 
können. 

Wir wollen unſere Bedenken näher entwickeln. 

Bedenklich ſcheint uns ſchon, daß dieſer Verſuch, die 
innere Verfaſſung wieder organiſch zu gliedern und das 
Volk zu einer gewiſſen Mitwirkung bei der Verwaltung 
heranzuziehen, mit der geſetzlichen Vernichtung der Gemeinde 
als einem organiſchen Verband und mit der Auflöſung 
derſelben in einen reinen Verwaltungsbezirk durch die Con⸗ 
ceſſionen an die herrſchenden Principien der liberalen Volks⸗ 
wirthſchaft zuſammenfällt. 

Die Gemeinde hat weſentlich eine doppelte Bedeutung. 
Sie iſt erſtens die natürliche Grundlage der ſtaatlichen 
Verbindung, das unterſte Glied in der inneren Staats⸗ 
verfaſſung und deßhalb auch der unterſte Verwaltungsbe⸗ 
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zirk für die Staatsregierung. Das erſchöpft aber nicht 


entfernt ihren Begriff und ihre Bedeutung. Die Gemeinde 
iſt nicht durch den Staat für Verwaltungszwecke ins Leben 
gerufen, ſondern ſie iſt vielmehr zweitens eine aus den natür⸗ 
lichen Verhältniſſen des Volkes hervorgewachſene Körperſchaft. 
Die Gemeinde iſt eine der wichtigſten, durch Geſchichte, 
Blutsverwandtſchaft, Heimathsliebe, durch die mannig⸗ 
fachſten gemeinſchaftlichen Intereſſen gebildete Zuſammen⸗ 
gehörigkeit, welche in der Natur der Dinge ſelbſt gegrün⸗ 
det und aus ihr entſprungen iſt. Sie beſitzt deßhalb 
alle ſittlichen, religiöſen und materiellen Bedingungen, um 
ſie zu einer wahren, lebendigen Körperſchaft zu machen, mit 
allen ſittlichen Kräften, welche die Körperſchaft von je⸗ 
der andern Gemeinſchaft, die nur für beſtimmte Zwecke 
ſich bildet, unterſcheidet. Der Umſtand, daß die Gemeinde 
überdies urſprünglich überall mit dem Kirchſpiel, der 
Kirchengemeinde, zuſammenfiel, gab dieſer Verbindung auch 
die religiöſe Weihe und trug noch weſentlich zu ihrer Be⸗ 
feſtigung bei. N | 

Dieſe Natur der Gemeinde verkannte nun der monar⸗ 
chiſche wie radikale Abſolutismus vollſtändig. Seine ganze 
Richtung ging dahin, die Gemeinde nur mehr als eine 
ſtaatliche Inſtitution anzuſehen, als den unterſten Verwal: 
tungsbezirk, ihr jede Selbſtſtändigkeit zu nehmen und ſie 
in der allgemeinen Centraliſation aufgehen zu laſſen. 
Was aber dieſe Richtung, welche bezüglich der Stadtge⸗ 
meinden ſeit dem Jahre 1808 in Preußen auch rückgängige 
Bewegungen machte, uns noch von der Gemeinde als 
einer ſelbſtſtändigen Körperſchaft übrig gelaſſen hat, das 
ſucht die Gegenwart durch Gewährung aller Forderungen 
der liberalen Volkswirthſchaft gänzlich zu beſeitigen. Die 
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ſchrankenloſe Freizügigkeit, die ſchrankenloſe Gewerbefrei⸗ 
heit, das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz wirken zu⸗ 
ſammen, um die corporative Natur der Gemeinde als 
einer wahren Lebensgemeinſchaft ihrer Angehörigen immer⸗ 
mehr zu verdrängen. Dazu kommt dann noch die fort⸗ 
ſchreitende geſetzliche Erleichterung der Gewinnung des 
Bürgerrechtes, welche den Gemeindeverband vernichtet. Der 
Geiſt aller dieſer Geſetze widerſpricht durchaus dem Be⸗ 
griffe eines geſchloſſenen, feſt verbundenen Gemeinweſens. 
Selbſt die in Ausſicht ſtehende Civilehe wird, ſo viel ſie 
vermag, und wo der chriſtliche Geiſt des Volkes ihr nicht 
widerſteht, dieſe Zerſetzung und Auflöſung befördern. Denn 
wie die Gemeinde im Aufbau der Staatsverfaſſung der 
unterſte ſittlich lebendige Organismus iſt, ſo beſteht auch 
ſie wieder aus ſolchen feſtgegliederten Körperſchaften durch 
die chriſtliche Familie. Wo das Familienband aufgelöſt 
iſt, da iſt auch die Wurzel des Gemeindelebens und da⸗ 
mit die Wurzel des ganzen Staatsbaues ſchon in der 
Auflöſung begriffen. Wir können daher zu Verfaſſungs⸗ 
verſuchen, welche einen der werthvollſten Bautheile einer ge⸗ 
ſunden Verfaſſung zerſtören, kein Vertrauen faſſen. 
Bedenklich ſcheint uns ferner bei der neuen Organi⸗ 
ſation das Einſchieben des Amtsbezirkes zwiſchen den Kreis⸗ 
und den Gemeindeverband, wie es ſchon verſuchsweiſe in 
einigen Provinzen früher geſchehen iſt. Der Amtsbezirk 
und die Gemeinde werden zwar oft zuſammenfallen, aber 
das die Kreisverfaſſung nach Unten hin weſentlich ergänzende 
Glied iſt doch zunächſt nicht die Gemeinde, ſondern der 
Amtsbezirk, deſſen Name ſchon andeutet, daß er nur eine 
für die ſtaatliche Verwaltung geſchaffene Vereinigung iſt, 
dem an ſich alle jene Elemente corporativer Selbſtſtändig⸗ 
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keit fehlen, welche die Gemeinde ihrer Natur nach beſitzt. 
In dieſer corporativen Selbſtſtändigkeit jener Verbände im 
Staate, welche in dem Syſteme der Selbſtverwaltung zur 
Uebernahme gewiſſer Funktionen der Staatsgewalt berufen 
ſind, liegt aber ihr eigentlicher Werth und Vorzug vor der 
rein bureaukratiſchen Verwaltung. Eine angebliche Selbſt⸗ 
verwaltung, deren Organe ebenſo abhängig von den höhe⸗ 
ren Verwaltungsbehörden find, wie in der bureaukratiſchen 
Verwaltung die Staatsdiener, hat für die wahre Freiheit 
durchaus keinen Werth und bietet abſolut keine Garantie 
gegen die Willkür und Uebergriffe der Verwaltung, worin 
doch eigentlich der wahre Nutzen der Selbſtverwaltung zu 
ſuchen iſt. Ob es aber je gelingen wird, dieſen künſtlich 
ins Daſein gerufenen Amtsbezirken jene innere Selbſt⸗ 
ſtändigkeit zu geben, welche ſie zu einer Schutzwehr der 
Freiheit machen, ſcheint uns äußerſt zweifelhaft. Wir fürch⸗ 
ten, es liegt in dieſer Einrichtung nur eine andere Form 
für den Bureaukratismus. 

Ein drittes Bedenken beruht in der Zuſammenſetzung 
der Kreistage, wodurch die vorigen Bedenken noch weſent⸗ 
lich verſtärkt werden. Die verſchiedenen Entwürfe der 
Kreisordnung haben verſchiedene Normen für die Zuſam⸗ 
menſetzung der Kreistage aufgeſtellt. Zuerſt wollte man 
die Steuer im Allgemeinen, dann für die Abgrenzung der 
Klaſſe der größern Grundbeſitzer den Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer⸗Reinertrag zur Bildung der Wahlverbände zu 
Grunde legen, endlich hat man ſchließlich die Grundſteuer 
als Norm gewählt. Schon dieſes Schwanken beweiſt, wie 
wenig es ſich hier um feſte, in der Natur der Dinge be⸗ 
gründete Normen handelt. Wie man jetzt von der Steuer 
als Norm zur Grundſteuer übergegangen iſt, ſo kann man 


ſpäter auch wieder zur allgemeinen Steuer, zum Cenſus, in 
jeder beliebigen Höhe zurückkehren oder ihn ganz aufheben. 

Außerdem liegt aber in dieſer Beſtimmung über die 
Bildung der Kreisſtände die Entſcheidung der größten po⸗ 
litiſchen Frage der, Gegenwart bezüglich der innern Ber: 
faſſung, indem ſie ſich definitiv von dem ſtändiſchen Prin⸗ 
cip losſagt. Die Tragweite dieſer Beſtimmung kann nicht 
hoch genug angeſchlagen werden. Man möge mir geſtat⸗ 
ten, zum Beweiſe mich auf die Autorität des Profeſſors 
Dr. Gneiſt zu berufen. Er bezeichnet die Aufnahme des 
ſtändiſchen Princips in die preußiſche Kreisverfaſſung als 
den erſten und letzten Verſuch der europäiſchen Welt, ſtän⸗ 
diſche Einrichtungen auf den Boden der heutigen Geſell⸗ 
ſchaft zu pflanzen; als die Hauptquelle der heute vorhan⸗ 
denen Verwirrung. Er nennt ſie eine doctrinäre Ideologie 
in maßgebenden Kreiſen und ſagt von ihr: „Dieſe Ideo⸗ 
logie ſcheute nicht zurück vor dem Gedanken, daß es ihr 
beſchieden ſei, den Gang der deutſchen Geſchichte zu corri⸗ 
giren durch Wiederherſtellung einer geſellſchaftlichen Ord⸗ 
nung, die ſeit Jahrhunderten in unaufhaltſamer Auflöſung 
begriffen, deren Auflöſung identiſch iſt mit der Geſchichte 
des preußiſchen Königshauſes.“ Er ſtellt dann am Ende 
der ganzen Auseinanderſetzung den principiellen Gegen- 
ſatz der Parteien in folgendem Satze zuſammen: „Dieſer 
Stillſtand (nämlich in der preußiſchen Geſetzgebung bezüg⸗ 
lich der innern Organiſation des Staates) iſt das Erzeug⸗ 
niß widerſprechender Anforderungen, welche alle ſich in 
einem Worte einigen, der Sache nach aber das völlig Ent⸗ 
gegengeſetzte und Unvereinbare wollen. Die alte Geſell⸗ 
Schaft will selfgovernment, meint aber damit Provinzial⸗, 
Kreisſtände⸗ und Gutspolizei, Standſchaften, Beſitzrechte, 
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feine Uebernahme der Staatsfunktionen zu eigener Arbeit 
und Verantwortung. Die neue Geſellſchaft verlangt self- 
government, meint aber Kreis-, Stadt: und Dorf⸗Parla⸗ 
mente. Das Beamtenthum läßt ſich jedes selfgovern- 
ment gefallen, am liebſten franzöſiſche conseils, wenn nur 
ſeine eigene Stellung in der Hauptſache beim Alten bleibt !).“ 
Gneiſt iſt viel zu ſehr Parteimann, um den Gegner ob⸗ 
jektiv richtig zu beurtheilen; ſo einſeitig aber auch ſein 
Urtheil über die Beſtrebungen der „alten Geſellſchaft,“ wie 
er ſie nennt, iſt, ſo bezeichnet er den tiefen Gegenſatz, wel⸗ 


cher unter den Parteien vorhanden iſt, richtig. Seine Be⸗ 


hauptung, daß die Auflöſung der Stände identiſch ſei mit 
der Geſchichte des preußiſchen Königshauſes, mag er ſelbſt 
verantworten; ſie iſt jedenfalls ſehr bezeichnend. 

Wenn das aber die wahre, weitgreifende Bedeutung 
der Kreisordnung iſt, daß ſie dieſen großen Principien⸗ 
kampf für Preußen und damit auch für ganz Deutſchland 
zum Austrag bringt, ſo fürchte ich, daß dieſer Verſuch 
einer Decentraliſation, einer auf Selbſtverwaltung gegrün⸗ 
deten Verfaſſung ſich auch wieder als nichtig erweiſen wird. 
Die Selbſtverwaltung bedarf zu ihrer Wirklichkeit feſter 
Körperſchaften, welche auch ein „Selbſt“ beſitzen und eini⸗ 
germaßen widerſtandsfähig ſind, den Uebergriffen der hö⸗ 
heren Verwaltungsbehörden gegenüber. Kreisverſamm⸗ 
lungen, Amtsverſammlungen oder, um mit Dr. Gneiſt zu 
ſprechen, Kreis⸗, Stadt⸗ und Dorf⸗Parlamente, welche keine 
bleibende feſte Selbſtexiſtenz haben, werden aber keine die 
Freiheit ſchützende Selbſtverwaltung üben. In ruhigen 


1) Verwaltung, Juſtiz, Rechtsweg von Dr. Rudolf Gneiſt, Ber⸗ 
lin 1869. S. 108 — 117. 


a 5 


Zeiten werden fie gefügige Werkzeuge. des Beamtenthums 
werden und in unruhigen Zeiten die Herde der Revo⸗ 
lution. = 

Außerdem ift aber das ganze Princip, welches dieſer 
Bildung der Kreisſtände zu Grunde liegt, doch nichts an⸗ 
ders, als das des modernen Repräſentativſyſtems. Die⸗ 
ſes Syſtem bringt aber immer zwei Gefahren mit 
ih, erſtens die Majoritätswirthſchaft und zweitens 
das Beſtreben, die letzte Conſequenz ſeines Grund⸗ 
princips, nämlich die Kopfzahlwahl, zu verwirklichen. Ich 
glaube daher nicht, daß dieſe neue Kreisordnung auch nur 
den Liberalismus auf die Dauer befriedigen wird. Die 
Beſchränkung der Theilnahme an den Kreistagen durch ge⸗ 
wiſſe Sätze der Grundſteuer wird bald neue Kämpfe her⸗ 
vorrufen, ganz analog den Kämpfen zur Beſeitigung des 
Cenſus für die Theilnahme an den Landtagen. Dieſe 
Kämpfe haben in der Idee des Repräſentativſyſtems ihre 
volle Berechtigung, die letzte Conſequenz aller dieſer Sy⸗ 
ſteme liegt in dem Programm der focial - demokratiſchen 
Partei, wie es noch in den letzten Tagen in der Schweiz 
einen ſehr adäquaten Ausdruck gefunden hat. 

Das ſind unſere Bedenken bezüglich der neuen Kreis⸗ 
ordnung. Damit iſt nicht die anmaßliche Behauptung aus⸗ 
geſprochen, daß fie ſich auch verwirklichen werden. Die 
Kreisordnung enthält den Verſuch, zwiſchen der Kopf⸗ 
zahlwahl und den alten Ständen eine Klaſſenvertre⸗ 
tung, welche auf dem Grundbeſitze beruht, einzuſchie⸗ 
ben. Die Gelehrten ſtreiten ſich darüber, ob eine Vertre⸗ 
tung nach Klaſſen dem mittelalterlichen ſtändiſchen Syſteme 
oder dem modernen Repräſentativſyſteme angehöre. Das 
möge hier dahingeſtellt bleiben, obwohl es uns nicht zwei⸗ 
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felhaft iſt, daß die Stände aus ähnlichen Ideen hervor⸗ 
gegangen ſind, wie die Klaſſeneintheilungen. Ob aber 
dieſer Verſuch einer Klaſſeneintheilung gelingen wird, ob 
daraus bleibende Inſtitutionen ſich geſtalten werden, muß 
die Geſchichte lehren. Der Verſuch ſelbſt lehnt ſich an die 
engliſche Reformbill vom Jahre 1832 an. Viele glauben 
aber, daß England ſich gleichfalls bereits auf der ſchiefen 
Ebene befindet und unaufhaltſam den eee der 
Kopfzahl entgegengetrieben wird. | 


X. 
Aufban der Ktichsverfaſſung. 


Die Reichsverfaſſung, wie ſie jetzt iſt, nach dem Bilde 
der norddeutſchen Bundesverfaſſung hat offenbar ganz das 
Gepräge des Unfertigen. Das iſt vielleicht keine Schwäche, 
ſondern ein Vorzug derſelben, da dadurch vom Reichstage 
und dem Reiche ſelbſt in ſeinen erſten Anfängen die auf⸗ 
regenden und zeitraubenden Verfaſſungsdebatten ferngehal⸗ 
ten worden ſind. Auf die Dauer aber kann das . ſo 
bleiben. 

Der Bundesrath, dem man ſchon den Charakter eines 
Senates hat beilegen wollen, iſt doch in der That nichts 
anders, als ein verſtärktes Reichsminiſterium, formell mit 
einer gewiſſen ſelbſtſtändigen Stellung der einzelnen Re⸗ 
gierungen, ſachlich aber noch abhängiger vom Neichskanz⸗ 
ler, wie die Miniſter von ihrem Präſidenten. Ihm gegen⸗ 
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über ſteht nur der Reichstag, aus direkten allge⸗ 
meinen Wahlen gebildet. Das angebliche Correktiv 
der Diätenloſigkeit iſt aber kein Correctiv, ſondern 
vielmehr die Verfälſchung einer Inſtitution und kann 
die Lücken der Verfaſſung nicht ausfüllen. Ueberdieß 
entbehrt die Reichsverfaſſung nicht nur ſelbſt aller Ver⸗ 
faſſungsgarantien, ſondern hebt auch dadurch, daß die 
Reichsgeſetze allen Landesgeſetzen unbedingt vorgehen, alle 
Verfaſſungsgarantien der Einzelländer den Reichsgeſetzen 
gegenüber ſchlechthin auf. Die Reichsverfaſſung muß daher 
ausgebaut werden. Es fehlen ihr namentlich zwei weſent⸗ 
liche Inſtitutionen. | 

Die erfte ift ein Oberhaus oder ein Senat. Die Idee 
der Vertretung des geſammten Volkes, wie es wirklich iſt, 
und zwar wie es zu ſein berechtigt iſt, ſeines, ich möchte 
ſagen, guten Geiſtes, ſeiner Rechte, ſeiner wahren Frei⸗ 
heit, ſeiner Pflichten, ſo daß die vertretenden Verſamm⸗ 
lungen ein treues Bild des geſammten Volkes ſind, wird 
immer ein ſchwer zu erreichendes Ideal ſein. Gewiß iſt, 
daß ein Haus allein, es mag wie immer zuſammengeſetzt 
ſein, insbeſondere ein Haus aus allgemeinen direkten 
Wahlen, dieſe Idee nicht verwirklichen kann. Es iſt reiner 
Zufall, welche Intereſſen dort vertreten ſind und welche 
nicht; ob die tugendhafteſten und einſichtsvollſten Männer 
gewählt werden oder nicht. Ganz oft ſind die Wahlen ein 
Spiel der Parteien und ihrer Leidenſchaften, ſo daß in 
dieſen Verſammlungen vielfach nicht das wahre Volk, ſon⸗ 
dern die Umtriebe und Kämpfe der Parteien reprä⸗ 
ſentirt ſind. Ein Correktiv hiergegen, um die Idee der 
Vertretung des geſammten Volkes in ſeinem beſten ſitt⸗ 
lichen und intellektuellen Sein und Leben wahrer zu ma⸗ 


ee 
chen, iſt nun ein zweites Haus, man mag es nennen, wie 
man will. 

Es ſoll insbeſondere dazu dienen, die PR 
vativen Elemente im Volke zur Vertretung zu bringen und 
der Landesverfaſſung dadurch die nothwendige Feſtig⸗ 
keit und Ruhe zu gewähren. Ihm würde im Reiche 
die Aufgabe zufallen, einer unberechtigten Centrali⸗ 
ſation entgegenzutreten, die Rechte der Einzelſtaaten zu 
wahren und die Eigenthümlichkeiten der einzelnen Volks⸗ 
ſtämme zu ſchützen. Um aber im Oberhauſe das zur Ver⸗ 
tretung zu bringen, was im Volkshauſe noch nicht hinrei⸗ 
chend vertreten iſt, muß natürlich die Art und Weiſe 
der Zuſammenſetzung eine von der Bildung des Volks⸗ 
hauſes ganz verſchiedene ſein. Hier iſt es nun ſehr ſchwer, 
richtige Principien für die Bildung eines Oberhauſes zu 
finden, da der Faden der Geſchichte durch die Zerſtörun⸗ 
gen des monarchiſchen und radikalen Abſolutismus für die 
innere Verfaſſung des Reiches, wie der Einzelſtaaten, ab⸗ 
geriſſen iſt. Es ſind nur noch hiſtoriſche Bruchſtücke, frei⸗ 
lich in großer Zahl, vorhanden, bei denen es ſehr ſchwer 
iſt, zu ſagen, ob und wie ſie noch verwendet werden kön⸗ 
nen und wie ſie vervollſtändigt werden müſſen. 

Nur das Eine ſcheint mir, um zu einer wirk⸗ 
lichen Vertretung des geſammten Volkes zu gelangen, 
in der Natur der Dinge zu liegen, daß, wie das 
Volkshaus aus Kopfzahlwahlen hervorgeht, ſo das 
Oberhaus erſtens aus den großen Corporationen und feſten 
Verbänden, zweitens aus dem großen erblichen Grundbeſitz 
hervorgehen muß. N 

In beiden Verhältniſſen ſind wichtige und werth⸗ 
volle geiſtige und ſittliche Kräfte des Volkes begrün⸗ 
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det, welche zur Vertretung kommen müſſen, wenn dieſe 


. eine wahre und nicht lediglich eine Parteivertretung 


ſein ſoll. 

Die Menſchen leben nicht nur getrennt als Indivi⸗ 
duen, wie ſie bei der Kopfzahlwahl auftreten, ſondern auch 
verbunden mit Andern in den großen Körperſchaften zur 
Befriedigung ihrer höchſten und wichtigſten Intereſſen. Der 
Geiſt, der in dieſen Körperſchaften wirkt und waltet, iſt 
ein anderer, als der des getrennten Individuums und auch 
er muß daher zur Darſtellung kommen. Das Oberhaus 
ſoll daher insbeſondere die großen Körperſchaften des Rei⸗ 
ches vertreten, den corporativen Geiſt, der im. Volke vor: 
handen iſt, im Gegenſatze zum Volkshaus, welches mehr 
den individuellen Geiſt vertritt. 

Aus demſelben Grunde muß auch der a erbliche 
Grundbeſitz im Oberhauſe ſeine Vertretung haben. Die 
erbliche Verbindung einer Familie mit Grund und Boden 
erzeugt eine Geſinnung, welche für die Geſammtheit von 
großer Bedeutung iſt. Burke ſagt darüber in ſeinen 
Betrachtungen über die franzöſiſche Revolution: „Die 
Macht, unſer Vermögen in unſern Familien fortzuſetzen, iſt 
eines der gewichtigſten und bedeutendſten Verhältniſſe für 
die Familie und trägt in vorzüglicher Weiſe zu der Fort⸗ 
pflanzung des Staates ſelbſt bei. Die Beſitzer des Fami⸗ 
lienreichthums und die Inhaber der ausgezeichneten Le⸗ 
bensſtellung, welches erbliches Gut gewährt, ſind die na⸗ 
türlichen Wächter für jene Fortpflanzung. Unſer Oberhaus 
beruht auf dieſem Princip, es iſt ganz auf erbliches Vermö⸗ 
gen und erbliche Auszeichnung gegründet !).“ 

1) Siehe Bluntſchli, „Allgemeines Staatsrecht,“ Bd. 1, S. 
515 in der Note. 
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Beide Verhältniſſe, die Corporation und der erbliche 
große Grundbeſitz, ergänzen daher ganz weſentlich die Idee 
einer wahren Vertretung des geſammten Volkes mit allen 
ſeinen Intereſſen und mit ſeinem geſammten Leben. Aus 
demſelben Grunde ſcheint mir aber die vielfach eingeführte 
Berechtigung des Landesherrn, eine beſtimmte oder eine 
unbegrenzte Zahl ſeiner Vertrauensmänner in das Ober⸗ 
haus zu ſchicken, durchaus verwerflich. Die Regierung iſt 
ſchon dadurch, daß fie der dritte Faktor in der Geſetz⸗ 
gebung iſt und daß ihr die geſammte Executive zur Ver⸗ 
fügung ſteht, hinreichend in dem geſammten Staatsweſen 
vertreten. Ihr auch im Oberhauſe noch eine übermächtige 
Stellung einräumen, verfälſcht die Idee der Volksvertre⸗ 
tung, da dadurch nicht neue Intereſſen, ſondern immer 
dieſelben Intereſſen, aber in verſchiedener Form und un⸗ 
ter dem trügeriſchen Scheine, als ob dadurch neue Garan⸗ 
tien für die wahre Vertretung des Volkes geboten wür⸗ 
den, vertreten werden. Solche Oberhäuſer ſind wieder 
nur Regierungsorgane, aber keine Vertretungen des 
Volkes. 

Die zweite Inſtitution, welch in die Reichsverfaſſung 
eingeführt werden müßte, iſt ein oberſtes Reichsgericht mit 
der doppelten Competenz: erſtens über alle Verfaſſungs⸗ 
verletzungen ſowohl der Landes-, wie der Reichsverfaſſung 
zu entſcheiden, ob dieſelben vom Volke oder von den Re⸗ 
gierungen ausgehen; zweitens über alle Geſetzesüber⸗ 
ſchreitungen der Reichs⸗ und Landesregierungen bei Aus⸗ 
übung der Negierungsgewalt zu urtheilen. 

Das Reichskammergericht ſtand, wie Dr. Zoepfl in feinem 
Staatsrechte ſagt, wegen ſeiner Unabhängigkeit von kaiſerlichen 


Weiſungen in dem höchſten Anſehen als . 
v. Ketteler, Katholiken. 5 
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mäßig unantaſtbares Bollwerk des geſammten deutſchen Rechts⸗ 
zuſtandes ). Ein ſolches unantaſtbares Bollwerk des geſamm⸗ 
ten deutſchen Rechtszuſtandes müßte auch dieſes ale 
Reichsgericht fein. 

Abfolutismus und Liberalismus haben im modernen 
Staate erſtens die Juſtiz und Verwaltung vollſtändig ge⸗ 


krennt; fie haben dann zweitens alle Verwaltungsſachen 
der Competenz der Gerichte entzogen und dieſe auf die 
eigentlichen Juſtizſachen, auf das Privatrecht beſchränkt; ſie 


haben drittens den Begriff der Juſtizſachen nach und 
nach in immer engere Grenzen eingeſchränkt, das Gebiet 
der ſogenannten Adminiſtrativjuſtizſachen dagegen, welche 
das gemeine deutſche Recht gar nicht kannte, dergeſtalt 
ausgedehnt, daß ein großer Theil wahrer Rechtsſachen nicht 
wie andere Rechtsſachen behandelt wird, ſondern den Ge⸗ 
richten entzogen worden iſt und von Verwaltungs behörden 
behandelt und entſchieden wird?); fie haben viertens für die 
Handhabung dieſes weitgreifenden Gebietes der Verwal⸗ 
tung einen eigenen, von den oberſten Verwaltungs behörden 
gänzlich abhängigen Beamtenſtand nach dem Syſteme vollkom⸗ 
mener Centraliſation gebildet; ſie haben endlich die Ent⸗ 
ſcheidung der ſogenannten Competenzconflicte im engeren 
Sinne, nämlich der Conflicte zwiſchen den Juſtiz⸗ und 
Verwaltungsbehörden, über die Frage, ob eine Sache zur 
Competenz der Gerichte oder der Verwaltungsbehörden ge⸗ 
hört, nicht den oberſten Gerichten übertragen, ſondern 


1) Dr. Zoepfl, Grundſätze des gemeinen deutſchen Staats⸗ 
rechts. 1. Theil, S. 217. | 

2) von Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie. 1. Bd. 
1. Abth., S. 271. 
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einer Behörde, welche zwar auch den Namen eines Gerichts⸗ 
hofes trägt, aber ihrer ganzen Zuſammenſetzung nach kein 
unabhängiges Gericht, ſondern eine abhängige Verwaltungs⸗ 
behörde iſt. So kann alſo die Verwaltungsbehörde jede 
Sache dem richterlichen Urtheil durch eine einfache Ein⸗ 
ſprache vorläufig entziehen und die Entſcheidung darüber, 
ob das mit Recht geſchehen ſei, liegt wieder in der Hand 
‚der Verwaltungsbehörde. Dazu kömmt noch, daß die Prü⸗ 
fung der Rechtsgiltigkeit gehörig verkündigter königlicher 
Verordnungen nicht den Gerichten, ſondern nur dem Land: 
tage zuſteht, daß die Gerichte ſelbſt darüber nicht einmal 
zu urtheilen haben, ob eine von dem Miniſterrath erlaſſene 
Verordnung der Verfaſſung zuwider laufe oder nicht und 
daß ſogar die Unabhängigkeit des Richterperſonals durch 
die Einführung eines Disciplinarverfahrens mit Entlaſ⸗ 
ſungsrecht bedroht iſt. 

So iſt der alte deutſche Grundſatz: daß jeder Rechts⸗ 
ſtreit nur vor dem Richter zu entſcheiden ſei, in dem mo⸗ 
dernen Staate ſehr beeinträchtigt. Die geſammte Regierungs⸗ 
gewalt wird ohne alle Rechtscontrole geübt; ſie iſt Richter 
in ihrer eigenen Sache und in allen Sachen, welche ſie 
dafür erklärt. Es genügt ein beliebiges Buch, welches die 
Gegenſtände aufzählt, die der Competenz der Gerichte ent⸗ 
zogen ſind, in die Hand zu nehmen, um ſich von der Be⸗ 
deutung dieſes Zuſtandes zu überzeugen. Von Rönne 
füllt damit in dem citirten Werke 26 Seiten !). Das ge: 
ſammte öffentliche Recht in dieſer Ausdehnung iſt ſchutzlos 
und ohne Rechtscontrole und das Volk in dieſer Hinſicht 
mit ihm. Es beweiſt, wie wenig unſere Zeitgenoſſen über 


1) A. a. O. S. 274 — 300. 
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Recht und Freiheit und über die wahren Garantien und 
Controlen des Rechtes mit ſich im Klaren ſind, daß ſie 
dieſe vorwiegend, ja faſt ausſchließlich in einigen dürftigen 
conſtitutionellen Formen ſuchen und ſich einbilden, in einem 
freien Staate zu leben, wenn dieſe nur nothdürftig vor⸗ 
handen ſind. Selbſt das Bewußtſein von dem Werthe eines 
gerichtlichen Schutzes für das öffentliche Recht und gericht⸗ 
licher Controlen für die geſammte Staatsverwaltung iſt 
verloren gegangen. Parlamente ſind aber allein durchaus 
keine hinreichende Garantie für Recht und Freiheit, und 
wenn die Majorität eines ſolchen Parlamentes, eine das⸗ 
ſelbe beherrſchende Partei, ihrer Intereſſen wegen ſich zu⸗ 
ſammenfindet mit einem militäriſch organiſirten mächtigen 
Beamtenthum, das aller rechtlichen Controlen entbehrt, ſo 
iſt der Conſtitutionalismus in dieſer Geſtalt das wirkſamſte 
Mittel zur Unterdrückung aller Rechte und aller Frei⸗ 
heit. Selbſt die angebliche Selbſtverwaltung nützt dann 
nichts für die Freiheit, wenn ſie ſchwächlichen, unſelbſtſtän⸗ 
digen Organen übertragen wird, welche ohne Schutz und 
Controle durch die Gerichte, lediglich unter der Zucht und 
Leitung einer militäriſch organiſirten Verwaltungsbehörde 
ſtehen. Wichtiger wie alle conſtitutionellen Formen für 
wahre Freiheit und Recht ſind vielmehr rechtliche Garan⸗ 
tien der Staatsgewalt gegenüber, welche dem Volke bezüg⸗ 
lich des öffentlichen Rechtes dieſelbe Sicherheit geben, wie 
bezüglich des Privatrechtes. Dieſe rechtlichen Garantien 
müßten ſelbſtverſtändlich ſich durch alle Stufen der innern 
Reichs⸗ und Landesverfaſſung hindurchziehen, wozu ſich ein 
bemerkenswerther Anſatz in der neuen preußiſchen Kreis⸗ 
ordnung findet. Ihren Abſchluß müßte aber dieſer Rechts⸗ 
ſchutz für das öffentliche Recht in einem oberſten Reichs⸗ 
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gerichte finden. So lange uns dieſes Bollwerk für das 
öffentliche Recht fehlt, kann von Recht und wahrer Frei⸗ 
heit in Deutſchland kaum mehr die Rede ſein. 

Eine ſolche Rechtsordnung, wo Alles im Staate, die 
Staatsgewalt ſelbſt wie der letzte Bürger, das öffentliche 
wie das Privatrecht der rechtlichen Controle unterworfen 
iſt, iſt auch zugleich die wahre Schule für den Rechtsſinn 
des Volkes, wie dieſer die feſte Grundlage des Staates 
iſt. Der Ausſpruch: justitia fundamentum regnorum be⸗ 
zieht ſich nicht nur auf die eigentliche Rechtsſprechung, 
ſondern auch auf den Rechtsſinn des Volkes. Bei den Zu⸗ 
ſtänden dagegen, wie ſie jetzt beſtehen, leidet derſelbe große 
Gefahr. Der Rechtsſinn beſteht weſentlich darin, daß 
man auch dem Gegner und dem Schwachen gegenüber Un⸗ 
recht ſcheut, ſelbſt da, wo man die Gewalt hätte, es zu 
üben. Er war ein koſtbares Erbtheil des deutſchen Vol⸗ 
kes. Wie weit er aber in vielen Klaſſen ſchon abgenommen 
hat, davon geben die Ereigniſſe unſerer Tage Zeugniß. 

Noch bis vor Kurzem hat man gewiſſe Rechte als 
unantaſtbare Grundpfeiler der Freiheit und des Rechtes 
allgemein anerkannt. Die Grundſätze der Rechtsgleichheit 
für Alle, der Verwerflichkeit der Ausnahmegeſetze; daß Nie⸗ 
mand ſeinem Richter entzogen werden; daß Niemand un⸗ 
gehört verurtheilt werden dürfe; daß jeder das Recht habe, 
in ſeiner Heimath und in ſeinem eigenen Hauſe zu woh⸗ 
nen, ſo lange kein Richterſpruch ihm daſſelbe entzogen hat, 
hielt man für durchaus unerſchütterlich, für untrennbar 
von dem geſammten Rechtszuſtand der Gegenwart bei allen 
Culturvölkern. Jetzt ſehen wir ſie alle ohne Ausnahme 
mit Füßen getreten, jetzt ſehen wir mehrere Hunderte deut⸗ 
ſcher Männer des allgemeinen Rechtes beraubt, unter Aus⸗ 
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nahmegeſetze geſtellt, ihrem Richter entzogen, ungehört ver⸗ 
urtheilt, aus ihrer Heimath und ihrem Hauſe vertrieben, 
in einer Lage, daß die Polizei ſie willkürlich von einem 
Orte zum andern jagen kann, ohne daß ſie dagegen 
noch irgend einen Schutz oder irgend, eine Hilfe hät⸗ 
ten. Und das Alles geſchieht mit voller Zuſtim⸗ 
mung eines großen Theiles des deutſchen Volkes. Das iſt 
die Folge des tieferſchütterten Rechtsbewußtſeins. Es 
iſt aber weſentlich dadurch erſchüttert, daß die Regierungs⸗ 
gewalt ſich durch den Einfluß des Abſolutismus und 
Liberalismus mehr und mehr von allen Rechtscontro⸗ 
len losgemacht hat, daß man ſich daran gewöhnt, in 
ihrer Hand eine willkürliche Macht vereinigt zu ſehen, 
die man als unwiderſtehlich betrachtet, daß endlich der 
Grundſatz: „Macht geht vor Recht,“ immer weiter ſich 
in den Gemüthern feſtſetzt. Ja, was noch gefahrdrohender 
iſt, dieſe Zuſtände werden, wenn ſie ſo fortdauern, ſelbſt 
auf den Richterſtand ihren verderblichen Einfluß üben. 
Seine volle Selbſtſtändigkeit iſt bereits bedroht. Je mehr 
aber die Macht der Regierungsgewalt und ihres ab⸗ 
hängigen Beamtenthums ohne alle Rechtscontrole um ſich 
greift, je weiter der Kreis der Adminiſtrativjuſtizſachen ge⸗ 
zogen wird, je mehr ſich die Parteiherrſchaft der Majori⸗ 
täten mit ſchnödeſter Verachtung, ja mit Verhöhnung des 
| Rechtes in den Kammern feſtſetzt, je mehr dadurch das 
Recht ſelbſt an Anſehen verliert, deſto gewiſſer wird auch 
der Richterſtand von dieſen Zeitrichtungen mehr oder we⸗ 
niger in Mitleidenſchaft gezogen werden und ſeinen erha⸗ 
benen Beruf, das Recht vor der Gewalt zu ſchützen, aus 
dem Auge verlieren. Das ſind die nothwendigen Folgen, 
wenn nicht die Juſtiz, ſondern die Regierungsgewalt und 
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Parteimajoritäten überall das lebte und entſcheidende Wort 
im Staate führen. N 
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Staatsschulden — Steuern. 

Das Staatsſchuldenweſen unſerer Großſtaaten iſt ein 
ſtändiger Krebsſchaden, aus dem die größten materiellen 
und ſittlichen Uebel entſpringen und genährt werden. Selbſt 
die lange Friedenszeit vor dem Jahre 1859 war nicht im 
Stande, die Schuldenlaſten weſentlich zu vermindern. Die 
inzwiſchen eingetretenen Ereigniſſe, die Rüſtung ganzer 
Völker bis zum letzten wehrbaren Manne, die fortſchrei⸗ 
tende Umgeſtaltung Europas in ein großes Kriegslager 
und in eine permanente Kriegsbereitſchaft, die ungeheuren 
Summen, welche dadurch der Militäretat verſchlingt, laſſen 
wohl befürchten, daß die Staatsſchulden der Großſtaaten 
immer mehr wachſen werden. Viele von ihnen gleichen 
ſchon jetzt einem Hausſtande, welcher ſtetig mehr ausgibt 
als einnimmt und deßhalb immer tiefer in die Hände der 
Wucherer geräth. Selbſt jene Großſtaaten, welche den 
beſten Credit genießen, müſſen ſich bei ihren Anleihen von 
den großen Geld⸗ und Börſenmännern Bedingungen ge⸗ 
fallen laſſen, denen kein Privatmann mit wohlgegründetem 
Credit unterworfen iſt. Was bei einer längeren Kriegszeit 
in dieſer Hinſicht uns geboten würde, entzieht ſich jeder 
Berechnung. Die enormen Verluſte aber, welche die Groß⸗ 
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ſtaaten durch die Ausbeutung ihrer Verlegenheiten ſeitens 
der wenigen Firmen, welche über das Geld der Welt ver⸗ 
fügen, erleiden, muß das Volk durch die Steuern tragen. 

Aber dieſe materiellen Verluſte für den Volksſäckel 
durch Erhöhung der Steuern zur Bezahlung der Zinſen 
der Staatsſchulden kommen kaum in Betracht gegen die 
vielen andern Uebel, welche hauptſächlich aus dem Staats⸗ 
ſchuldenweſen entſprungen ſind und welche durch die Rückwir⸗ 
kung der ungeheuren franzöſiſchen Schuldenlaſt auf den Börſen⸗ 
verkehr und die Speculationen des Geldmarktes in der gan: 
zen betheiligten Welt noch einen unermeßlichen Zuwachs 
erhalten haben. 

Dazu rechnen wir zunächst jenen Handel mit Staats⸗ 
und Werthpapieren aller Art, welcher nicht in dem wirk⸗ 
lichen Austauſch derſelben, ſondern nur in Berechnung der 
durch Steigen und Fallen der Papiere entſtehenden Diffe⸗ 
renzen beſteht und daher nicht den Charakter eines reellen 
Handels, ſondern vielmehr den eines im großartigſten 
Maßſtabe betriebenen Hazardſpieles mit allen feinen ent⸗ 
ſittlichenden Folgen an ſich trägt. In Berückſichtigung der 
Mittel, welche vielfach angewendet werden, um Steigen 
und Fallen der Papiere zu bewirken, iſt derſelbe nicht I 
ten ein geradezu betrügeriſches Spiel. 

Dazu rechnen wir ferner alle die verwandten Geſchäfte, 
die ihre eigentliche Bedeutung nicht ſo ſehr in dem Be⸗ 
triebe des Geſchäftes ſelbſt haben, wofür ſie angeblich ge⸗ 
gründet ſind und deſſen Namen ſie tragen, ſondern in dem 

Börſenhandel, in der Speculation, in dem oft mit den 
größten Unredlichkeiten betriebenen Kauf und Verkauf jener 
Papiere, welche für die Gründung des Geſchäftes ausge⸗ 
geben ſind. Die Vortheile, welche außerdem die Gründer 
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ſich vielfach auf Koſten der übrigen Aktieninhaber unter 
den verſchiedenſten Titeln zu verſchaffen wiſſen, grenzen 
wieder ganz nahe an den eigentlichen Betrug. 

Dazu rechnen wir endlich überhaupt alle jene Ge⸗ 
ſchäfte, welche ohne ſelbſt zu produziren, nur den Credit 
ausbeuten und den Creditverkehr vermitteln. Von dieſen 
Geſchäften hat die profane Welt gar keinen Begriff, fie 
ſind in der Hand einer beſchränkten Zunft großer Geld⸗ 
männer und Banquiers, welche das Geheimniß dieſes 
Creditverkehrs verſtehen und durch geſchickte Benutzung 
deſſelben mit größter Leichtigkeit die ungeheuerſten Sum⸗ 
men gewinnen. Um aber dieſe in's Fabelhafte getriebene 
Ausbeutung des Volkes zu vollbringen, bedienen ſich dieſe 
Geld⸗ und Börſenmänner einer großen Zahl ihnen bekann⸗ 
ter, geſchickt berechneter „Täuſchungsmittel,“ welche ehrlich 
geſprochen Betrügereien im eigentlichen Sinne des Wortes 
ſind, als ſolche aber von den hochgeſtellten und hochver⸗ 
mögenden Theilnehmern in keiner Weiſe anerkannt werden. 
Jeder fittliche Werthmeſſer hat bezüglich dieſer Täuſchungs⸗ 

mittel der großen Börſenmänner ſchon lange gänzlich auf⸗ 
N gehört zu exiſtiren. Ab und zu dringt aus dieſen Kreiſen 
und ihrem Treiben, welches dem Volke gänzlich verborgen 
iſt, ein dieſe Gebiete erhellendes Licht in die Außenwelt 
wie vor einigen Jahren aus den Kreiſen der Wiener 
Börſe und da ſieht dann die erſtaunte Welt, um es nur 
zu bald wieder zu vergeſſen, daß dort alle Begriffe über 
Redlichkeit und Unredlichkeit, nach welchen das Volk ſein 
Handeln einrichtet, gänzlich verſchwunden ſind. 
N Alle dieſe Geſchäfte nun, dieſes Hazardſpielen mit 
Papieren, dieſe Gründungsgeſellſchaften, welche theils nur 
den Zweck haben, ihre Papiere möglichſt hoch anzubringen 
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und ſich dann ſelbſt von dem unſoliden Geſchäfte loszu⸗ 
machen, theils den Gründern unerhörte Gewinne zum 
Nachtheile der Aktionäre einzubringen; dieſe Ausnutzung 
des geſammten Creditverkehrs in der Welt durch eine ver⸗ 
hältnißmäßig kleine Zahl großer Börſenmänner, welche 
dieſen Großhandel des Geldes gewiſſermaßen in Entrepriſe 
genommen haben und die Geheimkunſt deſſelben verſtehen, 
bergen eine ganze Welt von Unredlichkeiten, Betrügereien, 
Unſittlichkeiten und Schwindeleien aller Art in ſich, welche 
ein angeſehener volkswirthſchaftlicher Schriftſteller keinen 
Anſtand nimmt, „einen Diebſtahl ins Große“ zu nennen, 
der aber ſtatt ins Zuchthaus zu Ehren führe. j 

Daran läßt ſich nun unter den jetzigen Verhältniſſen 
im Ganzen und Großen nichts ändern. Die Intereſſenten 
an dieſem modernen Raubritterthum find in den herrſchen⸗ 
den Klaſſen und durch ſie in der Preſſe, in der Kammer, 
in den Regierungen zu gut vertreten. Sie ſind überdies 
die Herren des Geldes und üben überall einen entſchei⸗ 
denden Einfluß, wo käufliche Menſchen ſind. Deren gibt 
es aber, Dank der Bildung unſerer Tage! nur zu viele. 
An die Stelle des früheren Menſchenhandels iſt ein neuer 
getreten, bei welchem die Menſchen ſich ſelbſt und ihre 
Geſinnung im Dienſte des Kapitals um Geldgewinn ver⸗ 
kaufen. | 8 

Davon zeugt der Zuſtand unſerer Preſſe 1). Es 
wäre daher Thorheit zu glauben, daß man dieſem über⸗ 
mächtigen Geldwucherthum wirklich zu Leibe gehen 


1) Wie weit die frechſte Betrügerei, welche die bezahlte Preſſe an 
dem Volke begeht, ſchon gediehen iſt, darüber haben uns dieſe Tage 
wieder einen neuen Beweis erbracht. In einem Streite zwiſchen dem 
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könnte. Darauf müſſen wir leider vorläufig verzichten. 
Es hat ſeine Compligen überall, bis in die obern Kreiſe 


Berner „Bund“ und der Wiener „Neuen Freien Preſſe⸗ ſchreibt nach 
der „Germania“ Nr. 288 jenes Schweizer Blatt: „Es liegen uns 
zwei Nummern der „Oeſterreichiſchen finanziellen Revue“ vor, in wel⸗ 
chen dargeſtellt wird, was die ſchwindelhafte Türkenlooſe⸗ 
Emiſſion die Anglo⸗Bank gekoſtet hat, und wie man in, 
Oeſterreich die öffentliche Meinung macht. Darnach ha⸗ 
ben einzig in der Stadt Wien nicht weniger als 73 Zei⸗ 
tungen jeder Richtung und Schattirung, die nament⸗ 
lich aufgeführt ſind, Schweigegelder oder Gelder für 
Reclameartikel entgegengenommen, die horrend find. 
Um nur die wichtigſt en zu nennen, erſcheinen in der „Betheili⸗ 
gungsliſte“ das „Tagblatt“ mit 32,000 Fl., die „Neue Freie 
Preſſe“ und „Preſſe“ mit je 25,000 Fl., die „Vorſtadt⸗ 
Ztg.“ mit 16,000 Fl., die „Montags⸗ Revue“ und das 
„Fremdenblatt“ mit je 12,000 Fl., die „Tages preſſe“ mit 
10,000 und die „Deutſche Zeitung“ mit 800 Fl. als beſto⸗ 
chen und verkauft für einen erbärmlichen Schwindel. Die 
„Oeſterreichiſche finanzielle Revue“ war erbötig, den Beweis für die 
Richtigkeit ihrer Angaben ſelbſt vor den Gerichten zu erbringen; 
aber Niem and wagte, ihr entgegen zu treten. Und 
ſolche käufliche Seelen auf Wiener Redactionen ſol⸗ 
len uns Schweizern ſagen, was politiſch recht oder un⸗ 
recht iſt! Was ſpeciell die „N. Fr. Pr.“ anbetrifft, die uns in 
ihrer Nammer vom 1. December „Stiefelputzerdienſte“ andichtet, fo 
überlaſſen wir die Beurtheilung eines folchen Vorwurfs ruhig unſerm 
Leſerkreis. So „ſchwackköpfig“ find wir allerdings in der Schweiz 
noch nicht geworden, daß wir um Jud asſold uns, unſere Ehre 
und das Zeugniß der Wahrheit verkauften. Damit ſchließen wir eine 
vom Gegner muthwillig vom Zaune geriſſene Polemik, um ihm, dem 
nobel ſein wollenden, die Mühe zu erſparen, das deutſche Schimpf⸗ 
lexicon mit Wörtern zu bereichern, die bis jetzt darin noch keinen 
Platz gefunden hatten.“ So iſt es in Wien, ſo leider auch in an⸗ 
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der Geſellſchaft. Man erſchrickt oft, wenn man hört, welche 
Männer in den höchſten Kreiſen vom Volksmunde als 
Mitbetheiligte ſchon bezeichnet werden. Vielleicht wird ein⸗ 
mal die Internationale in Gottes Hand die Zuchtruthe 
ſein, um die moderne Geſellſchaft dieſer unermeß⸗ 
lichen Corruption wegen, wie ſie es verdient, zu züchtigen 
und ſie von derſelben zu ſäubern. 

Wenn aber auch gegen dieſe wucheriſchen Schwinde⸗ 
leien der großen Geld⸗ und Börſengeſchäfte, welche die 
materiellen Intereſſen des Volkes, auf deſſen Koſten ſie 
betrieben werden, ſo tief beſchädigen, bei der herrſchenden 
Stimmung augenblicklich nichts zu machen iſt, ſo können 
doch auf dem ſo vielfach von ihnen betroffenen Gebiete der 
Steuern weſentliche Verbeſſerungen angeſtrebt werden, welche 
jene Uebel einigermaßen eindämmen und die allgemeinen 
Laſten des Volkes theils beſſer vertheilen, theils ermäßigen. 

Als ſolche betrachten wir: 

1. Die Einführung einer Börſenſteuer. Der Handel 
mit Werthpapieren unterliegt bisher keiner Beſteuerung. 
Das iſt aber im Vergleich mit der vielfachen Beſteuerung 
des Handels mit allen anderen Werthgegenſtänden unge⸗ 
recht. Es muß daher für den Umſatz der Werthpapiere 
eine Staatscontrole und eine entſprechende 88 
eingeführt werden. 

2. Die Einführung der Einkummenſteuer für die 
Gründungs⸗ und Aktiengeſellſchaften. Das Einkommen 


deren Städten Deutſchlands. Auch bei dieſer Corruption ſtehen Re⸗ 
gierungen mit ihren Preßfonds an der Spitze. Ihnen folgen die gro⸗ 
ßen Actiengeſellſchaften. Eine große Schaar „käuflicher Seelen“ ſte⸗ 
hen in ihrem Dienſt. So wird das Volk in ſeinen materiellen, aber 
auch in ſeinen geiſtigen Intereſſen hintergangen. 
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derſelben wird zwar in ſofern beſteuert, als die Theil⸗ 
nehmer an dieſen Geſellſchaften für ihr Geſammteinkommen, 
in welchem auch das Einkommen aus der Theilnahme an 
der Aktiengeſellſchaft einbegriffen iſt, zur Klaſſen⸗ oder 
Einkommenſteuer herangezogen werden. Da aber der Grund⸗ 
beſitzer gleichfalls zuerſt die Grundſteuer und außerdem für 
ſein Einkommen Klaſſen⸗ oder Einkommenſteuer zu entrich⸗ 
ten hat, alſo eine doppelte Beſteuerung für daſſelbe Ein⸗ 
kommen, ſo weit es aus dem Grundbeſitze fließt, ſtattfin⸗ 
det, ſo muß entweder die Grundſteuer wegfallen und ſtatt 
ihrer eine einzige Steuer und zwar die Einkommenſteuer 
allgemein eingeführt werden, oder es muß auch bei dem 
Einkommen aus den Aktiengeſellſchaften jene doppelte Be⸗ 
ſteuerung eintreten. 

3. Betrieb der Eiſenbahnen auf Staatskoſten Nach 
der Zuſammenſtellung über die Betriebsergebniſſe 46 deut⸗ 
ſcher und ausländiſcher Staats⸗ und Privatbahnen für 
1862 — 70, welche den württembergiſchen Ständen in die⸗ 
ſem Jahre vorgelegen hat, ergibt ſich für die deutſchen 
Staatsbahnen ein Durchſchnittsertrag. von 5% bis 60%, 
für die deutſchen Privatbahnen ein Durchſchnittsertrag von 
7% bis 9%. Wenn hiernach auch der Privatbetrieb ein⸗ 
träglicher iſt als der Staatsbetrieb, ſo ergibt ſich doch aus 
dieſer Zuſammenſtellung, daß ſchon jetzt die Staatsbahnen 
im Allgemeinen ſich gut rentiren und daß mit Rückſicht 
auf den großen Aufſchwung des Verkehrs und in Folge 
deſſen der Einnahme faſt aller Eiſenbahnen die Eifenbah: 
nen in der Zukunft eine beträchtliche Einnahmequelle für 
den Staat werden können. Der Betrieb der Eiſenbahnen 
auf Staatskoſten empfiehlt ſich aber noch aus andern wich⸗ 
tigen Gründen. Wenn wir auch von den Zuſtänden in 
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Nordamerika noch weit entfernt ſind, wo die fünf ſoge⸗ 
nannten „Eiſenbahnkönige“ dieſes ganze Gebiet beherrſchen 
und durch Steigerung der Transportkoſten einen unermeß⸗ 
lichen Einfluß auf den ganzen Güterverkehr üben kön⸗ 
nen, ſo iſt doch die Geldmacht der größeren Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaften auch bei uns gewiß nicht unbedenklich. Dieſe 
großen Geldinſtitute in unſerer Zeit bringen den Staat 
ſelbſt in vielfache Abhängigkeit von ſich und ſind recht 
eigentlich Staaten im Staate. Außerdem iſt auch der Han⸗ 
del mit den Papieren der Eiſenbahnen an den Börfen eine 
der Hauptquellen des unredlichen Börſenſpieles. Endlich 
können die Intereſſen des Verkehres für alle Landestheile 
nur bei Staatsbahnen eine entſcheidende Berückſichtigung 
finden, während bei Privatbahnen nicht die allgemeinen 
Intereſſen, ſondern die Intereſſen der Actionäre der Bahn 
ausſchließlich maßgebend ſind. 

4. Verminderung des Militäretats. Ein Volk in 
Waffen und zugleich Beibehaltung des Syſtems der ſtehen⸗ 
den Heere heißt eigentlich, ein ganzes Volk in ein ſtehendes 
Heer verwandeln und noch näher, ein ganzes Volk in ſteter 
Kriegsbereitſchaft erhalten. Das ſind aber krankhafte und 
auf die Dauer unerträgliche Zuſtände. Was die jetzigen 
Heere wirklich dem Volke koſten, iſt nicht zu berechnen, da 
der ſchon an ſich ſo enorme Militäretat doch nur einen 
Theil der Unkoſten des Heeres repräſentirt, indem noch 
viele Leiſtungen der Einwohner und der Gemeinden neben⸗ 
. ber gehen, welche nicht mit in Rechnung kommen. Noch 
weniger aber läßt ſich berechnen, was in Zukunft ſolche 
Heere koſten werden, da ja bezüglich der Rüſtungen eine 
Art Wettrennen unter den großen Nationen Europas ſtatt⸗ 
findet. Jede Verbeſſerung einer Waffe macht ſofort alle 
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Waffen in Europa derſelben Art unbrauchbar. Solche 
Laſten an Menſchen und Geld überſchreiten weit Alles, 
was der Staat von ſeinen Angehörigen zu fordern berech⸗ 
tigt iſt. Die Verminderung des Militäretats iſt deßhalb 

ein dringendes Bedürfniß; von ihr hängen alle Verbeſſerun⸗ 
gen im Steuer⸗ und im Staatsſchuldenweſen, ſo wie alle 
Erleichterungen der Steuern ab. 

5. Der Wegfall der Steuer auf die nothwendigſten 
Lebensbedürfniſſe iſt endlich eine wohlberechtigte Forderung. 
Auch ſie iſt aber von der en des Militäretats 
bedingt. | 


XII. 


Arbtittrfragt. 


Die Arbeiterfrage darf in einem Programm nicht 
fehlen, da ſie zu den wichtigſten der Gegenwart gerechnet 
wird. Sie gehört aber nur in ſoweit hieher, als der 
Staat zu ihrer Löſung durch ſeine Geſetzgebung mitzuwir⸗ 
ken berufen iſt. In dieſer Hinſicht fällt dem Staate eine 
doppelte Aufgabe zu: erſtens dem Arbeiterſtande zu ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Verbindungen die geſetzliche Hilfe zu ge⸗ 
währen, zweitens ihn und ſeine Familie gegen eine unge⸗ 
rechte Ausbeutung geſetzlich zu ſchützen. 

Das erſte was der Arbeiter⸗ und Handwerkerſtand von 
dem Staate fordern kann, iſt, daß der Staat ihm das 
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wiedergebe, was er ihm genommen hat, nämlich eine Ver⸗ 
faſſung für den Arbeiter⸗ und Handwerkerſtand, für die 
Ordnung der Arbeit. | 

Es ift unmöglich, eine richtige Einſicht von der Lage 
des Arbeiterſtandes zu gewinnen, ohne ihren innerlichen 
und weſentlichen Zuſammenhang mit den Uebeln und Ge⸗ 
brechen zu erkennen, an denen die moderne Geſellſchaft 
und der moderne Staat überhaupt leidet. Die Arbeiter⸗ 
frage iſt nur ein Theil der ſocialen — der Geſellſchafts⸗ 
frage. Alles, was wir daher oben Abſchnitt VIII. von der 
Zerſtörung und von der Reorganiſation der Geſellſchaft 
überhaupt und von der Eingliederung der nach dem Prin⸗ 
cip der Selbſtverwaltung reorganiſirten Geſellſchaft in die 
Staatsverfaſſung geſagt haben, gilt auch vom Arbeiter⸗ 
ſtand ). Die geſetzliche Reorganiſation des Handwerker⸗ 
und Arbeiterſtandes iſt daher, wenn ſie zweckmäßig durch⸗ 
geführt wird, zu einem wichtigen Theile die Löſung der 
Arbeiterfrage. | | 

Der Arbeiterſtand hat nämlich ganz dieſelben Phaſen 
durchgemacht wie der alte Staat und die alte Geſellſchaft. 
Die Phyſiokraten des vorigen Jahrhunderts leiteten alle 
Uebel in den wirthſchaftlichen Verhältniſſen des Volkes aus 
der wirthſchaftlichen Organiſation der Arbeit ab, ſtatt ſie 
in ihrer Ausartung, in ihrer egoiſtiſchen Verknöcherung, 


1) Wenn ich von einer Eingliederung der Geſellſchaftsklaſſen in 
die Staatsverfaſſung rede, ſo geſchieht das nie im Sinne einer Ver⸗ 
miſchung beider Kreiſe, ſondern nur im Sinne einer organiſchen Ver⸗ 
bindung, mit voller Anerkennung der geordneten Selbſtſtändigkeit der 
Geſellſchaftsklaſſen und der geſetzlichen Freiheit innerhalb ihres eigen⸗ 
thümlichen Gebietes. Daſſelbe gilt für den Arbeiterſtand. 
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ſtatt ſie darin zu finden, daß dieſe Organiſation nicht für 
die wachſenden und veränderten Verhältniſſe fortentwickelt 
worden war. Sie zerſtörten deßhalb die großartige wirth⸗ 
ſchaftliche Verfaſſung der Arbeit, welche ſie aus dem Mittel⸗ 
alter vorfanden, ſtatt ſie zu verbeſſern, ſtatt in ihr alle 
ausgeſchloſſenen Theile des arbeitenden Volkes aufzunehmen 
und einzufügen. Dieſe Zerſtörung nannten ſie die Wieder⸗ 
herſtellung der natürlichen Ordnung le gouvernement de 
la nature. Organiſation der Arbeit war ihnen — Unnatur, 
vollkommene Iſolirung des einzelnen Arbeiters — Natur. Sie 
behaupteten mit zweifelloſer Zuverſicht, daß die Zerſtörung 
der alten Arbeiterordnungen und die Herſtellung dieſer an⸗ 
geblichen Naturordnung vollkommen genügen werde, um 
den allgemeinen Wohlſtand in den Arbeiterklaſſen und da⸗ 
durch die allgemeinſte Zufriedenheit hervorzurufen. Wie 
ſehr haben ſie ſich getäuſcht! Sie betrieben aber ihr an⸗ 
gebliches Naturſyſtem der Arbeit mit einem ſolchen Fana⸗ 
tismus, daß die franzöſiſche Nationalverſammlung den 
Handwerkern jede gemeinſchaftliche Berathung ihrer Ange⸗ 
legenheiten verbot, weil ſie darin ſchon ein Hinderniß des 
freien Verkehrs, der freien Beziehung des Individuums 
zum Individuum, ein Wiederaufleben des Zunftlebens er⸗ 
kannte !). Ganz jo trieben es die Politiker auf ihrem Ge⸗ 


1) Die Vorfälle aus jener Zeit find ſehr lehrreich, um aus ihnen 
den unverfälſchten Geiſt des Liberalismus kennen zu lernen. Die ab⸗ 
ſolutiſtiſchen franzöſiſchen Könige hatten ſchon in der letzten Zeit die 
alten Zunftordnungen vielfach beſchädigt, indem ſie aus Privilegien, 
welche ſie den Zünften im Intereſſe des Zunftegoismus ertheilten, 
eine Einnahmequelle machten. Als ſich dann der allgemeine Haß ge⸗ 
gen die ſo verkrüppelten Zünfte wendete, fingen ſie an, die Zünfte 
ſelbſt aufzuheben; ein Werk, welches dann von der anzeichen Re⸗ 

v. Ketteler, Katholiken. 6 
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biete. Vollendete Desorganiſation des Staates, der Ge⸗ 
ſellſchaft und der Arbeit, — die geſammte Staatsgewalt 
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volution vollendet wurde. Durch dieſe plötzliche Aufhebung der Zünfte 
war die Arbeit zwar frei, aber auch ſchutzlos und ſofort machte 
ſich das natürliche Geſetz der Concurrenz durch die volle Entwerthung 
der Arbeit und des Arbeiterlohnes geltend. Die Arbeiter fühlten ſo⸗ 
fort ihre hilfloſe Lage und verſammelten ſich ſchon 1789 zu vielen 
Tauſenden in Paris und entſendeten eine Deputation auf das Stadt⸗ 
haus, um die Erlaubniß zu erwirken, ſich wenigſtens verſammeln und 
berathen zu dürfen. Sie wurden aber von der Nationalgarde aus⸗ 
einander getrieben. Dann wandten ſte ſich mit derſelben Bitte an 
die Nationalverſammlung. Der Deputirte Chapelier, welcher zum 
Berichterſtatter über dieſes Vittgeſuch der Arbeiter ernannt war, be⸗ 
antragte deſſen Verwerfung. ö 

„Die Arbeitervereinigungen,“ bemerkte er, „laſſen die durch die 
Conſtitution abgeſchafften Corporationen wieder aufleben und ſind 
daher unconſtitutionell. Es muß zwar gewiß allen Bürgern gewiſſer 
Handwerke geſtattet ſein, ſich zu vereinigen, aber nie, um über ihre 
angeblichen gemeinſchaftlichen Intereſſen zu berathen. Es gibt keine 
Corporationen im Staate mehr, es gibt nur noch ein en Gegenſatz, das 
Sonderintereſſe eines jeden einzelnen Individuums und das Gemein⸗ 
intereſſe. Sie ſchützen vor, daß ſie ſich vereinigen wollen, um ihre 
kranken oder arbeitsloſen Kameraden zu unterſtützen, aber es iſt Sache 
der Nation, den Starken Arbeit, den Schwachen Unterſtützung zu ge⸗ 
ben und deren Kinder zu erziehen. Man muß daher zum Princip, 
nämlich zu den freien Beziehungen des Individuums zum Individuum 
zurückkehren, um den Taglohn zu beſtimmen, ohne daß dabei die Frage 
in Betracht zu kommen braucht, wie hoch derſelbe vernünftiger Weiſe 
ſein ſollte. Ich räume nur ein, daß er ein wenig beträchtlicher ſein 
ſollte, als es jetzt der Fall iſt. Denn in einer freien Nation müßte 
der Arbeitslohn hinlänglich groß ſein, damit derjenige, der ihn em⸗ 
pfängt, ſich außerhalb jener abſoluten Abhängigkeit befinde, welche der 
Mangel der Mittel zur Deckung der nothwendigſten Bedürfniſſe her⸗ 
vorruft.“ 


u 


lediglich geübt von einem zünftigen Beamtenthum, — ihr 
gegenüber wilde Concurrenz des in lauter vereinzelte In⸗ 


„Das find köſtkiche Geſtändniſſe des Liberalismus nach 
den Grundſätzen von 1789. Es darf keine Corporation mehr 
beſtehen; es darf nur eine doppelte Beziehung noch geſtat⸗ 
tet werden, nämlich die des Individuums zum Individuum und 
des Individuums zum Staate. Alles andere iſt Rückkehr zu den 
Gräueln des Mittelalters. Der Arbeiter darf nicht einmal mit ſei⸗ 
nem Mitarbeiter das gemeinſchaftliche Intereſſe berathen. Durch die 
Beziehungen des Individuums zum Individuum wird die Höhe des 
Tagelohnes beſtimmt, wobei es nur zu wünſchen iſt, daß dieſer et⸗ 
was über der Grenze des Hungertodes ſteht. Hier ſtehen wir 
an der Quelle dieſes furchtbaren Princips des Angebotes und der 
Nachfrage der Arbeit nach der freieſten Concurrenz, welches ſo un⸗ 
ermeßliches Elend über den Arbeiterſtand gebracht hat. Es iſt ein 
durchaus legitimes Kind des Liberalismus und der Principien von 
1789. Die franzöſiſche Nationalverſammlung war fo ſehr von der. 
Richtigkeit der Grundſätze ihres Berichterſtatters erfüllt, daß ſie am 
17. Juni 1791 einſtimmig das Geſetz erließ: „daß die Zünfte unter 
keinem Vorwande und keiner Form wieder hergeſtellt werden und die 
Bürger deſſelben Handwerks nicht das Recht haben ſollten, über ihre 
angeblichen gemeinfchaftlichen Intereſſen ſich zu berathen.“ Vgl. S. Eng⸗ 
laender, Geſchichte der franzöſiſchen Arbeiteraſſociationen. I. Th. 
S. 1720. | 

Das find die richtigen Conſequenzen des phyſiokratiſchen Sy⸗ 
ſtemes des gouvernement de la nature. Man braucht nur die wei⸗ 
teren Conſequenzen bezüglich aller andern Corporationen einſchließlich 
der Kirche und der Familie aus dieſem Princip zu ziehen, um das 
wahre Syſtem des Liberalismus nach allen Seiten hin zu erkennen, 
wie es auch heute noch in ſo vielen Köpfen ſpuckt. Ein großer 
Theil der Beſtrebungen unſerer Nationalpartei und der neueſten 
Maßregeln der Reichsregierung ruht ganz auf demſelben Boden. Nur 
die Beziehungen des Individuums zum Individuum und des In⸗ 
dividuums zur Staatsgewalt ſind legitim, alle anderen ſind reichs⸗ 


gefährlich. 
6 * 
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dividuen aufgelöſten Volkes unter einziger Controle eines 
abſoluten Fürſten oder einer Nationalverſammlung — das 
iſt das Naturrecht der Revolution. Das iſt auch 
der Geiſt des Liberalismus, nicht nur ſeiner Volks⸗ 
wirthſchaftslehre, ſondern ſeiner Politik und ſeiner 
Geſellſchaftslehre. Die Richtung unſerer Zeit nach ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Formen iſt dagegen nicht ein Erzeugniß 
des Liberalismus, ſondern vielmehr eine Reaction gegen 
die Unnatur ſeines angeblichen Naturrechtes. 

Daß bei dieſen genoſſenſchaftlichen Beſtrebungen der 
Arbeiter auch einzelne Koryphäen des Liberalismus thätig 
ſind, beweiſt nicht das Gegentheil, ſondern nur ihre In⸗ 
conſequenz. Ihre liberale Natur zeigen ſie dadurch, daß 
ſie zwar auf der einen Seite für die Arbeitergenoſſenſchaf⸗ 
ten wirken, zugleich aber andere Genoſſenſchaften, welche 
noch eine corporative Exiſtenz haben, bis zur Familie in⸗ 
ſtinktmäßig bekämpfen. 

Ein kleiner Anfang zur Reorganiſation der zahlreichen 
Geſellſchaftsklaſſen, welche zum Arbeiter⸗ und Handwerker⸗ 
ſtande gehören, iſt inzwiſchen durch das Geſetz, „betreffend 
die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirth: 
ſchafts⸗Genoſſenſchaften“ vom 4. Juli 1868 gemacht. Die 
liberale Volkswirthſchaftslehre mit ihrer zerſetzenden und 
auflöſenden Wirkung hat nämlich in Verbindung mit der 
ganzen Entwickelung der Induſtrie als erſte Folge, daß 
der Arbeiter und kleine Handwerker mehr und mehr in die 
Lage des reinen Lohnarbeiters hineingedrängt wird. Was 
das aber ſagen will, ergibt ſich auf den erſten Blick. Der 
Arbeitslohn bildet einen Theil der Produktionskoſten. Der 
Geſchäftseigenthümer wird daher immer dahin ſtreben, den 
Arbeitslohn durch Benützung der Concurrenz möglichſt her⸗ 
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abzudrücken, ganz ſo wie er ſich bemüht, jede andere Waare, 
welcher er bedarf, zu dem billigſten Preiſe zu erlangen. 
Um dieſe Concurrenz hervorzurufen, laſſen ſchon jetzt große 
Unternehmer zahlreiche Arbeiter von weiter Ferne herbei⸗ 
holen, ähnlich wie man in Amerika für denſelben Zweck 
eine Auswanderung von China dorthin ins Leben ruft. 
Durch dieſen Verkauf der Arbeit an den Mindeſtfordern⸗ 
den geſchieht es, daß der Arbeitslohn in der Regel nur 
den augenblicklichen Lebensbedarf abwirft, ohne den 
Arbeiter für ſeine Zukunft irgendwie ſicher 
zu ſtellen. Ja die Arbeiter in dieſer Lage gewöhnen 
ſich ſogar daran, der Sorge für die Zukunft zu entſagen 
und nur an die Gegenwart zu denken. — 

Das iſt die überaus bedenkliche Lage, in die der 
Arbeiter verſetzt iſt. In ſeiner Iſolirung iſt er ein Tage⸗ 
löhner und mit ſeiner ganzen Exiſtenz auf den Tagelohn 
angewieſen. Steigt dieſer, ſo lebt er im Ueberfluß, fällt 
er, ſo tritt ſofort die Noth ein. In beiden Fällen hat er 
keine Sicherheit für die Zukunft. Einzelne Ausnahmen 
und die beſſere Lage vieler Arbeiter auf dem Lande mit 
mancherlei Nebenverdienſt ändern dieſe allgemeine Lage 
nicht. Das neue Geſetz bietet nun dem beſſer geſtellten 


Arbeiter die Möglichkeit, ſich für den Zweck gemeinſchaft⸗ 


lichen Geſchäftsbetriebes mit andern zu vereinigen und 
dadurch über die Stellung des reinen Lohnarbeiters hin⸗ 
auszukommen. Es ermöglicht insbeſondere die Gründung 
von Produktivogenoſſenſchaften, welche in Verbindung mit 

verwandten Genoſſenſchaften hauptſächlich dahin führen 


konnen, auf friedlichem Wege die ausſchließliche Herrſchaft 


der reinen Lohnarbeit zu brechen. Nur ein kleiner Theil 
der Lohnarbeiter aber iſt in der günſtigen Lage, einer ſol⸗ 
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chen Erwerbsgenoſſenſchaft ſich anſchließen zu können. Jenes 
Geſetz bezweckt nämlich nicht eine allgemeine Organi⸗ 
ſation des Arbeiter⸗ und Handwerkerſtandes, fondern 
nur die Gründung einzelner Geſellſchaften für einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. Es iſt daher nur ein 
kleiner wenn auch werthvoller Anfang zur Befreiung der 
Arbeiter aus der verzweiflungsvollen Iſolirtheit, in welche 
ſie durch die volkswirthſchaftliche Geſetzgebung des moder⸗ 
nen Staates verſetzt ſind, und es bedarf daſſelbe noch 
weſentlicher Ergänzungen durch andere Geſetze, wenn der 
Arbeiterſtand durch eine wohlorganiſirte Verbindung für 
die Zukunft ſeines Lebens eine 5 und e Exiſtenz 
finden ſoll. 

Das zweite, was der Arbeiterſtand vom Staate zu 
fordern berechtigt iſt, wenigſtens ſo lange er nicht durch 
eigene Organiſation ſich ſelbſt helfen kann, iſt Schutz für 
ſich, ſeine Geſundheit, ſeine Arbeitskraft, ſeine Familie 
gegen die Uebermacht, welche der Kapitalbeſitz verleiht. 
Der Staat, welcher alle Forderungen der liberalen Volks⸗ 
wirthſchaft befriedigte, hat dadurch den Arbeiter nicht nur 
zum Lohnarbeiter, er hat ihn auch dem Kapitalbeſitzer 
gegenüber ſchwach und ſchutzlos gemacht. Sfolirtheit iſt 
zugleich Schwäche. Der iſolirte Arbeiter iſt ſchwach; nicht 
nur die Arbeiterfrau und das Arbeiterkind, ſondern auch 
der Arbeiter ſelbſt. Die Behauptung, daß nur die Frauen 
und Kinder der Arbeiter eines geſetzlichen Schutzes bedür⸗ 
fen, nicht aber der erwachſene Arbeiter, weil er ja die 
volle Freiheit beſitze, ſelbſt die Bedingungen feſt zu ſetzen, 
unter welchen er ſeine Arbeit vergeben wolle und daß da⸗ 
her jede geſetzliche Feſtſtellung ſeiner Arbeitszeit ein Ein⸗ 
griff in ſeine perſönliche Freiheit ſei, iſt ebenſo einſeitig 


wie die andere Behauptung, daß der erwachſene Arbeiter 
wenigſtens in der Coalition ein ausreichendes Mittel habe, 
ſeine Freiheit bei Vergebung ſeiner Arbeit zu ſichern. Daß 
die Coalitionen eine geſetzliche Regelung nicht erſetzen kön⸗ 
nen, zeigen ſchon die vielen verunglückten Strikes mit allen 
ihren nachtheiligen Folgen, abgeſehen davon, daß die Coa⸗ 
litionen ſchon an ſich Aeußerungen eines Nothſtandes 
und krankhafter ſocialer Zuſtände ſind. Die Geſetzgebung 
hat gewiß keine Veranlaſſung, dieſem traurigen ſocialen 
Kampf zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern jene Arbeit 
zu überlaſſen, die ſie ſelbſt auf geordnetem Wege regeln 
ſollte. Daß aber der erwachſene Arbeiter bei Feſt⸗ 
ſtellung der Bedingungen für feine Arbeit unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen nicht immer die volle Freiheit ge⸗ 
nießt, iſt doch wohl offenbar. In Zeiten, wo die Nach⸗ 
frage nach Arbeitern ſehr ſtark iſt, mag dies der Fall ſein; 
in Zeiten aber, wo das Angebot der Arbeit viel ſtärker 
iſt wie die Nachfrage, tritt das umgekehrte Verhältniß ein. 
Er iſt dann nicht frei und muß ſich vielmehr jede Be⸗ 
dingung über Zeit, Lohn und Dauer der Arbeit gefallen 
laſſen, welche ihm der Arbeitgeber ſtellt. 

Ein ſolches Schutzgeſetz für die Arbeiter beſitzen wir 
nun einigermaßen in der Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869, namentlich in den Beſtimmungen für die Fabrik⸗ 
arbeiter 8. 127 ff. Die weſentlichen Beſtimmungen des 
Geſetzes zum Schutze der Arbeiter beſtehen darin, daß 
Kinder unter 12 Jahren in Fabriken zu einer regelmäßi⸗ 
gen Beſchäftigung nicht angenommen werden dürfen; daß 
ferner Kinder vom 12. bis zum 14. Lebensjahre nur dann 
in Fabriken arbeiten dürfen, wenn ſie mindeſtens drei 
Stunden die Schule beſuchen und ihre Arbeit ſechs Stun⸗ 
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den nicht überſchreitet; daß endlich jugendliche Arbeiter 
vom 14. bis 16. Jahre in Fabriken nicht über 10 Stun⸗ 
den beſchäftigt werden. Außerdem enthält das Geſetz noch 
zu Gunſten der jugendlichen Arbeiter in den Fabriken die 
Beſtimmung, daß ihre Arbeit an Sonn: und Feiertagen 


unterſagt iſt, daß beſondere Liſten über ſie geführt werden 


ſollen, daß ihre Annahme von der Genehmigung der Eltern 
und Vormünder abhängt und daß den Behörden jederzeit 
das Recht zuſteht, ſich von der Ausführung dieſer Beſtim⸗ 
mungen zu überzeugen. Zum Vergleich mit der engliſchen 
Geſetzgebung mag hier die Bemerkung Platz finden, daß 
die engliſchen Geſetze ihren Schutz nicht nur den Kindern 
gewähren, welche in den Fabriken arbeiten, ſondern auch 
jenen, welche in anderen Induſtriezweigen Beſchäftigung 
finden; daß ferner die Verwendung der Kinder unter den 
geſetzlichen Modificationen ſchon vom 8. Jahre geſtattet iſt 
und daß endlich alle männlichen Arbeiter unter 18 Jahren 
und Frauensperſonen jeglichen Alters nicht länger als 
10 ½ Stunde beſchäftigt werden dürfen. Außerdem beab⸗ 
ſichtigt man gegenwärtig in England, die Arbeitszeit für die 
jugendlichen Arbeiter unter 18 Jahren und für die Frauen 
jeglichen Alters auf 9 Stunden herabzuſetzen. 

Es liegt nun auf der Hand, daß dieſe Beſtimmungen 
det Gewerbeordnung ſchon an ſich in keiner Weiſe genügen, 
um dem Arbeiterſtande einen hinreichenden Schutz zu ge⸗ 
währen. Außerdem ſteht es aber trotz der dürftigen Nach⸗ 
richten, welche wir in Deutſchland über die Arbeiterver⸗ 
hältniſſe beſitzen und wodurch wir uns weſentlich von an⸗ 
dern Ländern, z. B. England unterſcheiden, thatjächlich feſt, 
daß ſelbſt dieſe dürftigen Beſtimmungen nur in wenigen 
Gegenden zur vollen Anwendung kommen, während ſie 
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in den meiſten deutſchen Ländern unbeachtet . 
ſind. N 

Die Gewerbeordnung muß daher erſtens durch andere 
Geſetze weſentlich vervollſtändigt werden und es muß zwei⸗ 
tens eine geſetzliche Controle geſchaffen werden, welche die 
Beobachtung dieſer Geſetze ſicher ſtellt. | 

In dieſer doppelten Beziehung faſſen wir nun unſere 
Anſicht über den Schutz, welchen der Staat den Arbeitern 
ſchuldet, in folgenden Deſiderien zuſammen: 

1. Das Verbot der Arbeit der Kinder in den Fabri⸗ 
ken muß auf die Arbeit aller Kinder außer dem elterlichen 
Hauſe ausgedehnt werden. | Ä 

Alle Gründe, welche gegen die Arbeit der Kinder in 
den Fabriken ſprechen, ſprechen mehr oder weniger auch 
gegen die Arbeit der Kinder in anderen induſtriellen Ge⸗ 
ſchäften. Es iſt daher unmotivirt, . zu verbieten und 
dieſe zu geſtatten. 

2. Die Beſchränkung des Verbotes der Kinderarbeit 
in §. 128 der Gewerbeordnung auf „regelmäßige Beſchäf⸗ 
tigungen“ der Kinder muß wegfallen. 

Die Erfahrung hat bereits hinreichend bewieſen, daß 
dieſe Beſchränkung des Geſetzes wegen der Unbeſtimmtheit 
des Begriffes einer „regelmäßigen Beſchäftigung das Ge⸗ 
ſetz ſelber illuſoriſch macht. 

3. Das Verbot der Kinderarbeit iſt auf alle Kinder 
mindeſtens bis zum 14. Jahre auszudehnen. 

Nur dadurch bleibt das Arbeiterkind wie jedes andere 
Kind in ſeiner Familie und genießt alle Segnungen und 
alle bildenden Einflüſſe, welche zu einer wahrhaft 
menſchlichen und chriſtlichen Bildung gehören. Ein Kind, 
welches einen Theil des Tages in der Fabrik, den andern 
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in der Schule zubringt, iſt dem Einfluß und der Zucht 
der Familie entzogen und gewöhnt ſich bald daran, das 
elterliche Haus als ein Koſt⸗ und Schlafhaus „ die Eltern 
aber als Koſtgeber anzuſehen. 

Nur dadurch iſt ferner das Arbeiterkind in ſeiner 
zarteſten und empfänglichſten Jugendzeit den verderblichen 
und entſittlichenden Einflüſſen entzogen, welche von dem 
täglichen Verweilen unter vielfach rohen und unſittlichen 
Arbeitern unzertrennlich ſind. Es iſt eine wahre Unmenſch⸗ 
lichkeit, Kinder von 10 oder 12 Jahren dieſer täglichen 
ſittlichen Verpeſtung ſchamlofer Reben und Beiſpiele aus⸗ 
zuſetzen. . 

Selbſt das 14. Jahr ſcheint uns noch nicht weit ge⸗ 
nug gegriffen, da Kinder in dieſem Alter noch nicht die 
reine Luft der Familie entbehren können und noch nicht 
die ſelbſtſtändige Kraft beſitzen, ſich gegen den Einfluß 
ſchlechter Umgebung zu ſchützen. 

4. Die Arbeit aller verheiratheten Frauen in Fabriken 
und andern induſtriellen Geſchäften außer dem Hauſe iſt 
zu verbieten. 

Die Arbeit der Mädchen in den Fabriken und ähn⸗ 
lichen Geſchäften iſt nur dann zu geſtatten, wenn die für ſie 
beſtimmten Arbeiterlokale von den Arbeiterlokalen der Män⸗ 
ner vollſtändig getrennt ſind. 

Man findet vielfach in ſolchen Anforderungen eine 
Härte. Man fordert die Zulaſſung der Kinder und der 
Frauen zur Arbeit angeblich aus Humanität, weil ja die 
Eltern den Lohn der Arbeit zu ihrer Auskunft bedürfen. 
Man bezieht ſich auf das Bitten und Klagen armer Wei⸗ 
ber, deren Kinder von der Arbeit zurückgewieſen wurden. 
Dabei überſieht man aber nur zu leicht, daß durch nichts 


u. 0: 


die wahre Humanität mehr und grauſamer verletzt wird, 
als durch Alles, was dem Arbeiter und dem Arbeiterkinde 
die Sorge und die Pflege der Familie verkümmert. Es 
iſt eine bereits durch die Statiſtik feſtgeſtellte Thatſache, 
daß in allen Gegenden, wo die Frauen in den Fabriken 
arbeiten, die Sterblichkeit unter den Kindern in der erſten 
Lebenszeit wegen Mangel an Pflege in erſchreckenden Ver⸗ 
hältniſſen zunimmt. Das ſind aber unmenſchliche Zuſtände, 
welche nahe an die geſetzliche Geſtattung des Kindes⸗ 
mordes grenzen. Wie ſieht es aber überdieß in einem 
ſolchen Hauſe aus, in welchem die Mutter täglich 10 bis 
14 Stunden abweſend iſt, und dann ermattet und ermüdet 
die wenigen Stunden, welche ihr noch von der Nachtruhe 
erübrigen, den wichtigen häuslichen Geſchäften widmet? 
Von Erziehung der Kinder kann ſelbſtverſtändlich in einem 
ſolchen Hauſe gar keine Rede mehr ſein und ebenſo wenig 
von einer körperlichen Pflege derſelben, ſo wie ſie ihnen 
nothwendig iſt. Die Kinder ſind von der zarteſten Jugend 
an ſich ſelbſt überlaſſen; ſelbſt die ſo nothwendige Nahr⸗ 
ung kann ihnen nicht in der gehörigen Ordnung verab⸗ 
reicht werden und ſie verkommen in Schmutz und Unord⸗ 
nung. Es gibt keine hilfloſere, verlaſſenere Geſchöpfe, als 
ſolche Arbeiterkinder. Sie verlieren nothwendig jede Liebe 
zum elterlichen Hauſe, wo mit der Mutter ja Alles fehlt, 
was dem Kinde das Haus lieb machen kann; die Straße 
iſt ihnen lieber als das elterliche Haus und ſelbſt die 
Mutter wird ihnen fremd, die ſie faſt nie ſehen. ö 

Hart iſt das Verbot der Arbeit der Frauen haupt⸗ 
ſächlich nur ſolchen leichtfertigen Menſchen gegenüber, welche 
durch jugendlichen Leichtſinn ſchon bei ihrer Verehe⸗ 
lichung Bettler ſind und darauf ſpeculiren, daß die Mutter 
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das Kind verhungern läßt, um in der Fabrik Geld zu 
verdienen, und daß die faſt zufällig am Leben erhaltenen 
Kinder vom 10. Jahre an ihre leichtfertigen Eltern auf 
Koſten ihrer eigenen Geſundheit und ihrer Sittlichkeit er⸗ 
nähren müſſen. Solche Ehen vermehren ſich allerdings in 
ſehr betrübender Weiſe; die Nachgiebigkeit gegen ſie iſt 
aber nicht Barmherzigkeit, ſondern wahre Grauſamkeit 
gegen den Arbeiterſtand. Solche Ehen erzeugen dann 
Kinder, welche ganz in die Fußtapfen der Eltern treten, 
mit demſelben Leichtſinn und auf dieſelben Speculatio⸗ 
nen hin Ehen ſchließen, und ſo geſchieht es, daß das 
Uebel in mächtigen Progreſſionen wächſt und daß ein 
immer größerer Theil des Arbeiterſtandes ohne die Seg⸗ 
nungen des Familienlebens heranwächſt. Selbſt die ver⸗ 
derbliche Zunahme des Wirthshausbeſuches unter den 
Arbeitern hängt mit dieſem Uebel zuſammen. Denn wie 
kann der Arbeiter gern in der Familie verweilen, wo er 
nichts wie Unordnung und Unreinlichkeit findet und wo 
die liebende Hand einer ſorgenden Hausfrau fehlt. 

Wenn dem Arbeiterſtande nicht die chriſtliche Familie 
zurückgegeben wird, ſo werden alle andern Mittel ihm zu 
helfen, vergeblich ſein. Von einer chriſtlichen Familie kann 
aber da keine Rede ſein, wo die Mutter ihrer erhabenen 
Aufgabe im Hausſtande entzogen und nur mehr eine lohn⸗ 
verdienende Arbeiterin iſt. 

Aus denſelben Gründen halten wir auch die Arbeit 
der Mädchen außer dem Hauſe im Allgemeinen für be⸗ 
klagenswerth, da ſie dadurch den Sinn für ihre wahre 
Aufgabe im Hauſe leicht einbüßen und jene Tugenden bei 
ihnen gefährdet werden, welche ſie insbeſondere zu einer 
tüchtigen Frau des Arbeiters und zu einer tüchtigen Mut⸗ 
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ter des Arbeiterkindes machen. Wenn aber dieſe Arbeit 
geftattet werden fol, jo muß es wenigſtens unter Verhält- 
niſſen geſchehen, die dieſe Gefahren moͤglichſt beſeitigen. 
Dadurch iſt unſere Forderung auf getrennte Arbeiterlokale 
motivirt. 

5. An Sonn⸗ und Feiertagen muß in allen Fabriken 
und induſtriellen Geſchäften die Arbeit verboten werden. 

Bezüglich der Fabrikarbeiter verbietet die Gewerbe⸗ 
ordnung §. 129 die Arbeit der jugendlichen Arbeiter an 
Sonn⸗ und Feiertagen. Bezüglich aller andern Arbeiter, 
der Geſellen, Gehilfen und Lehrlinge, beſtimmt der §. 105, 
daß „vorbehaltlich der anderweitigen Vereinbarung in 
Dringlichkeitsfällen Niemand zur Arbeit an Sonn⸗ und 
Feiertagen verpflichtet ſei.“ Dieſe Beſtimmungen find offen 
bar ganz ungenügend. Der Vorbehalt des §. 105 hebt 
die ganze Wirkung deſſelben auf und die Beſchränkung des 
Arbeitsverbots in Fabriken auf die jugendlichen Arbeiter 
erſchwert nicht nur die Ausführung auch dieſes §., ſon⸗ 
dern überläßt den ganzen übrigen Arbeiterſtand der will⸗ 
kürlichſten Ausbeutung des Kapitals. Insbeſondere iſt 
auch in dieſer Hinſicht der erwachſene Arbeiter nicht ſein 
eigener Herr und genießt nicht die volle Freiheit. Wenn 
der Arbeitgeber ihm mit Entlaſſung droht, wofern er nicht 
an Sonntagen arbeitet, wie das nur zu häufig geſchieht, 
oder wenn andere Arbeiter ſich dieſe Anforderung gefallen 
laſſen, ſo iſt er gleichfalls moraliſch zur Arbeit gezwungen. 
Die Sonntagsruhe iſt aber nicht nur ein goͤttliches Ge⸗ 
bot, ſie iſt auch ein Naturgebot; ähnlich wie die Nacht⸗ 
ruhe, trägt auch die Sonntagsruhe dazu bei, die Geſund⸗ 
heit und die Arbeitskraft des Arbeiters zu erhalten. 

6. Die Feſtſtellung eines Normalarbeitertages auf 


u, 
10 oder hoͤchſtens 11 Stunden durch ein Geſetz halten 
wir gleichfalls für wohlberechtigt. 
Wir haben ſchon vorher darauf hingewieſen, wie der 
Einwand gegen jeden geſetzlichen Schutz des erwachſenen Arbei⸗ 
ters, daß dieſer erſtens volle Freiheit genieße, über die Be⸗ 
dingungen zu entſcheiden, unter welchen er ſeine Arbeit 
vergeben will, und daß zweitens der Arbeiterſtand in 
der Coalition ein ausreichendes Mittel habe, unbilligen 
Anforderungen der Kapitalbeſitzer entgegen zu treten, durch⸗ 
aus hinfällig iſt. Daraus ergibt ſich aber von ſelbſt, daß 
der Staat auch hier eintreten und den Arbeiter ſchützen 
muß. Wie wenig dadurch aber das wahre Intereſſe der 
Unternehmer ſelbſt beſchädigt wird, erhellt aus der be⸗ 
merkenswerthen Erfahrung, daß in vielen Geſchäften, bei 
welchen eine Herabſetzung der Arbeitszeit ſtattgefunden, 
nicht eine Verminderung, ſondern vielmehr eine Vermeh⸗ 
rung der Produktion eingetreten iſt. Man ſieht daraus, 
wie eine Ueberlaſtung der Arbeiterkraft das Gegentheil 
von dem bewirkt, was ſie bezweckt, und daß die Geſetze der 
Natur ſich nicht ungeſtraft verletzen laſſen. 

7. Alle dieſe geſetzlichen Beſtimmungen werden aber 
dem Arbeiterſtande nur wirklichen Schutz gewähren, wenn 
überall die geſetzlichen Controlen geſchaffen werden, welche 
die Beobachtung derſelben ſicher ſtelleu. Ob die Aufſtellung 
von Fabrikinſpectoren nach dem Vorbilde „von England 
oder die Einrichtung von Arbeiterämtern, wie ſie jetzt viel⸗ 
fach vorgeſchlagen werden, oder die Verbindung Beider die 
ſicherſte Controle gewährt, darüber wagen wir kein Urtheil 
auszuſprechen. Dieſe Controle muß ſich auch auf die Be⸗ 
ſchaffenheit der Arbeiterlokale in . auf Geſundheit 
und Sittlichkeit erſtrecken. 


XIII. 


Fchrimt Gefeiifnften | 


Geheime Verbindungen find überhaupt ungefunde 
Entwickelungen im Völkerleben, Symptome vorhandener 
Krankheitsſtoffe. Dieſe Bedeutung haftet der Geheim⸗ 
thuerei untrennbar an. Geheime Verbindungen laſſen 
ſich daher bei geordneten öffentlichen Verhältniſſen abſolut 
nicht rechtfertigen. Es wird nie gelingen, einen hinreichenden, 
einen wahrhaft vernünftigen und ſittlichen Grund für ihre 
Exiſtenz aufzufinden. Auch, für die Kirche iſt dieſe Heimlich⸗ 
keit einer der Hauptgründe, weßhalb ſie die geheimen Geſell⸗ 
ſchaften ohne Ausnahme verbietet. Wir betrachten ſie aber 
hier nicht in allen ihren Beziehungen, ſondern ähnlich wie 
die Arbeiterfrage nur in ſofern, als. fie ein politiſches Pro⸗ 
gramm berühren, nur von der Seite ihres Verhältniſſes 
zum Staate, zur bürgerlichen Geſellſchaft und zu den 
ſtaats bürgerlichen Rechten aller übrigen Staatsangehöͤrigen. 

Bei dieſer Unterſuchung haben wir ſelbſtverſtändlich 
insbeſondere den Freimaurerbund im Auge. Er iſt aner: 
kannter Maßen grundſätzlich ein Geheimbund, deſſen Mit⸗ 
glieder ſich durch Eid, Gelöbniß oder wenigſtens durch 
Ehrenwort zur ſtrengſten Geheimhaltung der Logengeſetze, 
der Theilnehmer, der ganzen Thätigkeit nach Innen und 
nach Außen verpflichten müſſen. 

Hier wird uns aber ſofort der Einwand entgegen⸗ 
geſtellt werden, daß ja die Freimaurerei ſich grundſätzlich 
von aller Politik fern halte, daß ſie daher nach der Seite, 
nach welcher wir ſie hier in Betracht ziehen wollen, in 


Wirklichkeit gar nicht in Erwägung kommen könne, und daß 
daher ſchon in dieſer Frageſtellung eine irrthümliche Vor⸗ 
ausſetzung oder eine ungerechte Verdächtigung liege. 
Wir wollen uns nun zum Beweiſe der hochpolitiſchen 
Natur des Freimaurerbundes nicht auf Belgien beziehen, 
weil man uns entgegnen würde, daß man ſich ja eben 
deßhalb, weil die belgiſchen Logen die Politik in ihr 
Programm aufgenommen, ſich von ihnen getrennt habe; 
wir wollen uns aus ähnlichen Gründen auch nicht auf 
Italien berufen, wo die Verbindung der Logen mit der 
Politik offen zu Tage liegt; wir wollen uns vielmehr der 
Kürze wegen nur auf zwei Thatſachen berufen, die der 
neueſten Zeit und unſerem Vaterlande angehören. 

Ein unverwerfliches, hoͤchſt werthvolles Zeugniß aus 
der Gegenwart über die Action des Freimaurerbundes 
nach Außen hin und über die Art und Weiſe ihrer Hand⸗ 
habung bietet uns ein in dieſen Tagen veröffentlichtes 
Schreiben des Profeſſors Dr. Bluntſchli in Heidelberg 
an die Loge Modestia in Zürich, wo er in früherer Zeit 
als Logenbruder aufgenommen ward und deren Ehren⸗ 
mitglied er noch iſt. Dr. Bluntſchli iſt nämlich vor 
Kurzem zum Großmeiſter der Großloge „zur Sonne“ in 
Baireuth ernannt worden. Die Großloge in Vaireuth hat für 
Süddeutſchlaud eine ähnliche Stellung wie die drei Großlogen 
in Berlin für Preußen. Sie wurde ſchon im Jahre 1741 
durch den in Berlin aufgenommenen Markgraf von Baireuth 
gegründet, hängt dadurch mit Berlin innig zuſammen und iſt 
der Centralpunkt maureriſcher Thätigkeit namentlich für 
Bayern geworden. Was ſie als ſolcher dort gewirkt hat, iſt 
unberechenbar. Daß Profeſſor Dr. Bluntſchli Großmeiſter 
dieſer Großloge geworden iſt, beweiſt die hohe Autorität, 
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welche dieſer Präſident des Proteſtantenvereins in der 
Loge genießt, und die innige Verbindung zwiſchen Loge 
und Proteſtantenverein. Bei dieſer Beförderung hat nun 
die Loge Modestia in Zürich an ihr Ehrenmitglied am 
27. November 1872 ein Beglückwünſchungsſchreiben ge⸗ 
richtet, worauf der Großmeiſter der Großloge von Bai⸗ 
reuth unter andern folgendes geantwortet hat: 

„Allerdings iſt es weiſe Vorſchrift unſerer Verfaſſung, 
daß die Logen, wie die „alten Pflichten“ es ausdrücken, ſich 
der Staatshändel enthalten, oder wie unſere heutigen 
Grundſätze es verlangen, den religiöſen und politiſchen 
Parteikämpfen fern bleiben und alles vermeiden ſollen, 
was zu confeſſionellen und politiſchen Streitigkeiten führt. 
Dieſe Vorſchrift enthält indeſſen kein ſittliches Gebot, er⸗ 
klärt ſich nicht aus einer Mißachtung und Verwerfung der 
religiöſen und politiſchen Parteikämpfe, was ſchon daraus 
klar wird, daß der Bund ſeinen Genoſſen in keiner Weiſe 
verwehrt, außerhalb der Loge je nach eigener Ueberzeu⸗ 
gung Partei zu ergreifen ). Dieſelbe erklärt ſich lediglich 
aus der Sorge für den inneren Frieden innerhalb der 
Loge und hat nur den Zweck, das friedliche Zuſammen⸗ 
wirken der Brüder von verſchiedenen religiöſen und poli⸗ 
tiſchen Meinungen und Parteien zu ſichern. 

„Eben deßhalb findet auch jene Vorſchrift ihre natür⸗ 
liche Grenze an der Stelle, wo die Theilnahmloſigkeit des 
Bundes zu einem Charakterfehler und zu einer ſittl ichen 
Verſchuldung würde. Ein Bund, der geſtiftet worden iſt, 
um die Genoſſen verſchiedener Religionen und Confeſſionen 

1) Bezüglich dieſer letzten wichtigen Frage befindet ſich Dr. Bluntſchli 
in offenbarem Widerſpruch mit einer ſpäter zu erwähnenden Aeuße⸗ 


rung der Großlogen in Berlin. 
v. Ketteler, Katholiken. . 7 
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menſchlich zu verbinden, kann nicht gleichgiltig bleiben, 
wenn er wahrnimmt, daß die Hierarchie und die hier⸗ 
archiſchen Orden grundſätzlich den fanatiſchen Haß der 
Gläubigen wider die Andersdenkenden entflammen. Ein 
Bund, der die Pflege der ſittlichen Freiheit zur Lebens⸗ 
aufgabe erhalten hat, kann nicht ſorglos zuſehen, wie eine 
finſtere Macht mit unermeßlichen Mitteln jede ſittliche 
Freiheit der Menſchen bedroht und mit zäher Ausdauer 
das Vertrauen der Maſſen mißbraucht, um die Völker zur 
geiſtigen und moraliſchen Knechtſchaft zu erziehen. Der 
Bund, welcher an dem künftigen Tempel veredelter 
Menſchlichkeit arbeitet, kann nicht die Arme verſchränken 
und ruhig einſchlafen, wenn er weiß, daß der Boden 
unterminirt wird und die Ordensleute der Finſterniß An⸗ 
ſtalten treffen, ſeinen Bau in die Luft zu ſprengen und 
den Fortſchritt der Menſchheit zu ihrem Verfalle umzu⸗ 
wandeln. | 
„In der That, dieſen Gefahren gegenüber wäre die 
Theilnahmloſigkeit des Bundes ſträflicher Leichtſinn und 
unverantwortliche Pflichtverſäumniß. 

„Jene Vorſchrift kann alſo unmöglich dieſe Folge 
haben. 1 

„Sie darf den Bund und die Logen in keiner Weiſe 
hindern, ein offenes und ſorgſames Auge auf jene Gefahren 
zu richten und auch ſeine Kräfte anzuſpannen, um denſel⸗ 
ben zu begegnen. Die univerſelle Organiſation des Bun⸗ 
des, durch welche er ſeinem heftigſten Gegner, dem Je⸗ 
ſuitenorden ebenbürtig gegenüberſteht, bietet dafür man⸗ 
cherlei Hilfsmittel dar. 

„Die Vorſchrift kann nur den Sinn haben: 

„1) daß in der Art und Form, wie dieſe Theilnahme 


= 66: 


vollzogen wird, ſorgfältig darüber gewacht werde, daß der 
innere Frieden unter den Brüdern in der Loge keine Stö- 
rung erleide; N 


„2) daß die Logen die äußerlichen Thaten den ine 
nen Brüdern überlaffen und ſich daher hüten, als . 
in den äußern Kampf zu treten.“ 


Dr. Bluntſchli gibt uns hier alſo eine in ſeiner 
Stellung gewiß höchſt zuverläſſige Erläuterung darüber, 
wie die Beſtimmung der „alten Pflichten,“ ſich der 
„Staatshändel“ zu enthalten, und die der „heutigen 
Grundſätze,“ den „religiöfen und politiſchen Parteikämpfen“ 
fern zu bleiben, richtig zu verſtehen ſeien. Folgendes iſt 
das Ergebniß ſeiner Unterſuchung: 

Die alten Grundſätze der Logen über die Nichtein⸗ 
miſchung in die religidfen und politiſchen Kämpfe enthalten 
kein „ſittliches Gebot,“ ſondern haben nur den Zweck, „für 
den innern Frieden innerhalb der Loge“ zu ſorgen. 

Dieſe Grundſätze leiden immer dann eine Ausnahme, 
wenn die „Theilnahmloſigkeit des Bundes zu einem 
Charakterfehler und zu einer ſittlichen Verſchuldung“ würde. 

In dieſen Fällen darf und muß der Bund in den 
Kampf eintreten und ſeine Kräfte anſpannen. Er kann 
dies aber um ſo wirkſamer, je univerſeller ine Organi⸗ 
ſation it. 


Bei dieſer religiöſen oder politiſchen Aotion des 
Bundes ſind aber bezüglich der Art und Weiſe zwei 
Rückſichten zu nehmen: 

erſtens, daß der innere Frieden unter den Mitgliedern 
dadurch nicht geſtört werde, 

zweitens, daß der Bund ſich dabei äußerlich nicht 
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compromittire, ſondern vielmehr dieſe Gefahr und die 
„äußerlichen Thaten“ den einzelnen Brüdern überlaſſe. 

Das iſt nun auch die rechte und allgemeine Inter⸗ 
pretation der Maurerregeln, welche ſchon jetzt über die 
Anſicht einzelner conſervativer Freimaurer, daß die Loge 
ſich mit Kirche und Politik nicht zu befaſſen habe, ebenſo 
den Sieg davon getragen hat, wie die Anſicht, daß auch 
die Juden und Nichtchriſten in den Bund eintreten können, 
über das ſo lanze von den gläubigen Mitgliedern ver⸗ 
theidigte „chriſtliche Princip“ geſiegt hat. 

Wir übergehen die Unwahrheit, daß die Hierarchie 
grundſätzlich den fanatiſchen Haß gegen Andersdenkende 
entflamme, während die eigene Lebensthätigkeit des Dr. 
Bluntſchli darin beſteht, den fanatiſchen Haß gegen die 
Katholiken zu entflammen. Wir übergehen die gleißne⸗ 
riſche Rede von der finſtern Macht mit unermeßlichen 
Mitteln, während man die Kirche ausraubt, bindet, unter 
Ausnahmegeſetze ſtellt und ſelbſt im Beſitze aller Macht⸗ 
mittel iſt, welche die begünſtigtſte Stellung nur bieten 
kann. Wir übergehen das lächerliche Bild von den Ordens⸗ 
leuten der Finſterniß, die den Boden unterminiren, wäh⸗ 
rend man ſelbſt jo recht zu einem Bunde gehört, deſſen 
ganze Thätigkeit eine geheime iſt, und ſich daher ex pro- 
fesso auf das Unterminiren verſteht. Wir acceptiren da⸗ 
gegen das Geſtändniß aus dem Munde des Großmeiſters 
der Großloge von Baireuth, daß die „alten Pflichten“ 
nicht, wie es ſo oft geſagt wurde, die Thätigkeit der Logen 
von dem religiöſen und politiſchen Gebiete ausſchließen, 
daß der Bund vielmehr unter Bedingungen, worüber nur 
er ſelbſt entſcheidet, in die religiöſen und politiſchen 
Kämpfe der Zeit einzugreifen verpflichtet iſt, und zwar als 
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Weltbund, daß er aber bezüglich der Art und Weiſe dieſer 
Ordensthätigkeit ſich von zwei Rückſichten der Klugheit 
leiten läßt, indem er erſtens dabei alles vermeidet, was 
innerhalb der Logen Streit veranlaſſen könnte, und indem er 
zweitens nach Außen nie als Bund auftritt, ſondern, 
um als ſolcher verborgen zu bleiben, ſeine „äußerlichen 
Thaten“ den einzelnen beauftragten Mitgliedern überläßt. 
Da haben wir das ganze Syſtem und die Gefahren 
deſſelben vor uns. Ich glaube zwar nicht, daß die Groß⸗ 
logen in Berlin dieſer Anſicht des Großmeiſters der 
Großloge von Baireuth unbedingt beiſtimmen werden. 
Erſtere verfolgen eine vielfach gemäßigtere und beſonnenere 
Richtung, theils wegen ihrer Beziehungen zum Hofe, theils 
dadurch, daß eine große Anzahl ihrer Mitglieder den 
conſervativen und auch chriſtlichen Kreiſen angehört. Die 
Großlogen in Berlin haben aber zwar noch die formelle, 
aber nicht mehr die geiſtige Leitung des Logenweſens in 
Preußen. Die Richtung, welche der Großmeiſter Blunt⸗ 
ſchli vertritt, iſt die geiſtig weit ſtärkere und einflußreichere 
und ſo ſtehen wir unfehlbar vor einer Entwickelung des 
Freimaurerbundes in Deutſchland, wobei ähnlich wie in 
Belgien, der Freimaurerbund mit ſeiner ganzen Kraft in 
die politiſche Thätigkeit mehr und mehr eintreten wird. 
Der conſervativ⸗chriſtliche Geiſt, der ſich noch theilweiſe in 
den Berliner Großlogen erhalten hat, wird ebenſo auf dem 
Gebiete der Freimaurerei verdrängt werden, wie die alt⸗ 
preußiſche conſervativ⸗chriſtliche Geſinnung auf politiſchem 
Gebiete. | 
Eine Beſtätigung des eben Geſagten finden wir in 
einem anderen bezeichnenden Vorfall auf maureriſchem Ge⸗ 
biete. In der Conflictszeit ſahen ſich die drei Großlogen 
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in Berlin: die Große National⸗Mutterloge zu den drei 
Weltkugeln, die Große Landesloge von Deutſchland und 
die Große Loge in Preußen genannt Royal = York zur 
Freundſchaft, in einem höchſt vorſichtig redigirten Rund⸗ 
ſchreiben vom 14. Juni 1864 veranlaßt, „allen Brüdern 
die gewiſſenhafte Erfüllung beſonders derjenigen maureri⸗ 
ſchen Pflichten, welche ſich auf ihre Haltung der Außenwelt 
gegenüber beziehen, ernſtlich und nachdrücklich an's Herz 
zu legen.“ In dieſem Schreiben heißt es nun: ö 

„Wir erkennen in unſern Statuten als Pflichten an: Ehr⸗ 
furcht, Gehorſam und Liebe gegen den Landesherrn, treue Die⸗ 
ner und Anhänger deſſelben und friedfertige Unterthanen der 
bürgerlichen Gewalt zu ſein, alle unbeſcheidenen Beurthei⸗ 
lungen des Landesherrn und der Einrichtungen und Ver⸗ 
fügungen der Regierung zu vermeiden. Dieſe Pflichten 
ſind wie alle andern Bruderpflichten nicht der ſubjektiven 
Deutung des Einzelnen anheimgegeben; ſie erheiſchen viel⸗ 
mehr wie die übrigen ihre Erfüllung im Geiſte und in 
der Wahrheit. Ja, ſie treten mit um ſo größerem Ernſt 
an uns heran, als wir in unſerm Könige und Herrn zu⸗ 
gleich unſern hochwürdigen Protektor und allerdurchlauch⸗ 
tigſten Bruder verehren, deſſen wohl von Niemand ver⸗ 
kannte hochherzige Beſtrebungen wir mit allen unſeren Kräf⸗ 
ten, ja ohne Rückſicht auf perſönliche Meinungen um der 
Liebe willen zu fördern verpflichtet ſin dd. Iſt nun 
auch ſelbſtberſtändlich jede Beſprechung unmittelbar politi⸗ 
ſchen Inhalts in der Loge auf das Strengſte zu vermei⸗ 
den, ſo erwarten ſie (die Großlogen) doch von den vor⸗ 
ſitzenden Meiſtern und den Beamten aller Tochterlogen, 
daß ſie in geeigneter Weiſe den Brüdern die oben erwähn⸗ 
ten Bundespflichten mit Hindeutung auf die praktiſche Aus⸗ 
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übung derſelben allen Ernſtes an's Herz legen werden, um 
nicht nur eine Aufgabe der Freimaurerei überhaupt zu er⸗ 
füllen, ſondern auch den allerhöchſten Intentionen möglicht 
zu entſprechen.“ 

Der lezte Satz verbreitet hinreichendes Licht N 
den Urfprung dieſes Ausſchreibens und der Inhalt des: 
ſelben war allerdings geeignet, in dieſer ſchweren Zeit dem 
„hochwürdigen Protektor“ die beruhigende Ueberzeugung 
beizubringen, daß ſeine Brüder in den Logen ſich je⸗ 
der politiſchen Agitation gegen ihn enthalten würden. 
Dieſes Schreiben rief zwar den allgemeinſten Wider⸗ 
ſpruch und eine ſolche Indignation in den Logen her⸗ 
vor, daß man genöthigt war, ſich zu entſchuldigen und 
den Inhalt des Rundſchreibens durch nachträgliche Erläu⸗ 
terung ſo abzuſchwächen, daß nichts davon übrig blieb. 
Wir möchten wiſſen, ob der „hochwürdige Protektor“ auch 
von dieſen Vorfällen und von der gänzlichen Vereitelung 
ſeiner Intentionen Kenntniß erhalten hat. Der Vor⸗ 
fall beweiſt aber zur Genüge, daß unter gegebenen Ver⸗ 
hältniſſen ſelbſt die Großlogen in Berlin dem maureri⸗ 
ſchen Grundſatze, ſich in die politiſchen Händel nicht ein⸗ 
zumiſchen, nicht immer treu bleiben und den Verſuch 
machen, auf die Tochterlogen in einer beſtimmten politi⸗ 
ſchen Richtung einzuwirken. Wenn ſie in dem vorliegen⸗ 
den Falle allgemeine Mißbilligung fanden, ſo hatte das 
wohl weniger ſeinen Grund in dem Unwillen über die 
Beeinträchtigung jenes Grundſatzes, als vielmehr in der 
Uebereinſtimmung der Geſinnung faſt aller Tochterlogen 
mit der Oppoſition in den Kammern zur Zeit des Conflictes. 

In der That iſt auch das Bemühen, die Thätigkeit 
der Logen auf einen neutralen Boden außerhalb der reli⸗ 
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giöſen und politiſchen Zeitbewegung zu verſetzen und ihnen 
ein höher gelegenes indifferentes Gebiet anzuweiſen, wohin 
ſich die Streiter aus den verſchiedenen Heerlagern politi⸗ 
ſcher und religiöſer Kämpfe zurückziehen, um in den „hei⸗ 
ligen Hallen“ der Maurerei des vollkommenen brüderlichen 
Friedens zu genießen, ein unmögliches und deßhalb ganz 
erfolgloſes. Es ſind das kindliche Phantaſiebilder, aber 
vor dem Urtheil beſonnener Männer leere Chimären. Die 
Freimaurerei kann ſich von den religiöſen und politiſchen 
Kämpfen nicht fern halten, ſelbſt wenn ſie es redlich wollte, 
weil ſie nicht Dinge vereinigen kann, die ſich innerlich 
weſentlich widerſprechen. Es gibt nämlich keinen größeren 
Widerſpruch, als die Behauptung, daß der Bund auf der 
einen Seite nach der Verwirklichung der höchſten Aufgaben 
der Menſchheit ſtrebe und daß er ſich dennoch die volle 
Indifferenz gegen die Kämpfe auf dem Gebiete der Kirche 
und des Staates bewahre. 

Das Eine ſchließt das Andere aus. Wer das Ziel 
will, muß auch die Mittel wollen, die zum Ziele führen. 
Wenn der Freimaurerbund, um mit Dr. Bluntſchli zu 
ſprechen, an „dem künftigen Tempel veredelter Menſchlich⸗ 
keit“ arbeitet, wie kann er dann den Gebieten, welche 
Staat und Kirche umfaſſen, in ſeiner Bundesthätigkeit fern 
bleiben? Alle menſchlichen Beſtrebungen, alle menſchlichen 
Intereſſen, die ganze menſchliche Cultur liegt ja nicht 
außerhalb, ſondern innerhalb der Linien, die Kirche und 
Staat umſchreiben. Wie kann der Bund noch außerhalb 
derſelben Stoff und Baumaterial finden für den „Tempel 
veredelter Menfchlichleit?" Wie kann insbeſondere die 
Freimaurerei, welche weſentlich den modernen Grundſatz 
vertritt, daß der Staat in ſeiner jetzigen Entwickelung, 
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ohne weitere Beihilfe der Kirche, das Werk der menſch⸗ 
lichen Cultur allein zu beſorgen habe, den trügeriſchen 
Schein beibehalten, als ob ſie, die ſie denſelben Zweck 
verfolgt, ſich um Politik und Staat nicht kümmere? Es 
würde gewiß der Freimaurerei ſelbſt zur Ehre gereichen, 
wenn ſie endlich auf dieſe Illuſionen und auf die Zumu⸗ 
thung, welche ſie bisher der profanen Welt gemacht hat, 
den Bund als einen Verein anzuſehen, der ſich um die 
religiöſen und politiſchen Händel der Zeit nicht kümmert, 
verzichten und vielmehr offen und redlich das, was Dr. 
Bluntſchli den Brüdern in Zürich ausgeſprochen hat, 
auch eingeſtehen würde, daß nämlich der Bund mit 
ſeiner „univerſellen Organiſation“ in den politiſchen und 
religiöfen Tageskampf mit feiner ganzen Macht eintritt, 
ſo oft nach ſeinem Ermeſſen „die Theilnahmloſigkeit des 
Bundes zu einem Charakterfehler und zu einer ſittlichen 
Verſchuldung“ würde, daß er aber ſeine religiöſe und po⸗ 
litiſche Thätigkeit nach Außen, die „äußerlichen Thaten“ 
des Bundes den einzelnen Brüdern überläßt und ſich da⸗ 
vor hütet, als Bund in den äußern Kampf einzutreten, 
ſo daß der profanen Welt die politiſche Wirkſamkeit des 
Bundes immer verborgen bleibt. 

Wenn aber das, was uns Dr. Bluntſchli über die 
Thätigkeit der Logen und insbeſondere über die Art und 
Weiſe, dieſelbe nach Außen zu verheimlichen, ſagt, unzwei⸗ 
felhaft richtig ſteht, ſo muß doch die Ueberzeugung immer 
allgemeiner zum Durchbruch kommen, daß mit der Dul⸗ 
dung eines ſolchen Geheimbundes ein geordnetes Staats⸗ 
weſen nicht beſtehen kann. Drei Geſichtspunkte wollen wir 
zum Beweiſe insbeſondere hervorheben. 

1. Durch dieſes grundſätzliche Verbergen ihrer Wirk⸗ 
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ſamkeit nach Außen entzieht ſich die Freimaurerei erſtens 
allen ſtaatlichen und nichtſtaatlichen Controlen, denen ſonſt 
Alles im Staate unterworfen iſt. 

Die mächtigſte Controle der letzten Art iſt ler Oef⸗ 
fentlichkeit ſelbſt. Wie kann dieſe aber die Thätigkeit eines 
Bundes überwachen, der ſeine „äußerlichen Thaten“ den 
einzelnen Brüdern überläßt und ſich wohlweislich davor 
hütet, als Bund in den Kampf zu treten? Damit ent⸗ 
zieht er ſich zugleich jeder Verantwortlichkeit für ſeine 
äußerlichen Thaten. Er genießt ſo das doppelte Privileg, 
ſich der öffentlichen Controle und der öffentlichen Verant⸗ 
wortlichkeit zu entziehen. Eine Folge dieſes Verſteckenſpie⸗ 
lens iſt auch, daß das Hauptorgan der Oeffentlichkeit, die 
Preſſe, welche doch ſonſt in die geheimſten Winkel ein⸗ 
dringt und überall an Thüren und Schlüſſellöchern lauſcht, 
namentlich wenn es gilt, die Kirche zu verdächtigen, die 
Freimaurerei als nicht exiſtirend behandeln kann, ohne 
deßhalb vom Publikum der Unehrlichkeit oder der Beſtech⸗ 
lichkeit bezüchtigt zu werden. 

Aber auch jeder wirkſamen ſtaatlichen Controle ſind 
die Logen durch dieſes Verfahren großentheils entzogen. 
Die Rechtsſtellung der Freimaurerei in Preußen beruht 
auch jetzt noch ausſchließlich auf dem Edikt vom 20. Oc⸗ 
tober 1798. Durch daſſelbe wurden alle Geſellſchaften und 
Verbindungen verboten, a) deren Zweck, Haupt⸗ oder Ne⸗ 
bengeſchäft darin beſteht, über gewünſchte oder zu bewir⸗ 
kende Veränderungen in der Verfaſſung oder Verwaltung 
des Staates oder über die Mittel, wie ſolche Veränderun⸗ 
gen bewirkt werden könnten, oder über die zu dieſem Zwecke 
zu ergreifenden Maßregeln Berathſchlagungen, in welcher 
Abſicht es ſei, anzuſtellen; b) worin unbekannten Oberen 


— 107 — 


in irgend einer Weiſe Gehorſam verſprochen wird; o) wo⸗ 
rin bekannten Oberen auf irgend eine Art ein ſo unbe⸗ 
dingter Gehorſam verſprochen wird, daß man dabei nicht 
ausdrücklich alles dasjenige ausnimmt, was ſich auf den 
Staat, auf deſſen Verfaſſung und Verwaltung oder auf 
den vom Staate beſtimmten Religionszuſtand bezieht, oder 
was für die guten Sitten nachtheilige Folgen haben 
könnte; d) welche Verſchwiegenheit in Anſehung der den 
Mitgliedern zu offenbarenden Geheimniſſe fordern oder ſich 
angeloben laſſen; endlich e) welche eine geheim gehaltene 
Abſicht haben oder vorgeben oder zur Erreichung einer 
namhaft gemachten Abſicht ſich geheim gehaltener Mittel 
oder verborgener myſtiſcher, hieroglyphiſcher Formen bedie⸗ 
nen ). Wenn daher daſſelbe Edikt zugleich die drei vor⸗ 
her genannten Großlogen in Berlin und alle unter ihnen 
arbeitenden Tochterlogen geſetzlich tolerirte unter Ausſchluß 
‚aller anderen Logen, jo geſchah das offenbar in der dop⸗ 
pelten Abſicht, durch eine Art officieller Freimaurerei in 
Preußen die Gefahren des ſich ſelbſt überlaſſenen geheimen 
Logenweſens zu beſeitigen?) und zugleich von dieſer offi⸗ 


1) Staatsrecht der preußiſchen Monarchie von Dr. Rönne, 
1. Bd., II. Abth., S. 201, Note b. | 

2) Aehnlich ſcheint auch Napoleon gedacht zu haben. In 
der Staatsrathsſitzun g, wo die Anerkennung des „Großen Orients“ 
beantragt war, that er folgende Aeußerung: „Nein, nein! Wenn 
die Maurerei protezirt wird, iſt fie nicht zu fürchten; iſt fie autori⸗ 
ſirt, ſo würde ſie zu ſtark und könnte gefährlich werden. So wie ſie 
iſt, hängt ſie von mir ab, ich mag nicht von ihr abhängen.“ Später 
auf St. Helena gab er noch einen andern Grund an, indem er ſeinem 
Leibarzte ſagte: „Ich habe ſie (die Freimaurer) begünſtigt, weil ſie 
allenfalls gegen den Papſt gefochten hätten.“ Siehe „die Bauhütte, 
Organ des Vereins deutſcher Freimaurer.“ 1866. S. 283. 
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ciellen Freimaurerei alle politiſchen und religiöſen Dis⸗ 
cuſſionen, in der ängſtlichen Weiſe, wie das Edikt ſie in 
den erwähnten Beſtimmungen kund gibt, gänzlich auszu⸗ 
ſchließen. Zugleich wurde den drei Großlogen aufgegeben, 
jährlich dem Könige die Verzeichniſſe ſämmtlicher Mitglie⸗ 
der aller Tochterlogen einzureichen, und die Vorſteher der 
Großlogen für ihren ganzen Logenbund dem Staate ver⸗ 
antwortlich erklärt!). 

Ob nun die eben erwähnte Controle in jener Zeit 
dem Staate eine Garantie dafür bieten konnte, daß dieſe 
officielle Freimaurerei ſich innerhalb der Grenzen halten 
werde, welche in dem Edikte fo ängſtlich gezogen waren, 
vermögen wir nicht zu beurtheilen. Das aber ſteht doch 
wohl feſt, daß ſie bei den ſo gänzlich veränderten Verhält⸗ 
niſſen unſerer Zeit jene Garantie nicht mehr enthält. 
Anderen ſtaatlichen Controlen aber als den bezeichneten 
durch die Verantwortlichkeit der Vorſteher der Großlogen 
und durch die Einreichung der Mitgliederliſten ſcheint 
die Freimaurerei in Preußen nicht zu unterliegen. Na⸗ 
mentlich ſcheint ſie auch von jeder Beaufſichtigung Seitens 
der Lokalverwaltungsbehörden ſich gänzlich frei gemacht zu 
haben. Das ſind aber doch keine geordneten ſtaatlichen 
Zuſtände, bei denen ein ſo mächtiger Verein das Privile⸗ 
gium beſitzt, nicht nur von jeder Verantwortlichkeit für ſeine 
„äußerlichen Thaten,“ ſondern auch von e wirkſamen 
Controle befreit zu ſein. 

2. Durch dieſes grundſätzliche Verbergen nicht nur 
ihrer Wirkſamkeit nach Außen, ſondern auch ihrer ganzen 


1) Geſchichte der Freimaurerei von J. G. Findel. 2. Aufl. 
S. 527. 
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Exiſtenz, ihrer Macht, ihrer Zahl, ihrer Mitglieder u. ſ. w. 
gefährdet aber zweitens die Freimaurerei die weſentlichen 
ſtaatsbürgerlichen Rechte aller Jener, welche nicht ihr an⸗ 
gehören. Es genügt nicht, wie es die Freimaurer gerne 
thun, mit allgemeinen Tugendverſicherungen jede Möglich: 
keit des Mißbrauches dieſer geheimen Machtſtellung zu be⸗ 
ſtreiten. In einem geordneten Staatsweſen müſſen die 
beſtehenden Inſtitutionen ſelbſt die ſicheren Garantieen 
gegen Beeinträchtigung der allgemeinen ſtaats bürgerlichen 
Rechte bieten; ſie dürfen nicht durch Vertrauensvota erſetzt 
werden. Wie wenig wir aber dieſe Garantieen beſitzen, 
ſo lange ein mächtiger Geheimbund uns von allen Seiten 
unſichtbar umgibt und in allen Verhältniſſen uncontrolir⸗ 
bare Einflüſſe übt, beweiſt ein flüchtiger Hinblick auf die 
wichtigſten dieſer Rechte. 

Das weſentlichſte ſtaatsbürgerliche Recht iſt die 
Gleichheit vor dem Geſetze. Daraus folgt die gleiche Be⸗ 
rechtigung zu den öffentlichen Aemtern unter den geſetz⸗ 
lichen Bedingungen für alle dazu Befähigten. Wo aber 
die Wahl der Beamten und Staatsdiener, wo die öffent⸗ 
lichen Aemter von Mitgliedern geheimer Geſellſchaften ab⸗ 
hängig ſind, da fehlt offenbar die hinreichende Garantie 
für die gerechte Anerkennung dieſes verfaſſungsmäßigen 
Rechtes, da beſteht eine dringende Gefahr, daß andere 
Rückſichten als die Befähigung bei Vergebung der öffent⸗ 
lichen Aemter Einfluß üben. 

Aus der Gleichheit vor dem Geſetze fließt ferner der 
Anſpruch aller Staatsangehörigen auf gleiche Behandlung 
von Seiten der Verwaltungsbehörden in allen Fällen, wo 
die Genehmigung oder Unterſtützung des Staates erfor⸗ 
derlich iſt. Wo aber die öffentlichen Aemter ſich in den 
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Händen der Mitglieder uncontrolirbarer geheimer Verbin⸗ 
dungen befinden, da entbehren alle Jene, welche dieſen 
Verbindungen nicht angehören, wieder die nothwendigſten 
Garantieen für den vollen Beſitz dieſes Rechtes und es 
beſteht die dringende Gefahr, daß ſie vielfach denen nach⸗ 
geſetzt werden, welche mit den Staatsbeamten durch die 
geheime Verbindung in beſonders freundſchaftlicher Be⸗ 
ziehung ſtehen. 

Aus der Gleichheit vor a Geſetze entſpringt endlich 
das wichtigſte aller Rechte, eine vollkommen gleiche Rechts⸗ 
ſprechung und Rechtspflege für alle. Als nothwendige 
Garantie für dieſes koſtbare Gut wird allgemein die volle 
Unabhängigkeit des Richterſtandes angeſehen. Deßhalb 
fordert man auch die Unabſetzbarkeit des Richterſtandes, 
weil man davon ausgeht, daß der abſetzbare Richter nicht 
mehr jene volle Unabhängigkeit genießt, welche als noth⸗ 
wendige Garantie für die Gerechtigkeit ſeiner Urtheile an⸗ 
geſehen wird. Wenn aber die Unabhängigkeit des Richter⸗ 
ſtandes durch die willkürliche Entfernung deſſelben von 
ſeiner Stelle gefährdet iſt, wer kann dann leugnen, daß 
auch in der geheimen Verbindung eines Richters mit vie⸗ 
len feſtgegliederten Parteigenoſſen eine große Gefahr liegt 
für die volle Unabhängigkeit ſeines Urtheiles. Wenn die 
Annahme, daß die Möglichkeit einer Amtsentſetzung die 
volle Unbefangenheit des richterlichen Urtheiles trüben 
könne, nach allgemeinem Urtheil wohl begründet iſt, ſo iſt 
gewiß die Gefahr nicht minder begründet, daß die gehei⸗ 
men Intereſſen des Bundes und der Bundesgenoſſen auch 
die volle eee des Urtheils beeinträchtigen 
konnen. 

Aber auch die Wahlfreiheit, welche gleichfalls zu den 
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allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechten gehört, iſt durch die 
Exiſtenz der geheimen Geſellſchaften bedroht. Die Einflüſſe, 
welche von ihnen bei Gelegenheit der Wahlen geübt wer 
den, entziehen ſich zwar gleichfalls ganz der Oeffentlichkeit. 
In welchem Umfange aber die Wahlfreiheit von den Logen 
in den Ländern verkümmert wird, wo die Freimaurerei 
ſich der Politik und der politiſchen Agitation bemächtigt 
bat, beweiſen die Vorgänge in Belgien ). Je mehr ſich 
das Programm des Herrn Dr. Bluntſchli in Deutſch⸗ 


1) Ein bezügliches Schreiben des „Groß⸗DOrients von Belgien“ 
wollen wir hier in wörtlicher Ueberſetzung mittheilen. Es lautet: 

„Erſtens wird die Loge, in deren Sprengel eine Wahl ſtatt⸗ 
findet, einen Freimaurercandidaten zur Genehmigung des Großen 
Dirients vorſchlagen, um den e Brüdern auferlegt zu 

werden. N 

„Bei den Wahlen, gleichviel ob es ſich um National-, Pro⸗ 
vinzial⸗ oder Municipalwahlen handelt, iſt die Zuſtimmung des Gro⸗ 
ßen Orients gleicherweiſe nothwendig, gleicherweiſe vorbehalten. 


„Jedet Maurer ſoll ſchwören, daß er all' ſeinen Einfluß aufs 
wende, um die genehmigte Candidatur durchzuſetzen. 


„Der erwählte Freimaurer iſt verpflichtet, in der Loge ein Glau⸗ 
bensbekenntniß abzulegen, wovon Act genommen wird. 

„Man wird ihm zu verſtehen geben, daß er bei wichtigen Er⸗ 
eigniſſen, welche während der Dauer ſeines Mandates eintreten kön⸗ 
nen, zu dem Lichte dieſer Loge oder des N Orients ſeine Zu⸗ 
flucht nehme. N 

„Wer ſeine eingegangenen e nicht hält, ſetzt ſich 
ſchweren Strafen, ſelbſt der Ausſchließung aus dem Orden aus; die 
Ausführung dieſer Maßregeln der Strenge iſt der Discretion des 
Großen Orients überlaſſen.“ La Franc-Maconnerie soumise à la publi- 
citö a l’aide de documents authentiques. Amand Neut à Gand. 
1865. Append. XIII. p. 235. 
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land verwirklicht, um jo gewiſſer wird auch bei uns 
Aehnliches geſchehen. 

Wir glauben hiermit ausreichend bewieſen zu haben, 
daß geheime Verbindungen alle Garantieen für den vollen 
Genuß der ſtaats bürgerlichen Rechte aller Staatsbürger, 
welche ihnen nicht angehören, in Frage ſtellen. 

3. Ein ſo mächtiger Geheimbund wie die Freimaurerei 
wird aber drittens je nach Verhältniſſen bald der allge⸗ 
meinen Freiheit, bald dem Staate gefährlich werden. 

Der allgemeinen Freiheit wird die Freimaurerei ge⸗ 
fährlich, wenn der Staat ſich mit ihr verbindet und ſich 
als Werkzeug für die Beſtrebungen des Bundes gebrauchen 
läßt. Die Loge wird ſich dann bemühen, den Staat für 
ihre „äußerlichen Thaten,“ ſoweit ſie vermag, auszubeuten. 
In einem ſolchen Lande iſt jede Volksfreiheit in Gefahr. 
Der Bund wird unter Umſtänden, die ihm günſtig ſind, 
ein Werkzeug des härteſten Abſolutismus werden. Geheim⸗ 
bündler in der Regierung, Geheimbündler in der Kammer, 
Geheimbündler auf den Lehrſtühlen, Geheimbündler in der 
Preſſe, Geheimbündler ſogar in der Gemeindevertretung 
werden ſich dann in ihrer verborgenen Thätigkeit nicht 
nur auf Koſten der Nichtmaurer brüderlich unter⸗ 
ſtützen, ſondern ſie werden auch bei wachſender Macht 
und wachſendem Einfluß den Verſuch machen, den Staat 
für ihre Intereſſen zu gebrauchen und ſelbſt die Freiheit 
des Volkes zu unterdrücken, wo, immer dieſe ihren Bun⸗ 
desbeſtrebungen gefährlich wird. Die Bundesintereſſen 
ſind ja die alleinberechtigten Culturintereſſen der Menſchheit. 

Dieſer Zuſtand iſt bereits in nicht wenigen Staaten 
eingetreten. In ihnen wird das ganze Staatsweſen eine 
Art Domäne dieſer im Geheimen Alles beherrſchenden 


verſteckten Partei und trotz allem Scheine von Humanität, 
Aufklärung und Fortſchritt um ſo mehr vom Geiſte der 
Unwahrheit durchdrungen, je mehr man das Alles 
nach Außen hin ableugnen, für eine Erfindung fanatiſcher 
Ultramontanen und Jeſuiten erklären muß. So entſteht 
dann die eigenthümliche Lage, daß zwar die Ueberzeugung 
von dem maßgebenden Einfluſſe der Logen bei Beförde- 
rung im Staatsdienſt, bei Protektion in den höheren Handels⸗, 
Geſchäfts⸗ und Börſenkreiſen thatſächlich allgemein ver⸗ 
breitet iſt, und deßhalb nicht wenige in die Logen ein⸗ 
treten, um ihre Protection zu erlangen; daß dagegen Je⸗ 
der, welcher wagt, Aehnliches öffentlich zu behaupten, wie 
ein Schwachſinniger mit Spott und Hohn überſchüttet 
wird. In vertraulichen Geſprächen wird die wahre Sach⸗ 
lage gern anerkannt. Ich ſelbſt habe aus dem Munde 
eines ſehr hochgeſtellten und einflußreichen Mannes, wel⸗ 
chem Niemand die eingehendſte Kenntniß der deutſchen 
Verhältniſſe abſprechen kann, das Urtheil über einen deut⸗ 
ſchen Staat gehört, daß ſein Fürſt und deſſen ganze Re⸗ 
gierung lediglich ein Spielball der Loge ſei. 

Wo dagegen ein Staat ſich mit der Freimaurerei in 
einem innern unausgleichbaren Geſinnungsconflict befindet, 
wird jedes geordnete Staatsweſen genau in dem Maße 
unmöglich, in welchem die Loge oder aus ihr hervorge— 
gangene Geheimbünde dort Macht und Einfluß haben. 
Unter ſolchen Verhältniſſen wird jeder Geheimbund 
ſtaatsgefährlich !). Gegen einen Gegner, der überall 


— 


1) Sehr bezeichnend iſt es deßhalb, daß gerade von der Loge 
jetzt gegen die katholiſche Kirche die Anklage auf Staatsgefährlichkeit 
erhoben wird. Dieſe Anklage iſt höchſtens in Bezug auf den Freimau⸗ 
rerſtaat wahr. 

v. Ketteler, Katholiken. 8 
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in vollkommen gedeckter Stellung kämpft, der nie als 
Bund auftritt, ſondern ſeine ganze Thätigkeit verbirgt, 
um ſie durch einzelne Mitglieder, welche als ſolche aber 
wieder unkennbar ſind, auszuüben, kann der Staat ſich 
nicht vertheidigen. Kein Staat, der in ſeinem ganzen 
Organismus in allen ſeinen Gliedern und Gelenken einen 
verſteckten, ihm nach Umfang und Wirkung unbekannten 
feindlichen Stoff ſtecken hat, kann dabei beſtehen. 

Daraus erklärt ſich zu einem Theile das Siechthum 
mancher katholiſchen Staaten. Es geht ihnen wie einem 
mächtigen Baume, der noch ſeinen Stamm, ſeine Aeſte 
und Zweige hat, aber im verborgenen Kerne krank iſt. 
So ſind auch dieſe Staaten durch die unſichtbare Thätig⸗ 
keit der Mitglieder geheimer Geſellſchaften kernkrank und 
von dem verborgen nagenden Wurme zum Abſterben 
verurtheilt. Dieſe Gefahr der geheimen Geſellſchaften 
wird dadurch aber um ſo größer, daß die Freimaurerei 
überall da, wo ſie ſich mit der Staatsordnung im Kampfe 
befindet, jede innere Disciplin immer mehr verliert und 
vielleicht gegen ihren Willen Veranlaſſung zu vielen andern 
geheimen Verbindungen wird, in welchen zuletzt die Re⸗ 
volution mit allen Mitteln geheimer Verſchwöͤrer betrieben 
wird ). 


1) Die Freimaurerei verträgt keine Kritik von Seiten ſol⸗ 
cher, die ihr nicht angehören. Dagegen üben manche Freimaurer 
in ihren Kreiſen eine höchſt anerkennenswerthe Kritik, wobei auch die 
Ausartungen und die Gefahren der Loge redlich eingeſtanden werden. 
Wir können uns nicht verſagen, einige Stimmen in dieſer Richtung 
mitzutheilen. Sie beweiſen, wie gefährlich die Gebeimbündlerei wer⸗ 
den kann. Schon vor ſiebenzig Jahren legte die Große Landesloge 
von Berlin in einem Schreiben an die Große Loge Royal Pork in 
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Aus dem allen ergibt ſich aber zur Genüge die 
Richtigkeit meiner oben aufgeſtellten Behauptung, daß 
nämlich ein mächtiger Bund, welcher ſich allen Controlen 
der Oeffentlichkeit und des Staates entzieht, die ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte Derer, welche ihm nicht angehören, 
gefährdet und den Staat ſelbſt entweder beherrſcht oder 
ihn zu Grunde richtet, in einem geordneten Staatsweſen 
nicht geduldet werden darf. | 

Wir fordern indeſſen nicht die ſtaatliche Unterdrückung 
der Freimaurerei, ſondern nur, daß ſie einen ehrlichen, 
offenen Kampf mit offenem Viſir auf dem Boden des all⸗ 
gemeinen Geſetzes mit uns führe; insbeſondere alſo: 

erſtens, daß der Staat alle geheimen Geſellſchaften 
durch das Strafgeſetz verbiete, 


Berlin folgendes Geſtändniß ab: „Es gäbe faſt keinen Irrthum, 
keine Schwachheit, keine Bosheit, welche nicht unter dem ehrwür⸗ 
digen Namen der Freimaurerei verbreitet worden. Man hätte 
Goldmacherei, Geiſterſeherei, Fanatismus, Revolution und Giftmi⸗ 
ſcherei unter dieſem Mantel erblickt. Und wem anders ſei dieſer Un⸗ 
fug zuzuſchreiben, als Denjenigen, welche mit verwegener, frevelnder 
Hand die Urverfaſſung des Ordens erſchütterten, deſſen Einrichtun⸗ 
gen und Gehräuche abzuändern und angeblich zu verbeſſern wagten, 
und den verderblichen Grundſatz verbreiteten, daß auch der ehrwür⸗ 
dige Freimaurerorden ſich dem Reformationsgeiſte der neuern Jahr⸗ 
hunderte unterwerfen müſſe.“ Keller, Geſch. der Freimaurerei in 
Deutſchland. Gießen, 1859. S. 219. 

Obiges Urtheil beſtätiget in neuerer Zeit ein Freimaurer, wel⸗ 
cher in der „Latomia“ das Treiben der Hochgrade einer längeren 
Kritik unterwirft, wenn er ſagt: „Sind nicht unter dem Prätexte 
geheimnißvoller Kenntniß und erhabener Weisheit die niedrigſten, un⸗ 
ſittlichſten Dinge getrieben worden? Der Verdacht wird immer blei⸗ 
ben, wenn man bei den höheren Graden, namentlich den Rachegraden, 

* 


— 16 — 


zweitens, daß folglich auch die Freimaurerei dem 
Charakter eines Geheimbundes vollſtändig entſage, 

drittens, daß jedes Ausnahmegeſetz über die Frei⸗ 
maurerei aufgehoben und dagegen dieſelbe unter die all⸗ 
gemeinen Geſetze und unter die Controle der ordentlichen 
Berwaltungsbehörden wie die übrigen pulitiſhen Vereine 
geſtellt werde, 

viertens, daß die ſtaatliche Aufſicht über die Logen 
nur von ſolchen Beamten geübt werde, welche der Frei⸗ 
maurerei nicht angehören. 

Alle dieſe Forderungen ſind in ſich ſo berechtigt, daß 
ſie auf die Dauer nicht verweigert werden können, wenn 
ſie mit Ausdauer und auf allen geſetzlichen Wegen gel⸗ 
tend gemacht werden. 


verharrt, daß, wie früher der Dolch practiſch gebraucht wurde in 
Verſchwörungen gegen die geſetzmäßigen Herrſcher, derſelbe auch jetzt 
noch feine Anwendung finden könne. Die Regierungen,“ fo fährt er 
fort, „dürfen ſolche geheimnißvolle Genoſſenſchaften, in deren Schooße 
dergleichen Tollheiten getrieben werden, nicht dulden.“ Latom. 1865. 
S. 308, 314. 


Ahlubwork 


Ob es gelingen wird, die großen Ideen von 
Gerechtigkeit, Freiheit und Ordnung, wie ſie aus dem 
Chriſtenthum entfprungen find und ſich in den chriſtlichen 
Völkern entwickelt haben, im Deutſchen Reiche zu verwirk⸗ 
chen und demſelben eine ihnen entſprechende ſtaatliche und 
geſellſchaftliche Verfaſſung zu geben, das hängt von der 
Stellung ab, welche das Deutſche Reich zum en 
und zur Kirche nehmen wird. 

Nur chriſtliche Völker können freie Völker mit wahr⸗ 
haft freien Inſtitutionen ſein. Das lehrt uns die Ge⸗ 
ſchichte der Staaten des Alterthums und aller nicht chriſt⸗ 
lichen Völker. Das römiſche Reich war die eiſerne Herr: 
ſchaft der Stadt Rom und ihrer Bürger über die Welt. 
Die griechiſchen Republiken waren gleichfalls die Herrſchaft 
einzelner Volksklaſſen über ihre Sklaven und über alle 
Völker, welche ſie ſich im Kriege unterwarfen. Die Idee 
der Freiheit und Gerechtigkeit für alle war ihnen gänzlich 
fremd; wir verdanken ſie dem Chriſtenthum, oder richtiger, 
wir verdanken ſie dem Sohne Gottes, der vom Himmel 
auf die Erde herabgeſtiegen iſt, um den Menſchen mit der 
Erlöſung auch die wahre Freiheit, zunächſt die Freiheit 
von der Lüge und der Sünde, die ſittliche Freiheit, dann 
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aber auch in Folge davon die Freiheit auf allen andern 
Gebieten des menſchlichen Lebens wieder zu bringen, Das 
Mittelalter arbeitete daran, die großen chriſtlichen Ideen 
auch in den bürgerlichen und ſtaatlichen Verhältniſſen zu 
verwirklichen. Daraus iſt die wunderbare Organiſation 
des Staates und der Geſellſchaft der chriſtlichen Völ⸗ 
ker des Mittelalters hervorgegangen. Wir haben in 
unſerer Schrift einige der Gründe angegeben, welche dieſe 
Entwickelung freiheitlicher Verfaſſungsformen zuerſt aufge⸗ 
halten und dann nach und nach wieder zerſtört haben. 
Der Grund aber, warum nur chriſtliche Völker freie 
Völker mit wahrhaft freiheitlichen Inſtitutionen ſein kön⸗ 
nen, liegt darin, daß nur das Chriſtenthum in ſeinen Leh⸗ 
ren, in ſeinen Vorſchriften und in ſeinen Gnaden jene 
ſittliche Kraft dem Volke mittheilt, ohne welche allgemeine 
Freiheit unter den Menſchen unmöglich iſt. Nur die dem 
Chriſtenthum entſpringende ſittliche Kraft vermag nämlich 
den Mißbrauch der Freiheit ſelbſt abzuwenden, deſſen 
Möglichkeit überall eintritt, wo Freiheit beſteht und wel⸗ 
cher um ſo gefährlicher wird, je größer die Freiheit iſt. 
Wo dieſes Correktiv der Freiheit, welches ihren Gebrauch 
regelt und ordnet, in der Geſinnung des Volkes fehlt, da 
führt ihr Mißbrauch immer zu dem andern Correktiv, 
welches dann allein übrig bleibt, nämlich zur deſpotiſchen 
Staatsgewalt und zur Zerſtörung aller freiheitlichen In⸗ 
ſtitutionen im Volke. Nicht minder aber bedürfen auch 
die Träger der Staatsgewalt dieſer ſittlichen Kraft, welche 
nur das Chriſtenthum verleiht, um ihnen die Achtung vor 
den Rechten, vor der Freiheit des Volkes zu bewahren 
und ſie vor dem Mißbrauch der Gewalt zu ſchützen. Wo 
dieſes ſtarke ſittliche Correktiv in der Geſinnung der In⸗ 
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haber der Staatsgewalt fehlt, da bleibt gegen den Miß⸗ 
brauch der Gewalt gleichfalls kein anderes Correktiv übrig, 
als revolutionäre Bewegungen. Mißbrauch der Freiheit 
und in Folge deſſen harter Deſpotismus; Mißbrauch der 
Gewalt und in Folge deſſen Revolution — das iſt ſo 
ziemlich das wechſelnde Bild in der Geſchichte aller Völ⸗ 
ker, in welchen das Chriſtenthum nicht durch ſeine ſitti⸗ 
gende Kraft Freiheit und Gewalt in ihren rechten Gren⸗ 
zen erhält. | * 

Am wenigſten aber können conſtitutionelle Formen 
allein ohne dieſe ſittlichen Lebenskräfte uns die wahre 
Freiheit und freiheitliche Inſtitutionen gewähren. Das 
beweiſen alle Länder, Frankreich an der Spitze, in denen 
der Conſtitutionalismus längere Zeit ſeine Herrſchaft ge⸗ 
übt hat. Der Eonititutiona.ismus kann vielmehr, wie wir 
geſehen, unter Umſtänden ſogar zur ſchlimmſten Unterdrückung 
der Freiheit führen durch das ihm anklebende Princip der 
Herrſchaft der Majorität. Aus demſelben Grunde ſchließt 
der reine Conſtitutionalismus in dem Maße, wie er ſich 
von der Religion trennt, auch die größten Gefahren für 
die Sittlichkeit des Volkes in ſich. Die Mittel, welche 
ſowohl die Staatsgewalt wie die Parteien vielfach anwen⸗ 
den, um die Majorität, von der ja in dieſem Syſteme 
Alles abhängt, an ſich zu reißen, dieſer Einfluß der Be⸗ 
amten, dieſe Agitationen der Preſſe, dieſe Beſtechungen, 
dieſe alle Leidenſchaften anregenden Wahlverſammlungen 
entſittlichen das Volk. Dadurch gefährdet aber der Con⸗ 
ſtitutionalismus gleichfalls die Freiheit, welche ohne Sitt⸗ 
lichkeit nicht lange beſtehen kann. 

Die Zukunft des Deutſchen Reiches hängt daher von 
der Stellung ab, welche daſſelbe zur Religion, zum Chri⸗ 
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ſtenthum, zur Kirche einnehmen wird. Das war auch der 
einfache Sinn der Worte des Heiligen Vaters, als er 
jenes Bild aus dem Propheten Daniel von dem Steine, 
der ſich ohne Menſchenhand loslöſt und herabſtürzend die 


Bildſäule zerſtört, auf das Deutſche Reich anwandte. Er 


wollte damit nichts anders ſagen, als was die hl. Schrift 
von ihrem erſten bis zu ihrem letzten Blatte beſtätigt, daß 
„wenn der Herr das Haus nicht baut, die Baumeiſter 
umſonſt bauen ).“ Im Hinblicke auf dieſe Wahrheit und 
auf manche Vorkommniſſe im Deutſchen Reiche wollte er 
warnen vor einer Richtung, die durch die ganze Zeit geht, 
die Staat und Kirche feindlich gegenüberſtellen will und 
in ihren Folgen noch verderblicher für den Staat ſelbſt, 
wie für die Kirche iſt. In den Worten des Papſtes lag 
nicht entfernt der Gedanke, daß das, was dieſes prophe⸗ 
tiſche Wort enthält, am Deutſchen Reiche in Erfüllung 
gehen werde. Das hat eine ſervile und boshafte Preſſe, 
welche die Pflichten des Oberhauptes der Kirche und die 
Größe eines Mannes, der, entblößt von aller irdiſchen 
Macht, nicht aufhört, Fürſten und Völker ſchlicht und ein⸗ 
fach die Wahrheit zu ſagen und ſie vor Fehlgriffen zu 
warnen, nicht verſteht, in die Worte des Papſtes hinein⸗ 
gelegt. Wie man den Mund des Prieſters zubinden 
möchte, damit er nicht mehr die Wahrheit ſpricht, ſo will 
man auch die Wahrheit aus dem Munde des Hohen⸗ 
prieſters nicht mehr vernehmen. Was aber der Papſt hier 
geſagt hat, das wiederholt die Religion, das muß jeder 
Chriſt beſtätigen, daß jedes Reich zu Grunde gehen wird, 
welches ſich von der Religion und vom Chriſtenthum trennt. 


1) Bf. 126, l. 
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Nicht weil der Papſt in feindſeliger Geſinnung wünſcht, 
daß das Deutſche Reich Schaden leide, hat er dieſe Worte 
geſprochen, ſondern vielmehr, damit es nicht geſchehe, da⸗ 
mit man die Wege verlaſſe, welche unfehlbar zur Beſchä⸗ 
digung und zum Verderben des Reiches führen müſſen. 
Die Verblendung iſt weit gediehen. Noch in dieſen 
Tagen nimmt die halbamtliche „Provinzial⸗Correſpondenz“ 
bei ihrem Rückblick auf das vorige Jahr keinen Anſtand 
zu ſagen: „Ja der Papſt nahm ausdrücklich Gelegenheit, 
eine entſchieden feindliche Politik des römiſchen Stuhles 
gegen das Deutſche Reich und die Zuverſicht auszuſpre⸗ 
chen, daß das Steinchen ſich von der Höhe loslöſen werde, 
das den Fuß des Coloſſes zerſchmettern ſolle. Die Re⸗ 
gierung und die Volksvertretung konnte je länger je we⸗ 
niger in Zweifel darüber ſein, daß es ſich von römiſcher 
Seite um einen einheitlich geleiteten Kampf gegen die ſtaat⸗ 
liche Souveränetät handele u. ſ. w.“ Von dieſem „ein⸗ 
heitlich von Rom aus geleiteten Kampf“ habe ich auch bei 
meinem Aufenthalt in Berlin ſchon Manches gehört. Es 
bleibt uns nur übrig, ſolchen Hirngeſpinnſten die Wahrheit 
entgegenzuſtellen, daß das Verhalten aller Biſchöfe, aller 
Prieſter und des ganzen katholiſchen Volkes in Deutſchland 
dieſe Anſchuldigung Lüge ſtraft. Eine gegen das Reich 
oder gegen die weltliche Souveränetät gerichtete Leitung 
von Rom iſt unmöglich, weil ſie mit allen Grundſätzen 
der Kirche, ja mit Allem, was der Papſt ſelbſt geſprochen, 
im Widerſpruch ſtehen würde. Wenn ſie aber möglich 
wäre, ſo würde kein Biſchof, kein Prieſter und kein Ka⸗ 
tholik in Deutſchland einer ſolchen Leitung Folge leiſten. 
Die Meinung, daß die Pflicht, auch ſolchen Anweiſungen 
des Papſtes, wenn wir das Unmögliche für möglich an⸗ 
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nehmen wollen, zu folgen, in der Lehre von der Unfehl⸗ 
barkeit des Papſtes liege, iſt eben auch nur ein Hirn⸗ 
geſpinnſt unſerer Gegner. Es kann doch unmöglich in dem 
wahren Intereſſe des Deutſchen Reiches liegen, ſich in 
namenloſer Verblendung dort Feinde des Deutſchen Rei⸗ 
ches hervorzuzaubern, wo man nur Männer und ein bra⸗ 
ves Volk vor ſich hat, welche entſchloſſen ſind, alle ihre 
Pflichten gegen Staat und Fürſten in unverbrüchlicher 
Treue zu erfüllen. 

Wir ſtehen jedenfalls vor einem entſcheidenden Zeit⸗ 


punkte. Gott hat es zugelaſſen, daß das Deutſche Reich 


eine Macht und eine Stellung gewonnen hat, wie ſie ſel⸗ 
ten Menſchenhänden anvertraut worden iſt. Welcher Se⸗ 
gen könnte für Deutſchland und ſelbſt für die Völker weit 
über Deutſchlands Grenzen hinaus ſich an den rechten 
Gebrauch dieſer Macht knüpfen! Wehe Denen, welche die 
Schuld tragen, wenn ſtatt deſſen alle jene beklagenswer⸗ 
then Zuſtände in unſerem Vaterlande eintreten, die aus 
religiöſen Kämpfen und aus jeder Abſchwächung der chriſt⸗ 
lichen Geſinnung im Volke nothwendig entſpringen. 

Wenn aber ſtatt des Friedens uns zerrüttende reli⸗ 
giöſe Kämpfe beſchieden ſind, ſo liegt der Grund derſelben 
nicht in einer Feindſchaft des Papſtes gegen Kaiſer und 
Reich, nicht in der Staatsgefährlichkeit der katholiſchen 
Kirche und ihrer Lehren, ſondern in dem verbrecheriſchen 
Beſtreben, den alten Streit zwiſchen Katholiken 
und Proteſtanten nicht mit geiſtigen Waffen, 
nicht auf dem Boden der Parität und Freiheit, 
ſondern durch gewaltſame Unterdrückung der 
katholiſchen Kirche in Deutſchland und unter 
Benützung der augenblicklichen Verlegenheiten 
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des Heiligen Vaters und der Verräthereien 
einiger Katholiken zu Ende zu führen. Das iſt der 
wahre Sinn aller jener Maßregeln, welche die national⸗ 
liberale Partei von dem Reiche fordert: die Verfol⸗ 
gung und die gewaltſame Unterdrückung der 
katholiſchen Kirche. Die Pforten der Hölle werden 
ſie aber nicht überwinden. 
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